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PRÄSIDENT WEIDSS (um 10 Uhr 30 Minu- 
ten):  Ich eröffne die Sitzung. Das Protokoll 
der letzten Sitzung ist geschäftsorfinungs- 
mäßig aufigelegen; es ist unibeanstandet ge- 
blieben, daher als genehmigt zu betrachten. 

Ich ersuche um Verlesung des Einlaufes: 
1. Vorlagen der Landesregierung. 

SCHRBFF~F~IHREIR l(Ziest): 
Vorlage der Landesregierung, )betreffend 

Abänderung des Blindenbeihilfengesetzes 
(6. Novelle). 

PRÄSIDBNT WBISS l(nach Zuweisung dey 
Gesetzesvorlage a n  den  zuständigen Aus-  
schufl): 2. Dringlichkeitsanträge gemäß Q 26 
der Landtagsgeschäftsordnung. 

SCHR~~FTF~~HRER (Ziest): 
Dringlichkeitsantrag 'der Abg. Marsch, 

Anderl, Bieder, Binder, Birner, Blabolil, 
Dr. (Brezavszky, Czidlik, Gerhartl, Graf, Gnün- 
Zweig, Helm, Jirovetz, Kaiser, 'Körner, Kos- 
ler, Mondl, Niklas, Peyerl, Rohata, Rösch, 
Schneider Viktor, Sigmund, Thomschitz und 
Wiesmayr, betreffend die Vorlage einer Liste 
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jener Wohnbaufiörderungsweriber, die Wohn- 
bauförderungsdarlehen aus dem bei der 
Continentalen Bank AG. bestehenden Konto 
„Land Niederösterreich - Wohnbauför- 
derung der Niogas und Newag" erhalten 
haben. 

Dringlichkeitsantrag der Abg. Marsch, 
Anderl, Bietder, Binder, Birner, Blabolil, 
Dr. Brezovszky, Czidlik, Gephartl, Graf, 
Grünzweig, Helm, Jirovetz, Kaiser, Körner, 
Kosler, Mondl, Niklas, Peyerl, Rohata, Rösch, 
Schneidmer Viktor, Sigmund, Thomschitz und 
Wiesmayr, betreffend die übertragung des 
Verfügungsrechtes iütber das bei der Con- 
tinentalen Bank AG. in Wien unter dem 
Titel ,,Land (NiederÖsterreich - Wohnbau- 
förderung der Niogas und Newag" be- 
stehende Konto an die Landesregierung. 

Dringlichkeitsantrag der Abg. Brunner, 
Reiter, Laferl, iLudwig, Buchinger, Rabl, 
Janzsa, Kienberger, Anzenberger, Diplom- 
ingenieur Robl, Weiß, Stangler, Schneider, 
Cipin, Keiiblinger, Schlegl, betreff end Niogas, 
haushaltsmäßige Erfassung fälliger Rück- 
flüsse. 

Dringlichkeitsantrag der Abg. Marsch, 
Anderl, Bieder, Binder, Birner, Blabolil, 
Dr. Brezovszky, CzidlTk, {Genhartl, Graf, 
Grünzweig, Helm, Jiravetz, Kaiser, Körner, 
Kosler, Mondl, Niklas, Peyerl, Rohata, Rösch, 
Schneider Viktor, Sigmund, Thomschitz und 
Wiesmayr, betreffend die Albberufung des 
Herrn Generaldirektors der Newag und Auf- 
sichtsratspräsidenten der Niogas, Herrn Lan- 
)deshauptmannstdluertreter a. D. Viktor 
Müllner. 

Dringlichkeitsantrag der Abg. Buchinger, 
Brunner, Reiter, Laferl, Ludwig, Rabl, 
Janzsa, Kienberger, Anzeniberger, Diplom- 
ingenieur Robl, Weiß, Stangler, Schneider, 
Cipin, Ke$blinger, Schlegl, betreff end die 
Geltendmachung der Verantwortlichkeit be- 
stimmter Mitglieder des Aufsichtsrates der 
Niederösterreichischen Elektrizitätswefie 
AG. (Newag) uind der Niederösterreichischen 
Gaswirtschafts-AG. (Niogas) nach den Be- 
stimmungen des Aktiengesetzes 1965. 

PRÄSIDENT WEjISS: Wir kommen zum 
Punkt 2 der Tagesordnung. Die Herren Ab- 
geordneten werden gdbeten, bei den folgen- 
den Wahlen die Stimmzettel je Wahlgang 
einzeln in die Urne zu geben. 

Die Fraktion der Abgeordneten der Oster- 
reichischen Volkspartei im Landtag von 
Niederösterreich hat mit Schreiben vom 
21. Februar 1966 Wahlvorschläge zwecks Er- 
satzwahl in die Geschäftsausschüsse des 
Landtages untenbreitet. Wir nehmen die Er- 
satzwahl vor. Ich bittle, die Stimmzettel, iwel- 
che auf den Plätzen der Herren Abgeordne- 

ten aufliegen, auszufüllen und abzugeben. 
(Geschieht.) 

(Nach einer kurzen Pause.) Die Stimmen- 
abgaibe ist geschlossen. Ich bitte die Herren 
Schriftfüihrer um die Vornahmte des Skru- 
tiniums und unterbreche zu diesem Zweck 
die Sitzung auf kurze Zeit. (Unterbrechung 
der Sitzung um 10 Uhr 37 Minuten.) 

(Nach Wiederaufnahme der Sitzung um 
10 Uhr 39 Minuten.) Ich nehme die unter- 
brochene Sitzung wieder auf. Abgegeben 
wurden 54 Stimmzettel; davon ist keiner leer. 
Mit allen abgegebenen 54 gültigen Stimmen 
wurden folgende hbgeordnete der OVP in 
die Geschäftsausschüsse des Landtages von 
Niederösterreich gewäihlt: in den Bau- 
ausschuß an Stelle des verstorbenen Ab- 
geordneten Simlinger Abg. Mauß als Er-] 

an Stelle des verstorbenen Abg. Simlinger 
Abg. Mauß als Mitglied; in 'den Wirtschafts- 
ausschuß an Stelle des verstorbenen Ab- 
geordneten Simlinger Abg. Kienberger als 
Mitglied. 

Wir haben noch eine Ersatzwaihl in den 
Unvereinbarkeitsausschuß nach Q 1 'des Ge- 
setzes vom 10. Dezember 1925, LGB1. Nr. 151, 
beziehungsweise Q 2 des Unvereinbarkeits- 
gesetzes vom 30. Juli 1925, BGB1. Nr. 294, 
vorzunehmen. 

Die Fraktion der IOsterreichischen Volks- 
partei im Landtage von Niederösterreich hat 
mit Schreiben vom 21. Februar 1966 an 
Stelle des Abg. Heribert Kienberger Ab- 
geordneten Erich Mauß als Mitglied nomi- 
niert. Wir führen die Wahl eines Mitgliedes 
in den Unvereinbaiikeitsausschuß 'durch. Ich 
bitte, die Stimmzettel, welche auf den 
Plätzen der (Herren Atbgeordneten aufliegen, 
auszufüllen und abzugeben. (Geschieht.) Die 
Herren Schriftführer ersuche ich um Vor- 
nahme des Skrutiniums und unterbreche zu 
diesem Zwecke die Sitzung auf kurze Zeit. 
(Unterbrechung der Sitzung um 10 Uhr 
41 Minuten.) 

(Wiederaufnahme der Sitzung um 10 Uhr 
42 Minuten.) Ich nehme die Sitzung wieder 
auf. Abgegeben wurden 56 Stimmzettel. Es 
war keiner leer. Mit allen abgegeibenen 
56 Stimmen erscheint in den Unvereinbar- 
keitsausschuß Abg. Erich Mauß als Mitglied 
gewäih'lt. 

Wir gelangen nunmehr zur Behandlung 
der vorliegenden Dringlichkeitsanträge. 

Ich beabsichtige zunächst, dem als ersten 
Antragsteller unterfertigten Abgeordneten 
das Wort zur !Begründung der Dringlichkeit 
zu erteilen und sodann 'in der Reihenfolge 
des Einlaufes über die Dringlichkeit abstim- 
men zu lassen. (Keine Einwendung.) Ich er- 
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teile daher zunächst dem Abg. M a r s c h  
das Wort zur Begründung der Dringlichkeit 
des Antrages Marsch, Anderl und Genossen, 
Z1. 165. 

Abg. MARSOH (von seinem Sitzplatz aus): 
Hohes Haus! Ich erlaube mir den Antrag 
Z1. 165 über die Vorlage einer Liste jener 
Wohnbaufördlerungswerber, dile Wohnbau- 
förderungsdarlehen aus dem bei der Con- 
tinentalen Bank AG. bestehenden Konto 
,,Land Niederösterreich - Wohnbauförde- 
rung der Niogas und Newag'' erhalten haben 
sollen, als Dringlichkeitsantrag so zu be- 
gründen. Im Rahmen einer am 14. Februar 
1966 stattgefundenen Besprechung wie auch 
in einer am 17. Februar 1966 abgehaltenen 
Pressekonferenz hat der Generaldirektor 
'der Nlewag und Aufsichtisratpräsident $der 
Niogas, Lan~defiauptmannistelhertreter a. D. 
Viktor Müllner, von sich aus bekanntgegeben, 
daß rund 420,000.000 S an Rabatten, die der 
Niogas auf Grund eines Vertrages mit der 
Ö.MV für von letzterer geliefertes Erdgas zu- 
flossen, nicht dem Unternehmen, sondern an- 
geblich zum Zwecke der Landes-Wdhnbau- 
förderung zugefüihrt wurden. Da dem Land- 
tag Ibis heute darüber nichts bekannt ist, er- 
suche ich, diesem Antrag die Zustimmung 
der Dringlichkeit zu geben. 

PRÄSIDENT WEISS: Wir gelangen zur 
Abstimmung über die !Dringlichkeit. Ich bitte 
jene Abgeordnetem, welche dem Antrag die 
Dringlichkeit zuerikennen wollen, um ein 
Zeichen mit der Hand. (Geschieht.) A n- 
g e n o m m e n .  

Damit ist dem Antrag die Dringlichkeit 
zuerkannt. 

Ich ersuche nunmehr Abg. M a r s c h ,  die 
Dringlichkeit des Antrages der Abg. Marsch, 
Anderl und Genossen, Z1. 166, zu begründen. 

Abg. MARSCH (von seinem Sitzplatz aus): 
Hohes Haus! Ich darf zur Begründung dieses 
Antrages vodbringen: Es geht um das Ver- 
fügungsrecht iiber das bei der Continentalen 
Bank angeblich errichtete Konto der Landes- 
regierung, das erst vor kurzem, vor einigen 
Tagen, b k a n n t  wurde. Aus einem Schreiben 
der niederösterreichischen Landesregierung 
vom 17. März 1961, das aber ein Schreiben 
des Amtes der niederösterreichischen Landes- 
regierung ist, unterzeichnet vom $damaligen 
Landeshauptmannstellvertreter Müllner und 
einem verstorbenen Landesregierungsmit- 
glied, geiht ferner hervor, daß ein Konto 
unter der Bezeichnung ,,Land Niederöster- 
reich - Wohnbauförderung der Niogas und 
Newag" bei der Continentalen Bank AG. in 
Wien errichtet wurde und daß auf dieses 
Konto bis zum 31. Juli 11961 insgesamt 
110,000.000 1s für Zwecke ider Wohnbauför- 

derung des Landes Niedertisterreich Ziber- 
wiesen worden sein sol'len und man damals 
beabsichtigte, auch in )Hinkunft weitere Be- 
träge auf dieses Konto zu überweisen. Da 
dem Landtag bis heute darüber nichts Ibe- 
kannt ist, ersuche ich, auch diesem Antrag die 
Dringlichkeit zuzueilkennen. 

PRÄSIDENT WETSS: Wir gelangen zur 
Abstimmung über die Dringlichkeit dieses 
Antrages. Ich )bitte jene Abgeordneten, wel- 
che ldem Antrag die Dringlichkeit zuerken- 
nen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. 
(Geschieht.) A n g e n o m m e n. 

Damit ist dem Antrag die Dringlichkeit 
zuerkannt. 

Ich ersuche nunmehr den Abg. B r U n n e r, 
die Dringlichkeit des Antrages der Abgeord- 
neten Brunner, Reiter und Genossen, Z1. 168, 
zu begründen. 

Abg. BRUNNER (von seinem Sitzplatz 
aus): Ich erlaube mir, zur Z1. 168 folgende 
Begründung z u  gdben: Die Klarstellung des 
Sachverhaltes und die Festlegung allfälliger 
haushaltsrechtlicher Maßnahmen ist infolge 
(der in der Öffentlichkeit aufgetretenen 
widersprechenden Meinungen dringend ge- 
boten. Ich ersuche daher das Hohe Haus, 
dem Antrag die Zustimmung der Dringlich- 
keit zu geben. 

PRÄSIDENT WEISS: Wir gelangen nun- 
mehr zur Abstimmung über die Dringlich- 
keit. Ich bitte jene Abgeordneten, welche dem 
Antrag die Dringlichkeit zuerkmennen, um 
ein Händezeichen. (Geschieht.) A n g e n o m- 
m e n. 

Damit ist auch diesem Antrag idie Dring- 
lichkeit zuerbannt. 

Ich ersuche nunmehr den H rrn bgeord- 
neten M a r s c  h, die Dringli keit des An- 
trages der Abg. Mapch, A er1 und Genos- 
sen, Z1. 167, zu ibegrün J en. 

Abg. MARSUH (von seinem Sitzplatz aus): 
Ich erlaube mir, den Dringlichkeitsantrag 
auf Abberufung des Generaldirektors der 
Newag und Aufsichtsratspräsidenten der 
Niogas, Landeshauptmannstellvertreter a. D 
Viktor Müllner, damit zu begründen, daß 
hier ein Vertrauensmißibrauch höchsten Aus- 
maßes gegeben erscheint und die Gefahr be- 
steht, daß sich ein solcher Mißbrauch wieder- 
holen könnte. Ich (bitte daher, diesem Antrag 
ebenfalls die Zustimmung der Dringlichkeit 
zu geiben. 

PRÄCID~ENT WELSS: Wir gelangen zur 
Atbstimmung über die Dringlichkeit. Ich bitte 
jene Abgeordneten, welche dem Antrag die 
Dringlichkeit zuerkennen wollen, um ein 
Zeichen mit der Band. (Geschieht.) A n- 
g e n o m m e n .  
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Damit ist dem Antrag die Dringlichkeit 
zuerkannt. 

Ich ersuche nunmehr den Herrn Abgeord- 
neten B U c h i n g e r, die Dringlichkeit des 
Antrages der Abg. Buchinger, Brunner und 
Genossen, Z1. 169, zu begründen. 

Abg. BUCHINGER (von seinem Sitzplatz 
aus): Hohes Haus! Ich darf den Dringlich- 
keitsantrag, Zd. 169, ibetreffend die Geltend- 
machung der Verantwortlichkeit bestimmter 
Mitglieder des Aufsichtsrates der Nieder- 
österreichischen Elektrizitätswerke- AG. 
(Newag) und der Niederösterreichischen Gas- 
Wirtschafts-AiG. (Niogas) nach den Bestim- 
mungen des Aktiengesetzes 1965 dahin- 
gehend begründen, daß der Verdacht be- 
steht, daß vertrauliche Angaben über wirt- 
schaftliche Vorgänge innerihaiib der Landes- 
gesellschaften Newag und Niogas von Mit- 
gliedern des Aufsichtsrates in die Öffentlich- 
keit getragen wurden. Wir erachten diesen 
Antrag alts dringliich, und ich bitte um seine 
Annahme. 

PRÄSDENT WEISS: Wir gelangen nun- 
mehr zur Abstimmung über die Dringlich- 
keit dieses Antr'ages. (Nach Abstimmung.) 
A n g e n o m m e n .  

Damit ist dem Antrag die Dringlichkeit 
zuerkannt. 

Wir gelangen zur Behlandlung des ersten 
Dringlichkeitsantrages, Z1. 165. Ich eirsuche 
den Herrn Abg. M a  r seih, dem gemäß 
Q 4 der Geschäftsordnung des Landtages die 
Erstattung des Berichtes zufä'llt, um seinen 
Bericht. 

Abg. MARSCIH: Hohes Haus! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Der Dringlichkeits- 
antrag mit der Z1. 165, der Ihnen vorliegt, 
behandelt die Vorlage einer Liste jener 
Woihnbaufiörderungswerlber, die Wohnbau- 
förderungsdarlehen aus dem bei der Con- 
tinentalen Blank AG. bestehenden Konto 
„Land Niederösterreich - Wo'hnbauförde- 
rung der Niogas und Newag" erhalten haben. 

Im Rahmen einer am 14. Fdbruar 1966 
stattgefundenen Besprechung wie auch einer 
am 17. Februar 1966 abgehaltenen Presse- 
konferenz hat der Generaldirektor der 
Newlag uad Aufsichtsratspräsident der Nio- 
gas, Landeshauptmannstellvertreter a. D. 
Viktor Müllner, von sich aus bekannt- 
gegeben, daß rund 420,000.000 S an Rabatten, 
die der Niogas 'auf Grund eines Vertrages mit 
der ÖMV für von letzterer geliefertes Erd- 
gas zuflossen, nicht dem Unternehmen zu- 
geführt, sondern an das Land Niederöster- 
reich weitergeleitet wurden. Dieser Betnag 
sei Zwecken der Wohnbauförderung des Lan- 
des in der Weise und unter der Redingung 
zur Verfügung gestellt worden, daß das Land 

seine Wohnbauförderungsdarlehen mit Zu- 
satzbeträgen aufstockte und sie Wohnibau- 
darlehenswerbern gewähnen sollte, die Dienst- 
nehmer der Newaig und Niogas sintd und in 
der Südstaidt Maria-Enrersdorf siedeln woll- I 

ten. 
Abgesehen davon, daß (hier Mittel zweck- 

widrig, entgegen den Vertragsbestimmungen 
des zwischen ÖMV und der Niogas ab- 
geschlossenen Erdgaslieferungs- und Erdgas- 
bezugsvertrages verwendet wurden und 
weder der Gesambvorstand der Niogas noch 
der Aufsichtsrat diesbezügliche Beschlüsse 
faßten und auch die niederösterreichische 
Landesregierung und der Landtag von 
Niederölsterreich damit nicht ibefaßt wurden, 
ergilbt sich zunächst die dringende Notwen- 
digkeit, feststellen zu lassen, ob diese Be- 
hauptungen der Wfahrheit entsprechen und 
tatsächlich der genannte Betrag in Form von 
zusätzlichen Wohnbauförderungsdarlehen zur 
Verwendung gelangte. 

Die Gefertigten stellen daher folgenden 
Antrag: 

Der Hohe Landtag walle beschließen: 
„Die Landesregierung wird aufgefordert, 

dem Landtag unverzüglich eine Liste jener 
Wohnbaufiörderungswerber vorzulegen, die 
Woihnbauförderungsdarlehen laus dem bei 
der Continentalen ank AG. bestehenden 
Konto ,Land Niedie Österreich - Wohnbau- 
förderung der Nio as und Newag' erhalten 
haben. Die Liste hä te die Namen, den Beruf, 
die Bezeichnung es Bauareals mit der Ein- 
lagezahl tdes 1 ndbuches und den jeweiligen 
Förderungsbetrag zu enbhalten." 

Ich dlarf Weiber hinzufügen, daß im Grund- 
buch Mödling, das für dieses Gdbiet zustän- 
dig ist, wohl eine Reihe von Kreditnehmern 
aufscheint, aber keinfeswlegs so viele, daß 
der Betrag von 100,000.000, 200,000.000, 
300,000.000 oder gar 400,000.000 S 'erwicht 
werden würde, und daß es sich hieribei nicht 
nur um Wo'hnungswerber aus der Südstadt 
handelt, sondern auch um solche aus dem 
Villenviertel in Hinterbrühl. Ich m6chte 
dazu nur zwei Beispiele erwähnen: Unter 
Z1. 4562/65 ist im Grundbuch Mödling der 
Vorstandsdiilektor der Nlewag, Enich Kreit- 
ner, mit einem Landesbaukredit von 425.000 S 
angeführt. Weiter scheint unter Z1. 4560/65 
der Baurat der niederösterreichischen Lan- 
desregierung, Raimund Müllner, mit einem 
Landesibaukredit von 425.000 S für eine Bau- 
summe von 429.627,lO S auf. Das Eigen- 
kapital beträgt also nur 4000 S bei nahezu 
500.000 S Baukosten. Wie dem Hohen Haus 
bekannt ist, sieht die Wohnbauförderung des 
Landes Niederösterreich für  ihre Bewerber 
einen Betrag von 30.000 S im Einzelfall vor; 

7- 

Landtag von Nj 

22.000 Bewerbt 
positive Eirledii 

Ich bitte das 
zunehmen. 

Debatte. Zu 1 

A'bg. R e i t e r. 
Dritter Prä: 

Landtag! Meir 
Hohen Haus gi 
von der Bevö 
auftragt wurdie 
seine Interessc 
auch für di'ese: 
wir in den le 
Republik ein 7 

Sen wir festste 
ses Hauses, näi 
schaftlichen Ta 
positiv betätig 
Seite des Hol 
erster Linie g 
Sie alle werc 
Jahr'en, aber s 
die heftigen A 
tei gegen diese 
Ich glaube, d 
stellen darf, I 

reichischen B 
listischen Abg 
nichts Gutes gc 

Der Haupta 
sich in erster 1 
statten mir, da 
dens dieser 
aufrolle. Die 1 
ber 1954 ülber 
gesellschaft, dt 
vom Land Nie 
Schaft gegrünc 
Land und 50 
sich nun an di 
so war schon 
gas die Sozi8a 
eigenartigen 1 
aufgetreten. J( 
mangebenden 
Seiten der Ös 
Verdächtigung 
schüttet. 

Die ,,Arlbc 
30. Septembier 
großen Gbersi 
mit den Rulsse 
richt davon, d 
geschäft des I 
beteiligt ist UI 

Zent, und es I 
Herr Müllner 
nicht so, daß 

PRÄ SID BNT 



g am 1. März 1966 

anlehen mit Zu- 
id sie Wohnbau- 
i sollte, die Dienst- 
ioges sind 'und in 
ilorf siedeln woll- 

ier Mittel zweck- 
-agsbestimmungen 
der Niogas ab- 

ngs- und Erdgas- 
tt wurden und 

der Niogas noch 
gliche Beschlüsse 
?derösterreichische 
r Landtag von 
it tbefaßt wurden, 
ringende Notwen- 
en, ab diese Be- 
entsprechen und 

>trag in Form von 
rungsdarlehen zur 

daher folgenmden 

ieschließen: 
Jird aufgefordert, 

eine Liste jener 
vorzulegen, die 

n aus dem bei 
AG. bestehenden 
:ich - Wohnbau- 

Newag' erhalten 
Tarnen, den Beruf, 
aeals mit der Ein- 
ind den jeweiligen 
ten." 
?n, daß im Grund- 
Ses Geibiet zustän- 
on Kreditnehmern 
;s so viele, daß 
1.000, 200,000.000, 
iOO.000 S errleicht 
sich hiepbei nicht 
aus der Südstadt 
1 solche aus dem 
%hl. Ich m6chte 
erwähnen: Unter 

buch Mödling der 
wag, Eriich Kreit- 
redit von 425.000 S 
unter Z1. 4560165 

:rreichischen Lan- 
üllner, mit einem 
DO S für eine Bau- 

auf. Das Eigen- 
I000 S bei nahezu 
dem Ho'hen Haus 

nbauförderung des 
ür ihre Bewerber 
im Einzelfall vor; 

Landtag von Niederösterr. 11. Sess. der VIII. Gesetzgebungspesiode. 14. Sitzung am 1. März 1966 409 

22.000 Bewerber warten noch immer auf eine 
positive Eirledigung ihrer Ansuchen. 

Ich bitte das Hohe Haus, diesen Antrag an- 
zunehmen. 

PRÄBIDDNT WEIBS: Ich eröffne die 
Debatte. Zu Wort gelangt Herr Präsident 
A'bg. R e i t e r. 

Dritter Präsident Aibg. REITER: Hoher 
Landtag! Meine Damen und Berren! Dem 
Hohen Haus gehören 56 Abgeordnete an, die 
von der Bevölkerung Niederöstenreichs be- 
auftragt wurdien, für dieses Land zu arbeiten, 
seine Inter,essen wahrzunehmen und 'damit 
auch für dieses Land Taten zu setzen. Wenn 
wir in den letzten 20 Jahren der Zweiten 
Republik ein wenig zurückiblenden, so müs- 
sen wir feststellen, daß sich eine Rälfbe die- 
ses Hauses, nämlich die linke, bei vielen wirt- 
schaftlichen Taten und Leistungen nicht sehr 
positiv betätigt hat. Die Angriffe der linken 
Seite des Hohen Hauses richteten sich in 
erster Linie gegen die Landesgesellschaften. 
Sie alle werden sicherlich in den letzten 
Jahren, aber speziell in den letzten Wochen, 
die heftigen Angriffe der Sozialistischen Par- 
tei gegen diese Gesellschaften verfolgt haben. 
Ich glaube, daß ich gleich eingangs fest- 
sbellen darf, daß die von der niederöister- 
reichischen Bevölkerung gewählten sozia- 
listischen Abgeordneten damit ilhrem Landle 
nichts Gutes getan haben. 

Der Hauptangriff der ietzten Zeit richtet 
sich in erster Linie gegen die Niogas. Sie ge- 
statten mir, daß ich ein kleines Bild des Wer- 
dens dieser Landesgiesellschaft vor Iihnen 
aufrolle. Die Niogas wurde am 29. Septem- 
ber 1954 ülber Initiative der ersten Landes- 
gesellschalft, der Newag, von der Newag und 
vom Land Niederösterreich als Aktiengesell- 
schaft gegründet. 50 Prozent Anteil hat das 
Land und 50 Prozent die Nlewag. Wenn Sie 
sich nun an dieses Jlahr 1954 zurückerinnern, 
so war schon ibei der Gründung dieser Nio- 
gas die Sozialistische Partei in einer sehr 
eigenartigen Form gegen diese Gründung 
aufgetreten. Ja, man hat bereits damals die 
maßgebenden Männer dieses Landes auf 
seiten der Österreichischen Volkspartei mit 
Verdächtigungen und Verleumdungen iiber- 
schüttet. 

Die ,,Arlbeiter-Zeitung" schneibt am 
30. Septembier 1954 einen Artikel mit der 
großen 0,berschrift: ,,Herr Müllner packelt 
mit den Rulssen.'' Mlan (spricht in diesem Be- 
richt davon, daß die Newag an diesem Gas- 
geschäft des Herrn Müllner mit 50 Prozent 
beteiligt ist und das Land auch mit 50 Pro- 
zent, und es heißt da schon damals weiter: 
Herr Müllner erklärt die ganze Geschichte 
nicht so, daß es auch die Sozialisten richtig 

verstehen können. Sie meinen, daß hier 
etwas geschehen würde, damit die Sozia- 
listische Partei, wie es hier wörtlich heißt, 
nicht ,,die Möglichkeit hat, in die Geschäfte 
mit den Russen 'hineinzuleuchten". 

Bereits wenige Tage später, am 9. Oktober 
1954, schreibt die ,,Arbeiter-Zeitung": ,,Nach 
seinen Plänen" - nämlich nach den Plänen 
Müllners - ,,sollten vor allem in den Rand- 
gemeinden und im Gebiet der Südsbahn- 
strecke Erdgasleitungen gelegt werden. Die 
Kosten dieser neuen Leitungen werden sich 
auf 70,000.000 S belaufen. Das {ist ein Wahn- 
sinn, weil die Gemeinde Wien in dien Rand- 
gemeinden und die Südbahnstrecke entllang 
bis Trais'kirchen biereits Gasleitungsrohre 
verlegt hat.'' 

Also: An Stelle zu erwtarten, daß Nieder- 
Österreicher niederösterreichischie Interessen 
vertreten, sind Niederösberreichs Sozialisten 
bereits im Jahre 1954 als Interessenvertreter 
der Großstadt Wien aufgetreten. Und man 
hat im gleichen Artikel den damaligen OVP- 
Landesrat Müllner wiederholt als Vertreter 
des , Utiia-Erdgases" bezeichnet, also ihm 
neu dings nachgesagt: Miillner packle mit 
den ussen. 

In iesem Artikel schreibt m<an weiter: 
,,Lebt de ÖVP-Finanzreferent eigentlich auf 
dem Mon ?" Ich glaube, meine sehr geehrten 
Damen un Herren dieses Hoihen Hauses, daß 
sich 5 inzw'schen sehr klar gezeigt hat, daß 
Müllner, icht auf dem Mond debt, sondern 
daß inzwischen eine sehr ertragreiche Lan- 
delsgesellschaft £ür Niederösterreich aus die- 
ser Gründung geworden ist. 

Und man schreibt in diesem Artikel weiter: 
,,Der ÖVP-Finanzneferent hat auch erklärt, 
daß seine Gasgesellschaft zur Gründung 
neuer Produktionsstätten beitragen wird. 
Das zeigt, daß Herr Müllner auch von der 
Wirtschaft keine Aihnung hat. Denn welche 
neuen Betriebe arbeiten heute, im Zeitalter 
der Elektrizität, noch mit Gas?" Ich glaube, 
es eriibrigt sich, diarauf eine Erwiderung zu 
geben. 

Aus diesen anfänglichen Gesprächen ist im 
Laufe der nächsten Monate Ernst geworden. 
Am 2. November 1955 wurde nämlich bereits 
zwischen der Republik Österreich, vertreten 
durch das Bundesministerium für Handel 
und Wiedieraufbau, und der Niederöster- 
reichischen Gasvertridbsgesel~lschaft, also 
kurz Niogas genannt, ein Vertrag abgeschlos- 
sen, betreffend die Aufsuchung und Gewin- 
nung von Bitumen im festen, flüssigen und 
gasförmigen Zustand. Das Aufsuchungs- 
gebiet umfaßte damals laut diesem Vertnag 
eine Fläche von 5722 Quadratkilometer und 
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trug die Kurzbezeichnung ,,NiederÖsterreich- 
Ost und Burgenland". 

Man hatte nun erwarten können, m$eine 
sehr geehrten Damen und Herren, daß sich 
auch 'die Vertreter der Sozialistischen Partei 
dieses Landes über diesen Vertrag, der eine 
gewisse Stärlkung der Wirtschaft Nieder- 
Österreichs ja damals schon versprochen hat, 
gefreut hiätten. Im Gegenteil! Die ,,Arlbeiter- 
Zeitung" berichtete im 21. Dezember 1955 
unter dem Titel ,,Der Niogas-Gestank". Hier 
schreibt die ,,Anbeiter-Zeitung", daß ein 
sozialistischer Vertreter dieses Hauses im 
Landtag btei der damaligen Budgetd(ebatte 
behauptet hat: ,,Es wisderspricht dem Gesetz 
und dem (Sinn des Staatsvertrages, da6 die 
Niogas die Schürfrmechte für das ganze Öl- 
gebiet erhalten hat." Er ist also damals schon 
niedenösterreichischen Interessen na ens 
seiner Partei in den Rücken gefallen. Di ser 
Vertreter der Sozialistischen Partei hat L 
malts eine andfere Griündung verlangt, näm- 
lich eine Gasvertridbsgesellschiaft, der als 
Gesellschafter nicht nur das Land Nieder- 
Österreich, sondern auch der Bund und das 
Land Wlien angehiiren sollten, also eine Art 
Verbundgesellschaft, um nach Möglichkeit 
das Mitspracherecht dieses Landes, wo das 
Erdgas aus den Äckern und Feldern strömt, 
zu schmältern. 

Die Zeiten sind nicht stehengeblieben. Es 
kam der Staatsvertrag, der unterzfeichnet 
wurde, und in Anweseniheit des damaligen 
Innenministens und großen Niedepöster- 
reichers Helmer hat der damalige Bundes- 
kanzler Julius Raab dieser Niogas eine Kon- 
zession zur Gewinnung von Erdgas erteilt, 
um, wie damials schon begrüncdet wurde, die 
erlittenen Milliardenschäden N,iederöster- 
reichs wenigstens zum Teil wiedergutzu- 
machen. 

Die ,,Arbeiter-.Zeitung" vom 13. April 
1956 - erinnern Sie sich zurück, das war 
knapp vor den ,,Erdölwrshlen" der Sozia- 
lilstischen Partei im Jahre 1956 - schreibt, 
,,daß die Niogas sogar das durch den Staats- 
vertrag aus Österreich verbannte west- 
deutsche Erdölkapital iiber das Hintertür1 
von ,Bohraufträgen' wieder nach Österreich 
heneinzubringen gedenkt", weil ja inzwischen 
von der Niogas eine deutsche Bahrgarnitur in 
Oberweidlen aufgestellt wurde. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Diese Behauptung der „Arbeiter-Zeitung" 
war wieder eine dicke Lüge, die meiner 
Meinung nach nur von Haß und Neid diktiert 
sein konnte; eine Lüge, die letzten Endes nur 
zur Schädigung Niederssterreichs beigetra- 
gen hat. Ich erinnere an die Haltung, die da- 
mals die Sozialisten eingenommlen haben, als 

diese Bohrgarnitur in Oberweiden gestanden 
ist. Ich habe dtas sehr gut verfolgt; 'ich habe 
damals wohl noch nicht diesem Hohlen Haus 
angehört, aber ich war als Funktionär meiner 
Partei schon dmamals tätig. Die gleichen 
Sozialisten, die Müllner noch wenige Jahre 
vovher ,,Packelei mit den Russen" vorgewor- 
fen haben, waren nun plötzlich mit den Kom- 
munisten des Erdölgebietes sehr einig; ge- 
meinsam demonstrierten Sozialisten und 
Kommunisten in 08berweidlen. Ich möhte 
nicht gehässig sein, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, denn sonst müßte ich 
sagen: Die Volksfront marschiert nicht er&t 
seit der Zeit vor den Wahlen des Jahres 1966, 
sondern sie ist schon damals in Olberweidan 
marschiert. Damals htaben namhafte Per- 
treter der Gewerkschaften, also namhafte 
Gewerkschaftsfunktionäre, zugegeben, daß 
sie in Oberweiden nicht mehr Herr der Lage 
sind. Daß die ,,Arbieiter-Zeitung" natürlich 

ch darüber sehr ausführlich geschrieben 
ha - ich verweise auf die Überschriften: 
,,Di Aribeiter gegen Niogas", „Erdölarbeiter 1 ver' lindern das Ausladen der deutschen 
Bohrgeriäte" und so weiter -, ist ganz klar. 

Es ist aber den Sozialisten dann sicherlich 
in den Schoß gefallen, daß sich diie Veahand- 
lungspartner auf höherer Ebene zusammen- 
gefunden und diesen Alptraum von der 
Sozialistischen Partei genommen babten. Es 
hat nämlich eine Aussprache zwischen dem 
Herrn Bundeskanzler Raalb, dem Herrn 
Innenminister Helmer, dem Herrn Präsiden- 
ten des Gewerkschaftsbundes, Böhm, und dem 
Herrn Landesrat Miillner stattgeifundfen, bei 
der eine gewisse Klärung gefunden wurde. 
Damals wurde vereinbart, daß diese Bohr- 
geräte seihr wohl ausgeladen werden können, 
daß sie aber bis zur Klarung der Erdölfrage 
am Bahnhof in Oberweiden deponiert blei- 
ben sollen. 

Was damals den mit den Kommunisten 
vereinigten Sozialisten nicht gelungen ist, 
das sollte ihr Staranwalt Dr. Rosenzweig 
üiber das Gericht diurchsetzen. Man hat näm- 
lich der Niogas eine Besitzstörungsklage auf- 
gebrummt. Wie konnte es anders sein: Man 
brauchte ein entsprechendes Forum, und so 
ist dieser Prozeß beim Bezirksgericht in 
Ganserndorf abgerollt, mitten in einer roten 
Domäne; kurz nach dem Staatsvertrag war 
es noch etwas anders als heute. Bei der da- 
maligen V'erhandlung sind auffallend - ich 
betone das Wort „auff,allend" - viele Men- 
schen anwesend gewesen. Aber der damalige 
Richter hat sich nicht einmal dadurch beirren 
und beeinflussen lassen. Und auch ülber Dok- 
tor Rosenzweig kamen die Sozialisten auf 
keinen grünen Zweig ( H e i t e r k e i t  bei der  
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ÖVP); die Niogas hat nämlich den Prozeß 
gewonnen. 

In der Zwischenzeit wurde ein Vertrag mit 
der ÖMV geschlossen. Es wurde die Konzes- 
sion, die die Niogas besessen hat, am 12. Juni 
1957 von der OMV käuflich von der Niogas 
erworben. In diesem Vertrag vom 12. Juni 
1957, der also zwischen dmer ÖMV und d,er 
Nioges ablgeschlossen wurde, überläßt die 
ÖMV ausschließlich der Niogas die Beliefe- 
rung der Veabraucher in Niederösterreich 

ÖMV der 

auf den Bezug von Erdgas eingeräumt. 

für das von der ÖMV an die Nioga,s ge- 
li,eferte Erdgas pro Kubikmeter 50 Prozcent 
d'es j,ewmeiliglen Pre6ses von einem Kilogramm 
Heizöl schwer, mindrestens jedoch 28 Gro- 
schen, b'eträgt. Fiir die Anlaufszeit vom 
1. Juni 1957 bis 31. Mai 1967 wird laut Ver- 
trag der Niogas von der ÖMV ,mit Rück,sicht 
auf diie m'it dem notwendigen rasch,en Auf- 
bau eines leistungsfiihigen Verteilungsappa- 
rates vefibundenen Schwieri&eiten ein Ein- 
f ü'hr ung sr aiba t t gewähr t. 

Im tj 5 dieses Pertrages verpflichtet sich die 
Niogas, eine Fer,ngasleiitung in Richtung 
Wien,er N'eustadt bis Gloggnitz zur Deckung 
d'es Erdgasbe,darfes des südlichen T sei '1 'es von 
Niederösterreich zu bau'en. In diesem Vertrag 
wurde damals außerdem fest'gehalten: Sollte 
mit d'er Steiermark eine Vereinbarung oder 
ein Lieferungs'vertrag zustande kommen, so 
wird die Niogas die Leitung bis zum Sem- 
mering verlängern. 

AbschEieß,end d'arf ich noch kurz zur besse- 
ren Information erwähnen, daß der Vertrag 
unkündbar bis zum 31. März 1977 abgeschlos- 
sen wurcie. 

In diesem Zusammenhang wurde zwischen 
dem Land ,NiederÖsterreich und der Öster- 
reichischen Mineralölv,erwaltung am selben 
Tag eb,enfalls ein Vertrag abgeschlossen, der 
die Regelung eines Beitrages zur Finan- 
zierung des F'erngacleitungsbcaues in Nied,er- 
Österreich zum Gegenstand hatte. Die beiden 
Vertragspartn,er sind in diesem zusätzlichen 
Vertrag übereingekommlen, daß ein rascher 
Ausbau des nitederösterreichischen Erdgas- 
leitungsnetzes 'einemeits aus allgemeinen 
wirtschaftlichen Grün.den notwendig sei, 
anderseits aber auch, um ein,e ub,eraus schäd- 
liche Ausbeutung durch unser,e Nachb'arlän- 
der - viele Erdgasfeld'er liegen ja an der 
Grenze - zu veahindern. In der Zwischen- 
zeit sind ja  mit unseren Nachbarn auch dies- 
bezügliche Verträge geschlossen worden. Da- 

her hat sich damals die ÖMV bereit erklärt, 
im Interesse der raschen Entwicklung des 
Erdgasnetzes an das Land Niederösterreich 
einen nicht rückzahlbaren Beitrag von 
100,000.000 S zu leisten. Beim Austausch der 
unterfertigten Vertragsurkunde wurden 
50,000.000 S in bar bezahlt. Der Rest war in 
aufeinanderfolgenden gleichen Monatsraten 
von 5,000.000 S abzustatten. 

Das Land ist seiner Verpflichtung nach- 
gekommen und hat die besagten 100,000.000 S 
zur Erhohung des Aktienkapitals der Niogas 
zur Gänze zur Verfügung gestellt. Hiervon 
wurde auch die OMV, die ja diese Bedingung 
damals im Vertrag stellte, rechtzeitig in 
Kenntnis gesetzt. 

Im Zuge dieses Wahlkampfes wurde - die 
Sozialisten machen die bevorstehenden Wah- 
len wieder zu einer Art Erdöl- oder Erdgas- 
Wahlen - die Lüge aufgestellt, daß das Land 
Niederösterreich bezidhungsweise die Niogas 
eine Steuerhinterziehung (betreibt. Es ist 
überh'aupt fast unglaublich, daß die Sozia- 
listische Partei Niederösterreichs allen Ern- 
stes diese Behauptung aufstellt. Ich möchte 
gar nicht sagen, daß diese Beschuldigung von 
Ihnen kommt, denn es handelt sich dabei 
sicherlich um eine Weisung einer hölheren 
Parteidienststelle. Wir haben dafür sogar 
einigermaßen Verständnis. 

Der Vertrag, von dem ich gesprochen habe, 
ist auch in der ,,Aribeiter-Zeitung", und zwar 
in der Nummer vom 29. Jänner 1957 - ich 
möchte das gerechterweise feststellen -, 
vollinhaltlich abgedruckt worden. Erst jetzt 
konnte man bei der Niogas richtig zu ar,bei- 
ten beginnen. Damals sind von den Sozia- 
listen Niederösterreichs Bedenken und Zwei- 
fel gekommen: Ja, was wird denn Nieder- 
Österreich mit 400,000.000 Kubikmeter Brd- 
gas tun? Keine Rohrleitungen, keine Versor- 
gungsanlagen. Die österreichischen Rohrver- 
legungsfirmen waren damalls bestenfalls in 
der Lage, 60 Meter dieser Rohre pro Tag zu 
verlegen. Die Niogas hat aber inzwischen 
eine Reihe sehr tüchtiger und aufgeschlos- 
sener Beamter und Techniker bekommen. Sie 
hat schon damals etwas weiter gedacht als 
die Vertreter der Sozialisten in Niederöster- 
reich. Es gibt nämlich eine englisch-amerika- 
nische Firma, die auf Pipelines4Bau spezi'a- 
lisiert ist. Diese Firma hat nun mit einigen 
Fachleuten ein solches Gerät nach Österreich 
gebracht. Diese Fachleute sollten, wie es aus- 
drücklich geheißen hat, österreichische Arbei- 
ter einschulen. Da haben aber die Sozialisten 
wieder einen Weg gefunden, der Niogas 
Schwierigkceiten zu machen. Das Sozial- 
ministerium hat nämlich diesen auslän- 
dischen Facharbeitern, die unsere öster- 
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reichischen Arlbeiter einschulen sollten, die 
Arbeitsbewilligung verweigert. Erst als sich 
der damalige englische Botschafter etwas un- 
gehalten zleigte, weil das ein ausgesprochen 
unfreundlicher Akt seitens des sozialistischen 
Sozialministers war - er hat auch dann beim 

bund und das Aribeitsamt waren sich auf 'ein- 
mal einig, daß man keinerlei Bedenken hätte, 
diese englischen AFbeiter auch in Österreich 
arbeiten zu lassen. Nach einem Jahr, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, ist das 
Fernleitungsnetz bis auf den Semmering, 
nach St. Pölten und Krems ausgebaut ge- 
wesen. 2000 Meter Rohrleitungen wurden 
durchschnittlich an einem Tag verlegt. Der 
damalcige österreichische Bundeskanzler und 
Igroße Niederösterreicher, Julius Raab, hat am 
Semmering die Gasfackel - ich darf fest- 
stellen, für Niederösterreich - entzündet. 
Nun hatte unser Land nicht nur auf dem 
Papier, sondern auch in der Praxis den 
Nutzen des Erdgases. Es war auch dieser 
österreichische Bundeskanzler Ing. Raab, d'em 
im Zuge der Staatsvertragsveihandlungen 
die Rückgabe der österreichischen Boden- 
schätze gelungen war. Ich darf hier die Aus- 
führungen des Herrn Landeshauptmannes 
Dip1.-Ing. Hartmann im ÖVP-Pressedienst 
vom 17. Februar 1966 wörtlich zitierten: 
,,Bundesikanzler Ing. Ra'ab, dem es im Zuge 
der Staatsvertragsverhandlungen gelungen 
war, die Rückgalbe dieser Bodenschätze an 
Österreich zu erwir'ken, hat das Motiv für die 
in diesem Zusammenhang getroffenen Ver- 
einbarungen schon 1961 wie folgt klar- 
gestellt: ,Das Land Niederösterreich hat, da 
es zehn Jahre lang russische Besatzungszone 
war, enorme wirtschaftliche Schäden erlitten 
Im Hinblick darauf, daß alle Betriebe in 
Niederösterreich, die Deutsches Eigentum 
waren oder als solches von der russischen 
Besatzungsmacht angesehen wurden, in 
Usia-Verwaltung, also außerhakb der öster- 
reichischen Rechts- und Wirtschaftsordnung, 
bis zum Inkrafttreten des österreichischen 
Staatsvertrages geführt wurden, sind dem 
Lande keine nennenswerten ERP+Kredite 
zugeflossen. Man war sich daiher an höchster 
Stelle im Bunde von Anfang an darüiber klar, 
daß dem Lande Niederösterreich für die in 
den Jahren 1945 bis 1955 erlittenen Verluste, 
die in die Milliaden Schilling gehen, wenig- 
stens ein bescheidener teilweiser Ersatz ge- 
boten werden müsse. Dieser Teilersatz 
wurde, da eine Bereitstellung von Budget- 
mitteln des Bundes für  diesen Zweck nicht 

moglich war, in der Beteiligung Niederöster- 
reichs an den im Lande befindlichen Erdgais- 
vorkommen gefunden. Da eine direkte Ab- 
wicklung zwischen dem Lande Niederöster- 
reich und der Österreichischen Mineralölver- 
waltueg Aktiengesellschaft nicht möglich ' 
war, wurde die Niogas, Niederösterreichische 
Gasvertriebs-Aktiengesellschaft, eingeschal- 
tet."' Es war also damals schon klar, daß 
Niederösterreich über den Umweg der Nio- 
gas eine gewisse Entschädigung für die Mil- 
liardenverluste, die es während der rus- 
sischen Besatzungsmacht erlitten hatte, be- 
kommen sollte. 

Und nun noch, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, einige Worte zur Newag und 
Niogas alis solche. Eine richtige Energiewirt- 
schaft ist die Voraussetzung für eine gesunde 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung. Genauso, 
wie es uns in Niederösterreich auf allen 
anderen Sektoren der Wirtschaft ergangen 
ist, ist es uns auch beim Ausbau der Energie 
gegangen; wir hatten keine zutsätzlichen Mit- 
tel und mußten aus eigenem diese Aufbau- 
arbeit beginnen. Dazu darf ich noch eine 
Feststellung machen. Niederösterreich ist 
nicht das klassische Land der weißen Kohle, 
weil wir Wasser in dem Ausmaß, wie es in 
den westlichen Bundesländern vorhanden 
ist, nicht haben. In Niederösterreich haben 
wir aber andere Möglichkeiten; nämlich die, 
eine kombinierte Energiewirtschaft aufzu- 
bauen, und zwar aus unserem heimischen 
Erdöl und Erdgas, aus der Steinkohle untd 
aus den ausbaufiähigen Wasserkräften. Der 
Herr Generaldirektor der Newag, Präsident 
Landeshauptmannstellvertreter a. D. Viktor 
Müllner, hat diese vier Energiesäulen mit 
einem Sessel mit vier Füßen ver,glichen, der 
eine möglichst hohe Stalbilität garantiert. Für 
die wirtschaftliche Entwicklung des Landes 
war diese stabile Entwicklung in den letzten 
20 Jahren sahr wesentlich. Das haben schon 
im Jahre 1945 die Männer in unserem Lande, 
die sich um diese Fragen Gedanken machen 
mußten, sehr klar elrkannt. Wir wissen heute, 
daß der Verbrauch an elektrischer Energie 
schlechthin ein Gradmesser des Lebens- 
standards ist. 

Ich darf nun einige Zahlen nennen, damit 
Sie sehen, daß diese Lancbsgesellschaften 
tatsächlich große Leistungen vollbracht 
haben und es nicht so ist, wie die sozia- 
listischen Zeitungen in den letzten Wochen 
behaupteten, daß es in den Betrieben der 
Newag und Niogals nur Korruptionsfälle 
gälbe. In Niedeirösterreich hat sich der Strom- 
verbrauch seit dem Jahre 1945 versieben- 
facht. Er ist von 180,000.000 Kilowatt auf 
1.360,OOO.OOO Kilowatt angestiegen. Nach Be- 
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hebung der ersten Kriegsschäden ging die 
Newag systematisch daran, das Land zu elek- 
trifizieren. Es wurden 1300 Gemeinden und 
Rotten neu an das Vensorgungsnetz an- 
geschlossen. Die Zahl der Abnehmeranlagen 
hat sich mehr als verdoppelt, und zwar von 
rund 207.000 auf 450.000; dazu kommen noch 
zirka 2200 Sonderabnehmer. Das Versor- 
gungsnetz ist rund 24.000 Kilometer lang, das 
ist langer als der halbe Erdumfang. 

Im Zuge des gesteigerten Verbrauches 
mußte auch die Newag die heimischen 
Energiebetriebe und Energiequellen aus- 
bauen. Im JaIhre 1946 konnten nur 30 Pro- 
zent dels Stromibedarfes selbst gedeckt wer- 
den; heute erzeugt die Newag rund zwei 
Drittel ihres Strombedarfes. Als Zeichen des 
allgemeinen wirtschaftlichen Nachholbedar- 
fes Österreichs seit 1955 steigt in Niederöster- 
reich der Stromverbrauch schneller als in 
den anderen Bundesländern. Es mußte also 
eine ganze Reihe umfangreicher Investitio- 
nen vorgenommen werden. Ich darf Wnen in 
Erinnerung rufen, daß die Kamptalkrraft- 
werke unter schweristen Bedingungen gebaut 
wurden. Ich weiß schon, da könnte man nun 
eine ganze Reihe von Dingen dazu sagen, ich 
werde miit einigen Worten noch darauf zu- 
ruckkommen. Das waren, mit wenigen Zah- 
len genannt, die großen Aufbauleistungen 
der Newag. Es kam dann, wie schon an- 
geschnitten, 1954 die Niogas, die heute in 
Niederösterreich Zigtausend Haushalte und 
Betriebe versorgt. Die ,,Utopie" von damals 
ist also Wirklichkeit geworden, das Gas alis 
Energieträger hat sich seine Bedeutung in 
der Gesamtwirtschaft errungen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Es wurde damals nur von wenigen an diese 
Niogas geglaubt. Es war eine ganz kleine 
Schar junger ehrgeiziger Techniker und Be- 
amter, die die Niogas auf den heutigen Stand 
gebracht haben. Es handelt sich dm 82.800 
Haushalte - die genaue Zahl habe ich vor- 
hin schon gesagt -, und es wurden über 
1200 Kilometer Rohrleitungen von der Nio- 
gas verlegt. 

Die Landesgesellschaften haben ihre 
Direktionen nach Niederösterreich verlegt; 
das ist in den letzten Wochen teilweise auch 
sehr bekrittelt worden. Wir glauben, daß da- 
mit eine große Tat gesetzt wurde, weil da- 
durch diesem Land NiederÖsterreich ent- 
sprechende Steuermittel zufließen. 

Diese Niogas und Newag haben in den 
letzten Jahren aber auch auf einem anderen 
Sektor ein Beispiel gegeben, und zwar durch 
die Errichtung des Wärmekraftwerkes an der 
Hohen Wand. Es war interessant, dazu den 
Herrn Albgeordneten Landesparteisekretär 

der Sozialistischen Partei Marsch bei der 
letzten Budgetdebatte zu hören, wo er dieses 
Wärmekraftwedk in Grund und Boden ver- 
dammt hat. Meine Damen und Herren! Ich 
darf in diesem Zusammenhang in Erinnerung 
ruien, daß die Sozialistische Partei immer 
wieder auch auf die sozialen und mensch- 
lichen Momente hinweist. Wir glauben, daß 
mit der Errichtung des Wärmekraftwerkes 
an der Hohen Wand, das über Initiative der 
Österreichischen Volkspartei zustande kam, 
sehr woinl dieser soziale und menschliche 
Aspekt berücksichtigt wurde und daß auf 
diese Weise dort Hunderte von Arbeits- 
platzen erhalten werdten konnten. Ich kann 
mir schon vorstellen, daß man sehr böse ist, 
wenn daneben Grünbach schließen mußte. 
Aber vielleicht hat aus dieser Tätigkeit 
Niederösterreichs der für die verstaatlichte 
Wirtschaft und damit auch für Gfinbach 
verantwortliche Mann, Herr Vizekanzler 
Dr. Pittermann, einiges gelernt. 

Ich wäre durchaus in der Lage, noch eine 
Reihe anderer Zaihlen zu nennen, das würde 
jedoch zu weit führen. Lassen Sie mich daher 
zusammenfassend feststellen, daß 'diese nie- 
derösterreichischen Landesgesellschaften und 
Betriebe schöne Leistungen vollbracht haben; 
Leistungen, auf die Niederösterreich ehrlich 
und wirklich stolz sein kann, auf die es erst 
recht deshalb stolz sein kann, weil sie un- 
unterbrochen dals AngrifFsziel der Sozia- 
listischen Partei Niederösterreichs bilden. 

In wenigen Tagen sind in Österreich Wah- 
len, und das ist sicherlich mit ein Grund, 
warum auf einmal diese Landesgesellschaften 
so interessant werden. Dieser Niogas-Bock, 
der ischon einmal als Wahlschlager gedient 
und den man damals ziemlich verhungert als 
Wahlmaskottchen an der Leine geführt hat, 
ist inzwischen stank geworden. Die Niogas 
kann man nicht mehr in dieser Form an- 
greifen oder verlhohnen, wie das am 1. Mai 
des Jahres 1956 durch das höhnische Ge- 
lächter der sozialistischen Prominenz auf der 
Ehrentribüne geschoben ist. Wohl aber 
spricht man nun Verdächtigungen und Be- 
schuldkgungen aus. Dazu muß in diesem 
Hohen Haus einmal klar und deutljich gesagt 
werden, daß der gesamte Kampf der sozia- 
listischen Fraktion dieses Hauses in der An- 
gelegenheit der Landresgesellschaften Fn 
Wirklichkeit gegen Nbderösterreich gingy 
und das allem Anschein nach nur deswegen, 
weil dieses Niederös'terreich eine ÖVP-Mehr- 
heit hat und diese ÖVP-M\dhrheit die besse- 
ren Ideen, ein besseres Konzept hatte und 
von ihr auch die besseren Taten gesetzt wur- 
den. 
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Erinnern Bie sich zurück an die Errichtung 
der Kamptalkraftwer'ke; ich habe das vorhin 
nur ganz kurz angeschnitten. Alls 1949 der da- 
malige Landeshauptmann Steinböck den 
ersten Spatensticih vornahm - es war das 
noch tief in der russischen Besatzungszeit - 
und Niederösterreich ahne fremde Geldhilfe 
an dieses große Werk herantrat, was ist da- 
mals geschehen? Wenn Sie in den Stenogra- 
philschen Protokollen dieses Hauses nach- 
blättern oder die Berichte der ,,Arbeiter- 
Zeitung" aus der damaligen Zeit nachlesen, 
werden Sie feststellen, daß die Sozialisten 
allen Ernstes behaupteten, man würde mit 
der GießkannCe das Wasser in die Staub\ecken 
tragen müssen. Und die an sich nicht un- 
begabten Karikaturisten der ,,Arbeiter-Zei- 
tung" haben das mit sehr ,,schönen" Aus- 
führungen unterstrichen. Ja, man hat damals 
auch Klage erhoben und gemeint, wenn dieses 
Objekt durchgeführt wird, dann bedeute das 
für die Bauern des Kamptales eine große 
Gefahr, denn dann würden die Felder nicht 
mehr mit dem wertwollen Schlamm über- 
zogen und dadurch wäre die Ernte unserer 
Waldviertler Bauern ernsthaft bedroht. Bei 
der Eröffnung des Werkes Dabra-Krumau im 
Sommer 1953 haben die Sozialisten dann 
auch gefehlt. Aber nicht gefehlt hat die Be- 
völkerung dieses Geibietes, die nun endlich 
frei war von der Angst vor dem Hochwasser 
und die sah, daß mit diesem neuen Werk ihre 
Heimat auch ein wenig mehr Anteil am Fort- 
schritt und einen Anschluß an die neue Zeit 
gefunden hat. Diese Werke lieferten jedoch 
nicht nur Strom, sondern sie brachten auch 
eine Reihe von Fremden in dieses stief- 
mütterlich ibehandelte Niederösterreich; die- 
ses Gebiet ist heute fremdenverkehrsmäßig 
weitesten Kreisen aus der Großstadt er- 
schlossen. 

Steinböck, der für diese Kamptalkraft- 
werke den (Grundstein legte, war es auch, der 
den ersten Spatenstich 'bei der Südstadt vor- 
nahm. Damals waren die Sozialisten 'bereits 
dabei, denn sie erkannten, ein dauerndes 
Fernblelben würde nicht sehr gut sein. 

Mit der Verlegung der Generaldirektionen 
dieser beiden Betriebe nach Niederösterreich 
wurde diesem Land ein großer Dienst er- 
wiesen. Heute (steht gerade dieses Objekt im 
Mittelpunkt des Angriffes. Man kritisiert den 
Wohnungsbau, man behauptet Steuerhinter- 
ziehungen. Darauf werden Freunde von mir 
noch eingehend und konkret zu sprechen 
kommen. Ich darf nur eine Feststellung zur 
Südstadt machen: Dort waren einmal richtige 
Gstetten, und aus diesen Gstetten ist eine 
neue Stadt entstanden, in der zahlreiche 
junge Familien - wir reden ja so viel von 

Familienpolitik - ein eigenes Heim, eine 
Wohnung gefunden haben. Es waren nam- 
hafte Architekten und auch Raumplaner, die 
diese Südstadt als Vorbild )bezeichnet lhaben, 
und zwar nicht nur innerhalb Österreichs, 
sondern auch iiber unsere Grenzen hinaus. 
Aber ich glaube, daß es gar nicht so wichtig 
ist, daß wir von diesen Leuten ein solches 
Lob erhalten haben. Mir erscheint viel wich- 
tiger, daß die Menschen, die dort arbeiten 
und wahnen, tf,ühlen, daß diese Wohnungen 
in der Südstadt ein kleines Stückchen Eigen- 
tum für sie \allein darstellen. Diese 'Menschen 
wissen auch, wem sie das zu verdanken 
haben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
In der letzten Zeit - und damit komme ich 
langsam zum Schluß - haben wir feststel- 
len müssen, daß der sozialistische Justiz- 
minister eine sehr strenge Zensur eingeführt 
hat. Aber eines ist dabei gut: Eine Zensur in 
diesem Haus gibt es nicht, und es kann das, 
was hier gesprochen wird, auch nicht vom 
Herrn Justizminister Dr. Broda zensuriert 
oder beschlagnahmt werden. (Ruf bei der 
SPÖ: Auch nicht vom Bundeskanzler!) Man 
hat in den letzten Wochen eine Zeitung be- 
schlagnahmt, in der gestanden ist: Wer ein- 
mal lügt, dem glaubt man nicht; wer zwei- 
mal lügt, dem traut man nicht, und wer drei- 
mal lügt, Herr Pittermann, den wählt man 
nicht! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
erinnern wir uns noch meinmal schlagwort- 
artig daran, daß uns vor 13 Jahren am Kamp 
die Sozialisten verleugnet haben, und vor 
zehn Jahren am Ring, da haben sie uns mit 
dem NiogasiBock verihöhnt. Heute, vor der 
entscheildungsvollen Wahl des Jahres 1966, 
da wollen si'e uns mit der 'Südgtaidt verleum- 
den. Jede Tat, die nicht von ihnen stammt, 
die wollen sie zur Untat (stempeln. Es gibt 
noch immer Abgeordnete in diesem Hause, 
die meinen, daß dlas gut ist, und die das sogar 
vertreten. Wir sifid in Niederösterreich schon 
einiges an roter Bremstaktik gewohnt, aber 
man muß sich in diesem Zusammenhang 
ernstlich die Frage stellen, ob das überhaupt 
noch von einem freigewählten Politiker ver- 
antwortet werden kann, was in den letzten 
Wochen hier in diesem LanGe geschehen ist. 
Lügen haben aber, das sagt ein altes Sprich- 
wort, kurze Beine. Schmutz und Kot landen 
meistens im Koloniakübel, alber unsere Lan- 
desgesellschaften, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, die Leistungen unserer 
großen Niederösterreicher, sie werden be- 
stehen bleiben und noch vielen Generationen 
vom Aufbauwillen Niederösterreichs Zeugnis 
geben, vom Aufbauwillen Niederösterreichs 
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unter der Führung der Österreichischen 
Volkspartei. (Beifall bei der ÖVP.) 

PRÄSI~DENT WEISS: Zu Wort gelangt 
Herr Staatssekretär R ö s c h. 

Abg. Sbaatssekretär RÖISCH: Herr Pnä- 
sident! Hohes Haus! Nachdem der Herr Prä- 
sident Reiter zwar kein einziges Wort zu 
unserem Antrag gesprochen hat, obwohl er 
sich zu diesem Antrag zum Wort gemeldet 
hat, gestatten Sie mir einige Bemenkungen 
zu seiner Rede. Zuerst einmal ein Erstaunen. 
Ich glaube, es ist das das einzige Parlament 
in (diesem Lande, in dem ein Abgeordneter 
den vom Herrn Bundespräsidenten über Vor- 
schlag des fierrn Bundeskanzlers bestellten 
Vizekanzler ahne ein Wort des Ermahnens 
von seiten des Herrn Präsidenten der Lüge 
bezichtigen kann. (Abg.  Dipl.-Ing. Robl: 
Lesen Sie die ,,Arbeiter-Zeitung"!) Ich wleiß, 
daß Sie damit einverstanden sind, meine 
Herren. Ich sage, es ist das einzige Parlament 
eines Landes, die einzige gesetzgebende 
Körperschaft, in dem das möglich ist. Kein 
Wort, kein Ordnungsruf, nichts. Wir können 
uns nur wundern, aber wir nehmen zur 
Kenntnis, daß das dort Methode ist, wo Sie 
die Mehrheit haben. 

Der zweite Punkt wäre, daß hier sehr viel 
von der Geschichte der Liandesgesellschaften 
gesprochen wurde. Vielleicht werden wir bei 
Behandlung der anderen Anträge, die wir 
heute noch vor uns haben, auf diese Ge- 
schichte eingehen. Zu dem vor uns liegenden 
Antrag würde ich es nicht wagen, weil ich 
sonst als Angeihöriger der Minderheit be- 
fürchten müßte, vom Herrn Präsidenten 
einen Ruf zur Sache zu bekommen. Das kann 
sich nur ein Herr Ihrer {Partei erlau'ben, daß 
er zu allem anderen spricht, nur nicht zu 
dem, was zur Debatte steht. Es wurde hier - 
und das ist das einzige, was ich noch dazu 
sagen möchte - von der Südstadt usw. ge- 
sprochen und dabei auf die Leistungen eines 
Werkes und der Lanldesgesellschaften hin- 
gewiesen und gesagt, daß das, was dort ent- 
standen ist, eben eine wirkliche Leistung 
war, weil aus einer Gstetten so viel geschaf- 
fen wurde. Das ist unbestritten. Ich werde 
mir erlauben, im Laufe meiner Ausführun- 
gen darauf hinzuweisen, daß wir aber der 
Meinung sind, daß auch andere Landesteile 
das Recht geihaibt hätten, mit diesen Geldern 
beteilt zu werden, und nicht inur ein Tseil, 
nicht nur eine Bevölkerungsgruppe; und aus- 
schließlich darum geht es. 

Zum Schluß der Rede des Herrn Abgeord- 
neten Reiter möchte ich noch die Worte des 
Abg. Marsch während der letzten Budget- 
debatte vorlesen, da der Herr Präsident 
Reiter hier sagte, der Herr Abg. Marsch hat 

das Wärme'kraftwerk Peisching in Grund 
und Boden verdammt. Die Verdammung hat 
folgendermaßen gelautet: ,,In diesem Zusam- 
menhang miöchte ich feststellen, daß das 
Kraftwerk Peisching, das auf Dreistufen- 
basis arbeitet, das heißt mit (drei verschiede- 
nen Materialien, und zwar Gas, 01 und 
Kohle zur Stromerzeugung gespeist werden 
kann, eine sehr anerkennenswerte Leistung 
erreicht hat." Mehr hat der Abg. Marsch bei 
der Budgetdebatte zu diesem Kraftwerk 
überhaupt nicht gesagt. Ich muß sagen, jetzt 
zu erklären, er habe mit diesen Worten das 
Werk in Grund und Boden verdammt, ist 
Ihre eigene Sache. (Dritter Präsident Reiter: 
W i r  haben leider noch nicht die ,,Stenogra- 
phischen Protokolle". W e n n  wir  sie haben, 
werden wir  mehr sagen.) Ich bedaure es, daß 
der Dritte Präsident noch immer nicht über 
die „Stenograpihischen Protokolle" verfügt, 
die mit seiner Stimme hier bereits genehmigt 
wurden. Aber bitte, das ist eben auch eine 
Eigenart. (Dritter Präsident Reiter: Seit 
wann  müssen ,,Stenographische Protokolle" 
vom Landtag genehmigt werden?) Jawohl, 
'bei jeder Sitzung liegt das Protokoll lauf, und 
das siad diese Protokolle, die werden hier 
genehmigt. Wenn Sie sagen, Sie kennen sie 
nicht, das ist Ihre eigene Angelegeniheit. 
(Dritter Präsident Reiter: Das Protokoll, aber 
nicht das „Stenographische Protokoll"!) 

Nun aber zu unserem Antrag selbst, meine 
Damen und Herren. Der Antrag betrifft also 
die Vorlage einer Liste jener Wohnbaulför- 
derungswerber, die Wohnbauförderungsdar- 
lehen aus dem blei der Continentalen Blank AiG. 
bestehenden Konto ,,Land Niederösterreich - 
Wohnbauförderung !der Niogas und Newag" 
erhalten haben. Es wurde schon einleitend 
gemeint, na ja, das ist sehr eigenartig, daß 
das ausgerechnet jetzt, wenige Tage vor den 
Wahlen, daiherkommt. Ich möchte mich dem 
sogar anschließen. Auch wir finden es eigen- 
artig. Nur sind nicht wir es, die das jetzt in 
dieser Zeit zur )Sprache gebracht haben. 
(Zwischenruf bei der ÖVP: W e r  denn 
anders?) Das will ich Ihnen sagen. Sie sind 
so aufgeregt, daß Sie sofort schreien müssen. 
(Heiterkeit bei der OVP.) Ich hoffe nicht, daß 
es das schlechte Gewissen ist, das Sie zu einer 
solchen Unruhe treibt. Am 14. Februar d. J. 
hat der Herr Generaldirektor der Newag und 
Präsident der Niogas bei einer Besprechung, 
an der eine Reihe von Herren des Landes 
teilgenommen (haben, zur Frage gesprochen, 
ob auch die Niogas vom Rechnungshof ge- 
prüft werden soll, ja oder nein. Herr 
Generaldirektor Müllner hat bei dieser Be- 
sprechung mitgeteilt, daß, wenn die Niogas 
vom Rechnungsho4 jetzt ülberprüft wird, es 
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notwendig ist, daß eine Transaktion, die in 
den letzten Jahren durchgeführt wunde, 
sanktioniert wird. Er (hat damabs mitgeteilt, 
was in der Zwischenzeit durch die Zeitungen 
bekannt wurde, daß auf Grund dieses Ver- 
trages zwischen Niogas und ÖMV die Niogas 
das Gas um 14 Groschen im Ausmaß von 
400,000.000 Kubilkmeter bezieht. Das ist nicht 
ganz so im Vertrag drinnen, kommt aber 
praktisch auf das heraus. Es sinld 200,000.000 
kostenlos und 200,000.000 voll, also gemischt 
ergibt das 14 Groschen, und daß aus diesem 
Vertrag durch diese 14 Groschen auf Grund 
einer seinerzeitigen Vereinbarung zwischen 
Niogas und dem Land Niederösterreich Gel- 
der einer Wohnbauförderung zugeflossen 
sind. Diese Gebder wurden auf ein Konto bei 
der Continentalen Bank eingelegt. Nunmehr 
sollen die Rückflüsse dieses Kontos dem 
Lande zukommen. Dazu ibedarf es aber eines 
Beschlusses der Landesregierung, und einer 
der Gesprächsteilnehmer hat dann gemeint, 
nicht nur das, sondern dazu bedürfe es auch 
eines Liandtagsbeschlusses. Er war dies Herr 
Landesfinanzreferent Resch. Bei dieser Ge- 
legenheit hat aber der Generaldirektor Müll- 
ner auch gleichzeitig mitgeteilt, daß die 
Niogas, falls diese Beschliisse nicht gefaßt 
würden, beim Finanzministerium sofort 
eine Nachtragsbilanz einreichen müsse, um 
Steuern im Betrage von 280,000.000 iS nach- 
zuzahlen. Das wlar die Feststellung des Herrn 
Generaldirektors Müllner in dieser Bespre- 
chung. Wenn heute erklärt wird, daß dies 
nicht richtig sei, dann müssen wir uns fragen, 
weshalb wohl {der Herr Generaldirektor 
Müllner gerade am 14. Februar diese Er- 
klärung a(bgegeben und nicht bis zum 7. oder 
8. März gewartet hat. Er wird sicherlich 
einen Grund daftir gehabt haben. 

{Hohes Haus! Meine Dlamen und Herren! 
Es ist ein unbilliges Verlangen, der sozia- 
listischen Fraktion zuzumuten, daß sie, nach- 
dem sie am 14. Februar diese Mitteilungen 
bekommen lhat, so tun soll, als ob sie nichts 
gehört hätte. Es erhebt sich nun die Frage: 
Was ist eigentlich geschehen, und wie ist das 
alles zustande gekommen? Wie heutle schon 
(darauf hingewiesen wurde, heißt es iim 5 3 
Ziffer 3 des zwischen der ÖMV und der 
Niogas abgeschlossenen Vertrages: ,,Für die 
im nächsten Absatz bezeichnete Anlaufzeit" 
- das ist vom 1. Juni 1957 bis 31. Mai 1967 - 
„wird der Niogas von der ÖMV mit Rück- 
sicht auf die mit dem notwendigen raschen 
Aufbau eines leistungsfähigen Verteilungs- 
apparates veribundenen Schwierigkeiten ein 
Einführungsrabatt gewährt, der gemäß den 
nachfolgenden Absätzen zu errechnen ist." 
Die Berechnung ist in einem späteren Antrag 

(der Österreichischen Volkspartei sogar im 
Detail angeführt. Dieser Rabatt wurde der 
Niogas also mit Rücksicht auf die mit dem 
notwendigen raschen Aufbau eines leistungs- 
fähigen Verteilungsapparates verbundenen 
Schwierigkeiten gewährt. Das war damals 
auch allgemein bekannt, und der Vertrag 
wurde in allen Zeitungen publiziert. Darüber 
gibt es keine Meinungsverschiedenheit. Un- 
bekannt blieben die späteren Geschehnisse. 
Es fand nämlich zwischen einzelnen Herren, 
die alle der Mehrheitspartei dieses Hauses 
angehijren, ein Schriftwechsel statt, worin 
klargestellt wurde, daß der in Frage stehende 
Betrag kein Einfüihrungsrabatt sei, sondern 
offensichtlich - ich betone wieder, daß wir 
es bis heute noch nicht wissen - ein Teil der 
Kaufsumme für die Ablöse der der Niogas 
beziehungsweise dem Land Niederösterreich 
gehörenden Konzessionen. Auch der Herr 
Präsident Reiter hat in seiner Rede diesen 
Sachverhalt so dargestellt. Aus 'dem Vertrag 
geht darüber nichts hervor. Darin steht ledig- 
lich, daß 100,000.000 S als Kaufpreis gegeben 
werden und darüber hinaus ein zweckgebun- 
dener Raibatt gewährt wird. 

Am 14. Februar erklärte der Herr General- 
direktor Müllner, diesen Rabatt für Wohn- 
bauzwecke verwendet zu haben. Die kon- 
krete Frage, auf Grund welcher Ermäch- 
tigung dies geschehen sei, beantwortete er 
damit, Idaß ein Schriftwechsel zwischen dem 
Vorstand der Niogas und der Landesregie- 
rung stattgefunden habe. Und hier müssen 
wir abermals feststellen: Einen Schriftver- 
kehr zwischen der Landesregierung und dem 
Vorstand der Niogas giibt es nicht. Es gibt nur 
einen solchen zwischen dem Generaldirektor 
der Niogas - ein zweiter Herr, dessen Unter- 
schrift unleserlich ist, hat mitunterschrieben, 
und es ist momentan gar nicht feststellbar, 
wer dieser zweite Herr war - und dem ver- 
storbenen Landeshauptmann Steinböck mit 
der Gegenzeichnung des damaligen Landes- 
hauptmannstellvertreters Müllner. 

Am 17. Februar [haben wir eine Presse- 
konferenz abgehalten, zu der dankenswerter- 
weise auch der Herr Generaldirektor Müllner 
erschienen ist. Er erklärte dort, nach der da- 
maligen Geschäftsordnung der Liandesregie- 
rung zu dieser Verfügung berechtigt gewesen 
zu sein. Wie lautete denn die damalige Ge- 
schäftsordnung der Landesregierung? In der 
Zwischenzeit Ist der betreffende IParagraph 
aufgehoben worden, was aber nicht maßgeb- 
lich ist, denn man beruft sich ausdrücklich 
auf die damalige Geschäftsordnung. Diese be- 
sagt: ,,Die Llaedesregierung verhandelt und 
beschließt in kollegialen Beratungen unter 
dem Vorsitz und der Leitung des Landes- 
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hauptmannes oder des von der Landesregie- 
rung bestimmten Landeshauptmannstellver- 
treters. Minder wichtige Angelegenheiten 
können jedoch über Beschluß der Landes- 
regierung behufs Vereinfachung des Ge- 
schäftsganges unter der Haftung des zustän- 
digen Mitgliedes der Landesregierung er- 
ledigt werden..  ." Es heißt also ausdrücklich 
minder wichtige Angelegenheiten. Aus dem 
seinerzeitigen Schriftverkehr geht hervor, 
daß es sich um 110,000.000 S gehandelt hat, 
und zwar zum damaligen Zeitpunkt. Wenn 
man auf dem Standpunkt steht, dieser Betrag 
sei eine minder wichtige Angelegenheit, über 
die der Herr Finanzreferent und der Herr 
Landeshauptmann gemeinsam verfügen 
konnten, so ist das eine Auffassung, die wir 
leider nicht teilen können. Denn, Hohes Haus, 
wenn man \bei Beträgen von 110,000.000 S 
sagt, das sei eine minder wichtige Angelegen- 
heit, ja, wo ist dann eigentlich die Grenze 
zwischen minder wichtig unmd bedeutungs- 
voll? Diese 110,000.000 S, über die allein ver- 
fügt wunde, bilideten einen sehr wesentlichen 
Teil des Landesbudgets, das damals, ich 
glaube, 1.200,000.000, 1.300,000.000 oder 
1.500,000.000 S ausgemiacht hat. Mlan könnte 
sich auf den Standpunkt stellen, daß diese 
damals getroffene Verfügung zum Nutzen des 
Landes gewesen sei, denn es wurde gesagt, 
die Niogas habe diese Mittel für die Wohn- 
bauförderung auf ein Konto gelegt. In dem 
Schreiben steht aber auch, daß die Niogas 
diese Beträge nur unter der Bedingung dem 
Land zur Verfügung stellt, daß die Angestell- 
ten und Aheiter  der Newag und Niogas in 
der Südstadt Wohnungen (bekommen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Das Land Niederösterreich besteht doch nicht 
nur aus den Angestellten und Bediensteten 
der Newag und Niogas. Es gibt noch 1,3 Mil- 
lionen anderer Niederösterreicher, ,die ganz 
außer acht gelassen werden. Daß man mit 
einer solchen Leichtigkeit über diese Dinge 
hinweggegangen ist und mit der Bemerkung, 
schön, das ist einmal passiert, das Land hat 
ohnehin keinen Schaden erlitten, die Sache 
abtun will, ist es, was uns so verblüfft. Das 
Merkwürdigste war, daß, als wir die alarmie- 
rende Mitteilung des Herrn Generaldirektors, 
daß er, wenn das Land nicht den erforder- 
lichen Beschluß fasse, 280,000.000 S an Kör- 
penschaf tstieuer zahlen müsse, der Off entlich- 
keit bekanntgegeben haben, sofort erklärt 
wurde, daß diese Behauptung nicht der Wlahr- 
heit entspreche und man gar keine Steuer 
beza'hlen müsse. 

Hohes Haus! Jetzt eine Frage: Wenn das 
alles nicht walhr ist, warum hat es General- 
direktor Müllner am 14. Februar behauptet? 

Wollte er jemanden täuschen oder überrum- 
peln? Es hat ihn niemand dazu veranlaßt oder 
gezwungen, und es hat ihn kein Mensch dar- 
nach gefragt. Er ist von selbst gekommen und 
hat mitgeteilt, daß er zahlen müsse, und hat 
gebeten, ihm durch nachträgliche Beschluß- 
fassung aus dieser Sache herauszuhelfen. 
Dann wurde erklärt, daß das nicht wahr sei. 
Der Herr Präsident Reiter hat in seiner heu- 
tigen Rede von Lüge gesprochen. Bitte, ent- 
scheiden Sie sellbst, wer gelogen hat. (Dritter 
Präsident Reiter: Das wird sich heute noch 
herausstellen!) Am 17. Februar haben wir 
eine Pressekonferenz, es war eigentlich nur 
eine Presseinformation, abgehalten, bei der 
der erschienene Generaldirektor Müllner er- 
klärt hat, er miöchte dort Rede und Antwort 
stehen. Er sagt, daß die zur Ddbatte stehen- 
den Behauptungen nicht richtig seien, da er 
schon in den Jahren 1960 und 1961 mit dem 
Finanzministerium vereinbart habe, daß die 
betreffenden Beträge nicht zu versteuern 
seien, sondern nur Durchlauferposten sind, 
die in Wirklichkeit dem Land Niederöster- 
reich für Zwecke der Wohnbauförderung ge- 
hören. Wir halben ihn auch in  der Presse- 
konferenz etwa drei- oder viermal gefragt: 
„Herr Generaldirektor, warum haben Eie am 
14. Februar erklärt, daß es sich um eine 
Steuerschuld handle?" Die einzige Antwort 
war die Gegenfrage des Herrn Generaldirek- 
tors: ,,Habe ich das Ihnen gesagt?" Das ist 
doch keine Antwort! Wem er das erklärt hat, 
spielt keine Rolle. Wichtig ist (die Tatsache, 
daß er es gesagt hat. Auffallend ist nur, daß 
als einzige Antwort nur die Frage kam: ,,Htabe 
ich das Ihnen gesagt?" 

Aber jetzt, sehr verehrte Damen und Her- 
ren, wird die ganze Sache noch viel mysti- 
scher. Es wurde ein Briefwechsel zwischen 
dem Finanzministerium und der Niogas oder 
dem Land - ich weiß nicht, zwischen wem - 
abgewickelt. Und in diesem Schriftwechsel 
wird festgelegt: Es 'handelt sich nicht um ver- 
steuerbare Gelder, sondern um Gelder des 
Landes Niederösterreich. Da tritt doch jetzt 
unbedingt für den Landtag die zweite Frage 
auf: Wo sind diese Gelder jemals in einem 
Voranschlag oder Rechnungsabschluß des 
Landes Niederösterreich aufgeschienen? Wo 
sind die? Es gibt einen ganzen Stoß von Rech- 
nungsabschlüssen. Keine Ziffer ist darüber 
drin - nichts, überhaupt nichts! Man kann 
blättern, soviel man will, in den rund 
4000 Seiten der in Frage kommenden Jalhre 
ist nichts drinnen. 

Auch auf diese Frage, (die lbei der Presse- 
konferenz wiederholt gestellt wurde, hatte 
der Herr Generaldirektor Müllner zum 
Schluß eine Antwort, nämlich: Gedulden Sie 
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sich, es wind slchon noch hineinkommen! 
Aber, Hohes Haus, was ist dfas Kir eine Ge- 
schäftsgebarung? Acht Jahre lang wird mit 
einem Geld gewirtschaftet, das einem an- 
scheinend nicht gehört, sondern dem Land 
Niederösterreich. Und wenn nun in einer 
öffentlichen Diskussion gefragt wird: Wo ist 
denn das, Herr Generaldirektor?, dann sagt 
er: Das wird schon noch hineinkommen! 

Jetzt kommt aber noch die zweite Frage 
dazu: Klann das Finanzministerium ,so etwas 
tun? Bitte, vielleicht kann es das. Es gibt doch 
Gesetze. Es gibt ein Körperschaftsgesetz, das 
genau sagt, wann etwas zu veristeuern und 
wann etwas nicht zu versteuern ist. Bei der 
Pressekonferenz am 17. Jänner wurde von 
einem Parteipressedienstleiter erklärt: ,,Das 
Finanzministerium hat heute ibereits cdie Dar- 
stellung hinausgegeben, wie es sich um die 
Sache verhält." Ich stelle fest: Bis zum heu- 
tigen Tag haben wir noch keine Darstellung 
vom Finanzministerium gesehen. Das war 
eine Überrumpelung der dort anwesenden 
Pressevertreter, die man damit anscheinend 
irgendwie einschläfern wollte. Denn bis heute 
ist noch keine amtliche Feststellung ergangen. 
Wohl wurde in einigen Parteiversammlungs- 
reden anläßlich der Walhl ein Erlaß zitiert 
usw., aber das ist keine amtliche Feststellung 
des Finanzministeriums. 

Interessant ist auch noch ider Umstand, daß 
der Herr Generalldirektor Müllner bei der 
Besprechung am 14. Februar erklärte, daß 
dieser Briefwechsel vom Herrn Sektionschef 
Dr. Penz unterzeichnet ist, und jetzt erklärt 
wird, er sei vom Herrn Sektionschef Doktor 
Heilingsetzer unterzeichnet. Mit den Unter- 
schriften kennt man sich scheinbar auch nicht 
mehr aus, wer was unterzeichnet hat und mit 
wem das geschehen ist. (Abg. Stangler: Oder 
Sie mit der Zeit!) 

Was ist also hier geschehen? Es kommen, 
wie sich heute zeigt, immer wieder neue Be- 
hauptungen. Es geht darum, meine Damen 
und Herren, und um gar nichbs anderes, daß 
wir vor 'der Tatsache stehen, daß jahrelang 
eine Gestion geübt wurde, die offensichtlich 
- iah sage: offensichtlich - nicht mit den 
rechtsstaatlichen Prinzipien in Einklang steht. 

Nebenbei (bemerkt ist das nicht nur unser 
Eindruck. Ich habe hier eine Zeitung, von der 
man bei Gott nicht behaupten kann, daß sie 
uns auch nur ein bißchen freundlich gegen- 
übersteht. Es ist der ,,Tiroler Volksbote" vom 
26. Februar 1966, also die jüngste Ausgabe 
dieser Zeitung, die mit einem Berichterstat- 
ter bei unserer Pressekonferenz am 17. Jän- 
ner offensichtlich anwleisend war und der hier 
schreibt: 

I 

,,Aufklärungsbedürftilg sind demnach vor 
allem zwei Punkte: 

Warum wurde der Bau der Südstadt nicht 
offiziell vom Landtag, sondern nur in einem 
Briefwechsel zwischen zwei Landesfunktio- j 

nären beschlossen? 
Warum wurden die Wohnungen be- 

ziehungsweise Baudarleihen im Znsammen- 
hang mit der Gartenstadt Süd nicht offiziell 
nach klar ersichtlichen Richtlinien und mit 
der notwendigen überparteilichkeit ver- 
geben?" 

Sel'bst dem ,,Tiroler Volksboten" fällt es 
auf, daß bei dieser Darstellung des Herrn 
Generaldirektors Müllner das herausgekom- 
men ist, denn das ist ja schon die Antwort 
auf diese Pressekonferenz. Und der ,,Tiroler 
Volksbote" fä'hrt fort: 

,,Was die formalgesetzlich ungedeckte Ver- 
wendung von 420,000.000 S durch (die Niogas 
anlangt, so ist festzuihalten, daß dieses Vor- 
gehen zweifellos unkorrekt und mit rechts- 
staatlich-demokratischen Grundsätzen unver- 
einb'ar ist." 

Ich habe bewußt mit den Worten des 
,,Tiroler Volklsboten" gesprochen. Ich will 
nämlich nicht in den Ton des Herrn Präsiden- 
ten Reiter verfallen, daß man alle zwei Minu- 
ten von ,,Lüge", ,,Verleumdung" usw. spricht. 
Das ist anscheinend Ihr Ton. Also lassen wir 
es so! (Abg.  Stangler: Sie sind nicht wieder- 
zuerkennen, Herr Staatssekretär! Sie sind 
heute die reinste Unschuld v o m  Land! - 
Heiterkeit bei der ÖVP.) Ich freue mich über 
Ihre humorvollen Zwischenrufe und daß Sie 
sich, so wie immer, zu einem mlöglichst nied- 
rigen Ton lbekennen. (Zwischenrufe. - Der 
Prasident gibt das Glockenzeichen.) Das wer- 
den wir heute ja noch erleben. Ich bin über- 
zeugt davon: wis wenden dieses Vokabular mit 
,,Lüge", ,,Verleumdung", Beleidigung von 
Regierungsmitgliedern noch mehrfach vorge- 
setzt bekommen, weil Sie es ja unter dem 
Schutz der Immunität tun können, meine 
Herren! Sie können ja hier schimpfen, ohne 
belangt zu werden, und das ist es, was Sie 
anscheinend wollen. Das haben wir bei Kol- 
legen Laferl schon einige Male bemerkt: Zu- 
erst draußen schimpfen, und dann hier nicht 
ausgeliefert werden! (Abg.  Cipin: Einen 
Staatssekretär kenne ich auch, der l u g t  noch 
viel mehr als vornehm! - Heiterkeit bei der  
ÖVP.) Wenn Sie mich belangen, bin ich jeder- 
zeit bereit, vor einem Gericht Dhnen Rede 
unld Auskunft zu stehen. Nur Sie (haben es 
bis jetzt abgewiesen. Sie lehnen es ab. Sie 
schimpfen und sagen: Was kann mir paasie- 
ren? Ich ibin ein immuner Abgeordneter! - 
Sie schreiben dann in rhren Zeitungen: Bravo, 
Laf'erl! Brcavo, Landtag!, wlail er so geschimpft 
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hat. Das ist eine Methode. Aber ich wollte 
nicht auf diesen Ton herunter. Deswegen 
habe ich das, was unkorrekt ist, aus einer 
Ihrer Ihnen nahesteihendlen Zeitungen vorge- 
lesen. 

Das, meine Damen und Herren, ist jetzt der 
gesamte Inhalt unseres Antrages. Es wurden 
also Gelder der Niogas, deren Herkunft noch 
nicht einmal ganz klar ist - es wurde noch 
nicht klar ausgesprochen, aus welchem Titel 
sie stammen: ob aus einem Rabattgeschäft, 
ob aus einem Kaufpreisgeschehen, kein 
Mensch weiß nun momentan, woraus viel- 
leicht noch -, auf ein Konto der Continen- 
talen Bank gelegt. Das ist auch ein Punkt, 
'der vielleicht nicht uninteressant ist. Die 
Gelder der Landeswohntbauförderung liegen 
nämlich normalerweise bei der Landeshypo- 
thekenanstalt oder [beim Land. Auf einmal 
kommt eine Continentale Bank daher, die die 
Landeswohnbauförderung in Niederöster- 
reich sozusagen betreibt. Ober dieses Bank- 
konto wird dort verfügt. Wie man aus grund- 
bücherlichen Eintragungen feststellt, sind 
Wolhnibauförderungsbeträge von 420.000 S 
ausgegeben worden. Die Landeswahnbau- 
förderung sieht einen Betrag von 30.000 S 
pro Fall vor. Hier wurden einzelnen Leuten 
420.000 S gegeben. Das ,,Volksblatt" hat 
einige Tage berichtet: 2000 Wohnungsweriber 
konnten - man höre und staune - mit 
420,000.000 S befriedigt werden. - Wenn man 
nach den Grundsätzen der Landeswohnbau- 
förderung vorgegangen wäre, hätten wir 
rund 15.000 bis 16.000 (damit zufriedenstellen 
können. 

Alles das wird im Namen des Landefis ge- 
macht, von einigen wenigen Funktionären, 
die sich untereinander einen Brief schreilben, 
die untereinander verhandeln, die das unter- 
einander besprechen, und keine Instanz, kein 
Organ - weder der Gesellschaften noch #des 
Landes - weiß etwas davon. 

Wir werden sehen, ob Sie nun wenigstens 
bereit sind, unserem Antrag zuzwstimmen, 
nämlich daß, wenn es sich wirklich um ein 
Konto der Landeswohnbauförderung gehan- 
delt hat - ,,Land Niederösterreich - Wohn- 
bauförderung der Niogas und Newag" heißt 
'das Konto -, wie wir beantragen, die Ver- 
fügungsberechtigung über dieses Konto der 
Landesregierung übertragen werden soll. 
Wenn es sich wirklich um solches Geld han- 
delt, dann soll die Landesregierung auch dar- 
über verfügen - und nicht Leute, die prak- 
tisch landesfremd sind. 

Soviel wollte ich einmal zu diesem Antrag 
sagen, denn alles andere, was dann drum und 
dran hängt, hat ja jetzt mit diesem Antrag 
konkret iiberhaupt nichts zu tun. Alles, was 

da weiter erzählt wurde, ist sicherlich für die 
Immunisierung der Schimpfworte sehr zweck- 
mäßig gewesen, #aber hat mit dem Antrag 
selbst nichts zu tun. 

Ich ersuche Sie daher namens meiner Par- 
tei, auch dem zweiten Antrag - nicht einmal 
den Schimpfworten, denn die Schimpfworte 
haben Sie schon sanktioniert -, nämlich 
dem Land Niederösterreich die Verfügungs- 
berechtigung über das Geld zurückzugeben, 
das offensichtlich oder zumindest nach Be- 
hauptungen dem Land gehört, Ihre Zustim- 
mung zu geben. (Beifall bei der SPÖ.) 

PRÄSIDENT WEISS: Die Rednerliste ist 
erschöpft. Wir kommen zur Abstimmung. 

(Abstimmung über den Dringlichkeits- 
antrag der Abgeordneten Marsch, Anderl 
und Genossen, betreffend die Vorlage einer 
Liste der Wohnbauförderungswerber): A n- 
g e n o m m e n .  

Wir gelangen nunmehr zur Behandlung des 
zweiten Dringlichkeitsantrages, Zahl 166. Ich 
ersuche den Herrn Abgeopdnleten M a r s c h, 
welchem gemäß Q 42 der Geschäftsordnung 
des Landtages die Aufgabe des Berichterstat- 
ters zufällt, um seinen Bericht. 

Berichterstatter Abg. MARSGH: H o h s  
Haus! Zum Dringlichkeitsantrag der Abge- 
ordneten Marsch, Anderl, Bieder, Binder, 
Birner, Bllabolil, Dr. Brezovszky, Czimdlik, 
Gerhartl, Graf, Grünzweig, Helm, Jirovetz, 
Kaiser, Körner, Kosler, Mondl, Niklas, Peyerl, 
Rohata, Rösch, Viktor Schneider, Sigmund, 
Thomschitz und Wiesmayr, betreffend die 
Ütbertragung des Verfügungsrechtes iüber das 
bei der Continentalen Bank AG. in Wien 
unter dem Titel ,,Land Niederösterreich - 
Wohnbauförderung der Niogas und Newag" 
bestebende Konto an die Landesr,egierung, 
bringe ich folgenden Bericht. 

Wie erst jetzt ibekannt wurde, teilte in 
einem Schreiben vom 17. März 1961 an das 
Amt der niederösterreichischen Landesregie- 
rung zu Handen des damaligen Herrn Lan- 
deshauptmannstellvertreters Müllner die 
Niogas mit, daß sie ein Konto unter der Be- 
zeichnung ,,Land Niederösterreich - Wohn- 
bauförderung der Niogas und Newag" bei der 
Continentalen Bank AG. in Wien errichtet 
und auf dieses Konto bis 31. Juli 1961 insge- 
(samt 110,000.000 S für die Zwecke der Wohn- 
bauförderung des Landes Niederösterreich 
überwiesen hat und damals beabsichtigte, 
auch in Hinkunft weitere Beträge auf dieses 
Konto zu überweisen. 

Bei der Pressekonferenz vom 17. Fe- 
bruar 1966 hat Generaldirektor Viktor 
Müllner mitgeteilt, daß es sich bei den auf 
dieses Konto eingezahlten Beträgen um Mittel 
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han'delt, die der Wohnbauförderung des Lan- 
des Niederösterreich zufließen (sollen. 

Ich darf noch auf folgendes hinweisen: 
1. Der Verfügungsberechtigte oder die Ver- 

fügungsberechtigten aber dieses Konto sind 
nicht bekannt. 

2. Einen Lanidtagsbeschluß ader einen Be- 
schluß des Aufsichtsrates der Niogas und der 
Newag oder einen Beschluß der Lantdesregie- 
rung über dieses Konto gibt es nicht. 

3. Aufsichbsratspräsident der Conti-Bank ist 
Niogas-Direktor Kreitner, der auch einen 
Kredit für ein Wohnhaus in der Hinterbrühl 
in der Höhe von 425.000 S erhalten hat. 

4. Dieses Konto ist auf einer Bank, der 
Conti-Bank, angelegt, deren allein zeich- 
nunghleilechtigtes Vorstandsmitglied und 
allein zeichnungsberechtigter Prokurist Vik- 
tor Müllner junior ist. 

5. Einer der größten Eigenaktionäre der 
ContidBank ist Generalldirektor Viktor Müll- 
ner. 

Die Gefertigten stellen daher folgenden 
Antrag: 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 
,,l. Die Landesnegierung wind aufgefordert, 

an die Niogas mit dem Ersuchen heranzutre- 
ten, das Verfügungsrecht über das ibei der 
Continentalen Bank AG. in Wien unter dem 
Titel ,Land Nielderösterrieich - Wohnbau- 
förderung der Niogas und Newag' bestehende 
Konto unverzüglich der Landesregierung ein- 
zuräumen und diese zu ermächtigen, alle 
Auskünfte über die Kontoibewegung seit Er- 
richtung dieses Kontos beim vorgenannten 
Kreditinstitut einzuholen. 

2. Die Landesregierung wird beauftragt, 
nach Vorliegen dieser Auskünfte diese dem 
Landtag ungesäumt zur Kenntnis zu bringen." 

Ich bitte den Herrn Präaidienten, die De- 
batte darüber zu eröffnen. 

PRÄSIDENT WEISS: Zu Wort ist niemand 
gemeldet. Wir kommen zur Abstimmung. 

(Nach! Abs t immung  über  den Dringlichkeits- 
antrag der Abgeordneten Marsch, Anderl  und 
Genossen): A n g e n o m m e n. 

Wir gelangen nunmehr zur Behandlung des 
dritten Dringlichkeitsantrages, Zahl 168. 

Ich ersuche dfen Herrn Abgeoildn'eten B r U n- 
n e r ,  welchem gemäß 42 der Geschäftsord- 
nung #des Landtages die Aufgabe des Bericht- 
erstatters zufällt, um seinen Bericht. 

Berichterstatter Abg. BRUNNER: Hoher 
Landtag! Ich habe über den Dringlichkeits- 
antrag der Abgeordneten der Österreichischen 
Volkspartei Brunner, Reiter, Laferl, Ludwig, 
Buchinger, Rabl, Janzsa, Kienberger, Anzen- 
berger, Dip1.-Ing. Robl, Weiß, Stangler, 
Schneider, Cipin, Keiblinger, Schlegl, betref- 

fend Niogas, haushaltsmäßige Erfassung 
fälliger Rückflüsse, zu berichten. 

Zwischen dem Bundesland Niederösterreich 
und der Österreichischen Mineraldverwal- 
tungs-AG. (ÖMV) wurde am 12. Juni 1957 ein 
Vertrag abgeschlossen, wonach sich die ÖMV 
bereit erklärt hat, im Interesse der ratschen 
Entwicklung des Erdgasabsatzes an das Land 
Niederösterreich für den Ausbau eines Erd- 
gasleitungsnetzes einen nicht rückzahlbaren 
Beitrag von 100,000.000 S zu leisten. Zur 
Sicherung dieses Zweckes, nämlich des 
raschen Ausbaues des Leitungsnetzes, hat das 
Bundesland Niederösterreich in einem Schrei- 
ben an die ÖMV vom 12. Juni 1957 sich ver- 
pflichtet, den genannten Betrag dem obigen 
Zweck in {der Weise zuzuführen, daß es di'esen 
zur Gänze zur Erhöhung des Aktienkapitals 
der Niogas zur Verfügung stellt. Im Zusam- 
menhang damit hat der Landtag von Nieder- 
österreich in seiner Sitzung am 20. Dezem- 
ber 1957 beschlossen, den Abschluß des Ver- 
trages mit der OMV vom 12. Juni 1957 sowie 
die Verpflichtungserklärung des {Landes laut 
Schreiben an 'die ÖMV vom selben Tag ge- 
nehmigend zur Kenntnis zu nehmen und die 
niedepösterreichische Landesregierung zu er- 
mächtigen, den von der OMV erhaltenen Be- 
trag zur Erhöhung des Aktienkapitals der 
Niogas zur Verfügung zu stellen. 

In einem ebenfalls vom 12. Juni 1957 her- 
rührenden Vertrag zwischen der OMV und 
der Niogas iiberließ die ÖMV die Belieferung 
der Verbraucher in Niederösterreich mit dem 
von ihr in Niederösterreich und Wien geför- 
derten Erdgas ausschließlich der Niogas (Gas- 
lieferungsvertrag). Im § 3 des Vertrags wird 
bestimmt, daß der Preis für das von der ÖMV 
an die Niogas gelieferte Erdgas je Nms 
50 Prozent des jeweiligen Preises für ein 
Kilogramm Heizöl schwer, mindestens jedoch 
28 Groschen, beträgt. Für die Anlaufzeit, das 
ist die Zeit vom 1. Juni 1957 bis 31. Mai 1967, 
wurde der Niogas von der ÖMV mit Rück- 
sicht auf die mit dem notwendigen raschen 
Aufbau eines leistungsfghigen Verteilungs- 
apparates verbundenen Schwierigkeiten ein 
Einführungsraibatt gewährt, der wie folgt zu 
errechnen ist: 

Alljährlich werden der in dem betreffenden 
Vertragsjahr verzeichnete E, dgasbezug der 
Niogas und die allfälligen Erdgaslieferungen 
der ÖMV über Leitungen der Niogas an Ab- 
nehmer in der Steiermark festgestellt. Die so 
ermittelten Mengen werden addiert und die 
Hälfte des sich ergebenden Gegenwertes, be- 
rechnet auf der Grundlage des für 'die Niogas 
geltenden Preises, von dem Kaufpreis abge- 
zogen, der von der Niogas zu bezahlen wäre. 

Dieser Rabatt ist jedoch beschränkt auf den 
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Gegenwert von 200 Millionen Nm3 Erdgas 
jährlich und darf den Gegenwert des von der 
Niogas in dem betreffenlden Vertragsjahr be- 
zogenen Erdgases nicht überschreiten. Sowohl 
im November 1955 als auch im Juni 1957 
wurde von den höchsten Stellen des Staates 
öffentlich und privat, schriftlich und münd- 
lich zu wiederholten Malen eindeutig betont, 
daß die aus den Vertragsabschlüssen resul- 
tierenden wirtschaftlichen Vorteile dem Land 
Niederösterreich zukommen und eine teil- 
weise Schadloshaltung für die wirtschaft- 
lichen Verluste, die des Lanld Niederöster- 
reich zwischen 1945 und 1955 erlitten hat, 
darstellen sollen. Daher hat am 29. Juli 1960 
die niederösterreichische Landesregierung an 
die Generaldire'ktion der Niogas in diesem 
Sinne ein Schreiben gerichtet. Gleichzeitig 
verlangte die Lantdesregierung, da der Erd- 
gasbezug der Niogas 400 Millionen Kub+k- 
meter übersteigt, den bisher seitens der ÖMV 
gewahrten Rabatt, der mit Stichtag 
30. Juni 1960 dem Vernehmen nach rund 
115,000.000 S beträgt, )dem Land Niiederöstier- 
reich zu üiberweisen. Ebenso sollen in Zukunft 
die jährlich seitens der ÖMV gewährten 
Rabatte, solange sie vertragsmtäßig zustehen, 
dem Land überwiesen werden. 

Über Intervention der niederösterrei- 
chischen Landesregierung hat 'der verstor- 
bene Bundeskanzler Ing. Julius Raaib in 
einem schreiben vom 16. Jänner 1961 an 
den Herrn IBundesminister für Finanzen, 
Dr. Eduard Heilingsetzer, bestätigt, daß es 
der Sinn der obenerwähnten Vlertrags- 
abschlüsse war, die aus diesen resultierenden 
wirtschaftlichen Vorteile dem Land Nieder- 
Österreich zukommen zu lassen, damit eine 
teilweise Schadloshaltung für die wirtschaft- 
lichen Verluste des Landes erfolgen kann. 
Da damals auch die Frage der steuerlichen 
Beurteilung des von der ÖMV gewährten 
Rabattes, der dem Land zugute kommen 
sollte, zu klären war, hat der Herr Bundes- 
kanzler in dem gegenständlichen Schreiben 
um diesbezügliche Prüfung des Sachverhalts 
gebeten. Die Niogas war bereit, den ihr sei- 
tens der ÖMV zukommenden Rabatt an das 
Land weiterzuleiten, jedoch nur dann, wenn 
in dieser Leistung keine Ausschüttung eines 
Gewinns auf Grund der Beteiligung des Lan- 
des an die Niogas gesehen wird. Hierzu wurde 
vom Bundesministerium für Finanzen im 
Erlaß vom 14. Februar 1961, Z1. 12.930-9ai61, 
festgestellt, daß es sich um keine Gewinn- 
ausschüttung, son'dern um eine abzugsfähige 
Betriebsausgabe handelt. Die Finanzlandes- 
direktion für  Wien, Niederösterreich und 
Burgenland hat auf Grund dieses Erlasses die 
Finanzämter für Gebühren und Verkehrs- 

steuern und für Körperschaften hiervon in 
Kenntnis gesetzt. Hierauf hat sich die Niogas 
mit Schreiben vom 17. März 1961 bereit 
erklärt, diese Rabatte an das Land Nieder- 
Österreich weiterzuleiten, da die steuerliche 
Beurteilung dieser Leistung geklärt erscheint 
und feststeht, daß in dieser Leistung an das 
Land Niederösterreich keine Ausschüttung 
auf Grund der Beteiligung des Landes an der 
Niogas gesehen werden kann. Weil (die Ver- 
legung der Landesgesellschaften nach Nieder- 
Österreich im Gange war und ein enormer 
Bedarf an Wohnungen für Betriebsange- 
hörige bestanden hat, verpflichtete sich die 
Niogas, die ihr für die Zeit vom 1. Juli 1959 
bis 30. Juni 1961 gewährten Rabatte für 
Wohnbaudarlehen, insbesondere an Dienst- 
nehmer der Newag und Niogas, die in Nieder- 
Österreich siedeln wollen, zu verwenden. Die 
Rückfiüsse aus 'den Wohnbaudarlehen sollen 
unmittelbar dem Land zukommen. 

Das Land Niederösterreich hat sich am 
20. März 1961 mit diesem Schreiben der 
Niogas vom 17. März 1961 vollinhaltlich ein- 
verstanden erklärt. Hinsichtlich der in Hin- 
kunft zu erwartenden Rabattbeträge hat die 
niederösterreichische Landesregierung am 
8 Jänner 1962, einem Ansuchen der Niogas 
folgend, erklärt, daß dieselbe Vorgangsweise, 
wie sie schon in vorgenanntem Schriftverkehr 
festgehalten wurde, einzuhalten ist. 

In der gegenständlichen Angelegenheit hat 
auch die niederösterreichische Landesregie- 
rung in ilhrer Sitzung vom 16. Februar 1966 
einen Beschluß gefaßt, der die Vereinnah- 
mung der rückfließenden Gelder 'betrifft. 

Zur haushaltsmäßigen Erfassung der 
gegenständlichen Vorgänge wäre die niedar- 
österreichische Landesregierung zu beauftra- 
gen, sofort den Gesamtumiang ,der bereits 
angefallenen Rabattleistungen der OMV an 
die Niogas festzustellen und die späterhin an- 
fallenden Rabattleistungen zum 31. März 
eines jeden Jahres zu verzeichnen. Des weite- 
ren ist eine Abstimmung mit den aus diesen 
Mitteln gewährten Wohnbaudarlehen vorzu- 
nehmen. Die bereits fälligen Rückflüsse 
wären als zweckgdbundene Einnahmen für 
die Wohnbauförderung des Landes zu ver- 
rechnen, während ,die nicht fälligen Forde- 
rungen aus den Wohnbaudarlehen im Ver- 
mögensstand des Landes auszuweisen wären. 

Da die Klarstellung des Sachverhaltes und 
die Festlegung allfälliger hau,shaltsrechtlicher 
Maßnahmen infolge der in der Öffentlichkeit 
aufgetretenen widersprechenden Meinungen 
dningend geboten erscheint, beantrlagten die 
Gefertigten: 
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Der Hohe Landtag wolle beschließen: 
,,l. Der [in der Antragsgnünidung $dargelegte 

Sachverihalt wird genehmigt. 
2. Die Landesregierung wird beauftragt, die 

aus der gegenständlichen Gebarung resultie- 
renden Forderungen des Landes Niederöster- 
reich in ihrer Gesamthöhe zu erfassen und 
im Vermögensstand 'des Landes Niederöster- 
reich als nicht fällige Forderung nachzuwei- 
sen. 

3. Die fälligen Rückflüsse aus dieser Geba- 
rung sind in der Landesrechnung jeweils 
beim außerordentlichen Voranschlagsansatz 
629-860, ,,Tilgungsraten von Wohnbau- 
darlehen", zu vereinnahmen unld fiür sonstige 
Wahnbauförderung aus zweckgebundenen 
Einnahmen zu verwenden. 

4. Die Landesregierung wird (beauftragt, 
das für die Durchführung 'dieses Beschlusses 
Erforderliiche zu veranlassen." 

Ich ersuche den Herrn Präcid<enben, die 
Debatte einzulmeiten und die Abstimmung 
vorzunehmen. 

PRÄSIDENT WEISS: Zu Wort gemeldet 
ist der Herr Abg. M a r s c h. 

Abg. MARSCH: Hohes Haus! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Im Dringlichkeitsantrag, 
den die Abgeordneten der Osterreichischen 
Volkspartei hier vorgelegt haben, ,sind Dinge 
enthalten, die zunächst einen chronologischen 
Ablauf neigen sollen, wie (sich das Ganze um 
das Konto der Continentalen Bank dargetan 
hat. Es geht also darum, daß man etwa 
420,000.000 S, die hier außerhalb jeder Bilanz, 
außerhalb jedes Beschlusses des Landtages, 
außerhalb jedes Beschlusses der Landesregie- 
rung verwendet wurden, nun nachträglich - 
so fasse ich den Punkt 1 auf - sanktioniert. 
Meine Herren, es ist für uns unfaßbar, daß 
Sie diesen Antrag einbringen, denn damit 
sanktionieren Sie das, was vorgefallen ist. 
Damit sanktionieren Sie, daß ein einzelner 
Mann, der Generaldirektor der Newag, der 
Aufsichtsratspräsiident der Niogas, Ver- 
fügungsrecht über Mittel gehabt hat, die ent- 
weder den Landesgesellschaften oder der 
Budgethoheit des Landtages entzogen wur- 
den. Meine Herren, es gibt kein Wort 'der 
Entschuldigung für das, was (hier außerhalb 
jeder gesetzlichen Grundlage geschehen ist. 
Und wenn Sie sehen, in welcher Form sich 
das Ganze abgespielt hat, wenn Sie feststellen 
können, dlaß 'das Ganze über (die Continentale 
Bank gemacht wurde, und wenn man - wie 
Sie heute schon gehört haiben - nicht weiß, 
wem diese Continentale Bank eigentlich ge- 
hört, dann fragt man sich: Was haben Sie 
für einen Grund, für den ersten Teil dieses 
Antrages zu (stimmen? Was haben Sie für 
einen Grund, üiberhaupt den Antrag hier zu 

stellen? Oder wissen Sie es, dann, bitte, sagen 
Sie uns, wem diese Continentale Bank gehört. 

Was ist aus dem Haadelsaegister festzustel- 
len, wem die Bank gehört? Einer der größten 
oder vielleicht über'haupt der größte Eigen- 
aktienbesitzer dieser Bank, auf der sich alles 
um diese nahezu halbe Milliarde abgespielt 
hat, ist Generaldirektor Müllner. Wenn man 
lsich weiterhin anschaut, wer noch Aktien für 
diese Bank hält, dann muß man unter ande- 
rem feststellen, es ist auch der Direktor ,der 
Niogas, Kreitner - sehen (Sie -, gleichzeitig 
der Aufsichtsratspräsident dieser Bank. Hier 
wird also vielleicht der eine oder andere ge- 
fügig gemacht. Der Verdacht liegt absolut 

Untersuchen Sie weiter, wer Aktionär die- 
ser Bank ist, klönnen Sie unter anderem drei 
sicherlich ehrenwerte Rechtsanwälte be- 
ziehungsweise Notare finden, denen wir nicht 
im geringsten nahetreten wollen. Aber sie 
sind Fremdaktienbesitzer; ,der Herr Rechts- 
anwalt Priebsch mit 3,000.000 S Fremdaktien, 
der Herr Rechtsanwalt Scherer mit 2,000.000 S 
und der Notar Dr. Wagner mit 2,500.000 S. 
Dann folgen die Einzelaktienbesitzer, an 
ihrer Spitze Generaldirektor Müllner und 
Direktor Kreitner, der Vorsitzende dieser 
Bank, und andere, unter anderem auch 'die 
Pressereferentin 'des Generaldirektors bei 
der Newag, und viele kleine, die vielleicht 
wirklich in gutem Glauben Aktienbesitzer 
dieser Bank (sind. Ich glauibe, es wäre leicht, 
diesen Rechtsanwälten die Möglichkeit zu 
geben, zu sagen, für wen sie diese Aktien 
halten. Es brauchten nur jlene, dmenen di'e 
Aktien wirklich gehören, erklären: Herr 
Rechtsanwalt, Herr Notar, Sie können sagen, 
für mich oder diejenigen halten Sie die 
Aktien! Dann (hätten wir Klarheit. 

Aber wissen Sie, in dieser Bank hat sich 
so viel abgespielt.. . (Abg. Stangter: Was hat 
sich abgespielt?) Ich werde das genau erklä- 
ren. (Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.) 
Das, was ich jetzt sagen werde. (Abg. Stang- 
Zer: Reden Sie jetzt von der BAWAG?) In 
dieser Bank hat sich so viel abgespielt, daß 
man sich wundert, daß dieser Bank heute ein 
Mann angehört und über sie ein entsprechen- 
des Verfügungsrecht hat, der zugleich, so be- 
dauerlich es i,st, noch immer C wAäftsführen- 
der Landesparteiobmann Ihrer Partei ist. 
(Abg. Stangler: Was hat sich abgespielt?) Es 
ist ganz Ihre Angelegenheit, wie Sie darüber 
urteilen. Ich werde es Ihnen sagen, damit Sie 
sich ein besseres Urteil bilden können. Falls 
Sie es wirklich nicht wissen sollten, fange ich 
jetzt gleich damit an. 

In der Conti-Bank ist unter anderem auch 
die sogenannte Fides-Beteiligungsgesellschaft 
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vertreten. Sie war es für längere Zeit als 
Hauptaktionär. Wissen Sie, man kann sich 
unter einer Beteiligungsgesellschaft an und 
für sich nicht viel vonstellen. Aber diese Be- 
teiligungsgesellschaft war in alleiniger Hand 
jenes Herrn Prethaler, der zugleich alle Ce- 
sellschaften, auch die beitden Landesgesell- 
schaften, geprüft hat, Ibis es dem einen oder 
ansderen vielleicht doch schon ein bißchen un- 
angenehm war und man der Fides einen 
anderen Eigentümer gegeben hat. Wissen Sie, 
wen? - Die Etablissement Energie Inter- 
national Vaduz. Ich muß Ihnen sagen, was 
man unter Etablissement versteht in Liech- 
tenstein: eine wirtschiaftlihe Organisations- 
form, in die man da nicht weiter hinein- 
schauen kann, dort verschwinden die Gelder 
im $dunkeln. (Abg. Stangler: Das ist so wie  
bei der SADI!)  Es verschwinden also die Gel- 
der im dunkeln, auch soweit sie Herr Rechts- 
anwalt Pridbsch zufällig für die Fides hält. 
Also beide, Fides und Continentale Bank, 
landen bei der EID1 in Vaduz, und niemand 
me'hr weiß, welches Geld das wirklich ist. 

Diese Angelegenheit wird dann noch viel 
auffälliger, wenn man weiß, daß dieser 
Rechtsanwalt und diese EI31 in Vaduz zu- 
gleich auch Miteigentümer jenes Finanzinsti- 
tuts sind, das die gesamte Abwicklung für die 
Anlei'hen, für die Haftung, die wir hier be- 
schlossen haben - zum Beispiel für die letzte 
Aktion der Newag und Niogas im Vorjahr -, 
durchführt. Ich habe Ehnen schon gesagt, daß 
das entgegen ,dem Beschluß des dafür zustän- 
digen Präsidiums der Giro-Zentrale ge- 
schehen ist. 

Sehen Sie jetzt die Zusammenhänge? Die 
Donau-Finanz endet über einen Rechtsanwalt 
bei der EEI in Vaduz, idie Continentale Bank 
endet über einen Rechtsanwalt ,bei 'der EEI 
in Vaduz, (die Fhdes, die heute noch über 
Herrn Prethaler die Landesgesellschaften 
kontrolliert, endet bei der DEI in Vaduz. 

Meine Herren! Was haben wir als Land 
Niederösterreich für ein Interesse, dieses so- 
genannte ausländische Kapital der EEI in 
Vaduz zu untenstützen? Bitte, beantworten 
Sie mir als Landtagsabgeordnete, bitte, be- 
antworten Sie mir als Lanidlesfinanzreferent - 
Herr Finanzreferent Resch, Sie waren ja 
selbst einmal Aktionär bei der Conti-Bank -, 
warum Sie das nun gutheißen wollen, warum 
Sie das sanktionieren. 

Dafür gibt es ein Wort, das vielleicht nir- 
gendwo angebrachter ist als hier: Korrup- 
tion! Meine Herren! Es ist Korruption, wenn 
ein Mann, der selbst einer der größten Eigen- 
aktienbesitzer dieser Bank ist, seine ganzen 
finanziellen Transaktionen iiber diese Bank 
laufen läßt, über diese Bank den Einfluß auf 

ein weiteres Finanzinstitut ausiibt und den 
Einfluß auf eine Beteiligungsgesellschaft hat, 
die ihn selbst prüft. Meine Herren! Es ist 
unfaß'bar, daß Sie (hier noch zustimmen kön- 
nen. Sagen Sie mir etwas 'dagegen. Sagen 
Sie: Das ist nicht wahr, das war and,ers! 
Sagen Sie es mir, bitte. (Abg. Stangler: Sie 
werden schon noch die Antwort kriegen!) Die 
Antwort wäre jetzt zu geben (Abg.  Diplom- 
ingenieur Robl: Am Rednerpult werden wir 
sie geben!), denn jetzt stellen Sie den Antrag. 

PRÄSIDENT WEISS: Bitte, keine Zwi- 
schenrufe, von keiner Seite! 

Abg. MARSCH (fortsetzend): Ich möchte 
weiter sagen, daß damit - so bedauerlich es 
ist -, wie es eine Tageszeitung bezeichnet 
hat, ein ganzes Spinnennetz von Einrichtun- 
gen, von Geschäften gefördert wird, die mit 
dem Land Niederösterreich und den Landes- 
gesellschaften überhaupt nichts zu tun ha,ben. 
Und immer, wenn man sich dieses Netz an- 
schaut, stößt man auf Söhne und andere Ver- 
wandte des Herrn Geschäftsführenden Partei- 
Obmannes der OVP, Müllner. Aber das hat 
nichts mit der Newalg, das hat nichts mit der 
Niogas zu tun. 

IDann frage ich weiter: Welches Interesse 
kann die niederösterreichische Landesgesell- 
Schaft Newag haben, ein Unternehmen, das 
in Bad Ischl seinen Sitz hat, nämlich die 
Optos, zu unterstützen und einen intensiven 
Geschäftsverkehr anzulbahnen, wobei sich 
dann herausstellt, daß es angeblich noch 
Schulden gibt - vielleicht waren es zunächst 
Schenkungen, die man dann in Schulden um- 
gewandelt hat -, und diese Optos blüht und 
gedeiht. Da muß man sich doch sofort fragen: 
Wer ist denn diese Optos? Man kann feststel- 
len, daß für diese Optos der Geschäftsführer 
Rudolf Müllner, der Sohn des Generaldirek- 
tors der Newag, verantwortlich ist. 

Man kann aber dort noch mehr feststellen, 
und das ist zugleich für uns bezeichnend, daß 
nämlich in der Generalversammlung am 
21. Juni 1961 ein Abtretungsvertrag der Con- 
tinentalen Bank beschlossen wurde, ihre An- 
teile von 335.000 S an Müllner-Sohn Rudolf 
abzutreten, w2hrend für einen Betrag von 
469.000 S nur die Bemerkung ,,Wird verrech- 
net" aufscheint. Und wissen Sie, wer diesen 
Abtretungsvertrag durchgeführt hat? Der 
Generaldirektor Viktor Müllner in Vollmacht 
für seinen Sohn. Es steht hier ausdrücklich, 
und das lese ich Ihnen vor: Im Handels- 
register zur Generalversammlung vom 
21. Juni 1961. ,,Rudolf Müllner ist in der 
Generalversammlung beim Abschluß des Ab- 
tretungsvertrages vertreten durch Haupt- 
schullehrer Viktor Müllner, der sich mit einer 
vom italienischen Notar Dr. Carlo de Fran- 
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cesi San Dona de Piave beglaubigten Voll- 
macht legitimiert, und damit wird Herr 
Rudolf Müllner an Stelle der Continentalen 
Bank Hauptibesitzer der Optos, die durch 
ihren intensiven Geschäftsvefikehr mit der 
Newag zu blühen ibeginnt." 

Ja, meine Herren, ich frage Sie - und ich 
muß diese Frage an Sie richten, weil hier 
auch einige Vertreter des Handels und des 
Gewerbes unter Ihnen sitzen -, finden Sie 
das für gerechtfertigt? Wenn Sie nachsehen, 
mit wem dieser Geschäftsverkehr mit 
Elektrogeräten stattgefunden hat, so finden 
Sie nur die eine Firma oder sie finden die 
andere, idie EHT unter dem Aufsichbsriatsvor- 
sitzenden Lahr, der ebenfalls ein Newag- 
Direktor ist. Meine Herren, Sie sehen, was 
(sich hier alles abspielt, und das nicht zum 
Vorteil unserer Landesgesellschaften. Im 
Gegenteil, hier ist ein Protektionismus son- 
dergleichen zum Nachteil niederösterreichi- 
scher Firmen, die durchaus bereit gewesen 
waren - oder man möge mir widerspre- 
chen -, unter ähnlichen Bedingungen Geräte 
zu liefern, die die Newag bezahlt. 

Das geht aber dann noch weiter, meine 
Herren. Sie finden in diesem Spinnennetz so 
viele Gesellschaften, ab es nun die Win- 
ter AG., ob es die Kohlenverkaufsgesellschaft 
m. 5b. H., ob es die Buchhandlung Krey ist, 
wo wiederum eine Tochter des Herrn Müllner 
Teilhaberin ist, ob es die Universitas ist, wo 
wieder Rudolf Müllner Geschäftsführer ist, 
ob es Haslinger und Co. ist, jene Baugesell- 
Schaft, die in der Südstadt gdbaut hat und 
wo wieder Rudolf Müllner aLs Geschäftsfüh- 
rer aufscheint. Meine Herren, hier sieht man, 
was man gemacht hat. Hier hat man direkt 
ein Monopol geschaffen, und idas kann man 
beim Bau der Südstadt bestätigt finden, daß 
das nur für einzelne Leute geschaffen wurde, 
die mit Herrn Müllner entweder verwandt 
oder gut bekannt sind. Hat man nicht Has- 
linger und Co. eingesetzt, so setzt man die 
Südbau dafür ein. Und wer ist dort Geschäfts- 
führer? Wieder Herr Rudolf Müllner. Oder 
man setzt die Gemeinnützige Niobau oder 
irgend jemand anderen für etwas in Nieder- 
Österreich ein, und man findet wieder im Auf- 
sichtsrat Herrn Viktor Müllner. So beschlie- 
ßen die Gesellschaften - meine Herren, das 
kann ich alles belegen - gegenseitig die Er- 
höhungen ihrer Gebiihren und i'hrer Gehäl- 
ter. Glauben Sie, daß das nicht Korruption 
ist? Ich habe den stärksten Verdacht, daß man 
hier etwas !decken will, und man muß sehr 
genau überprüfen, wieweit hier strafbarle 
Tatbestände ärgsten Awmaßes vorliegen. 

Soweit die Situation, der Sie nun zustim- 
men wollen. Und jetzt muß ich Ilhnen noch 

etwas sagen. Diese Gelder - ich meine jetzt 
jene 400,000.000 oder 420,000.000 IS, über die 
niemals irgendein Beschluß gefaßt wurde, 
zum Unterschied von den 100,000.000 S -, die 
müssen ja irgendwie von der Niogas aibge- 
zweigt worden sein. Wenn man sich das an- 
sieht, so muß mlan feststellen - und die 
Bilanz ist ja zugänglich -, daß man hier in 
eine Situation gerät, wo man nicht weiß, wie 
wurde das nun wirklich gemacht. Sehen Sie, 
das ist sehr aufklärungsbedürftig. Die Öster- 
reichische Mineraliölverwaltung hat monatlich 
Rechnung gelegt, wo sie wohl zunächst die 
Gasmengen um 28 Groschen und mehr verrech- 
net hat, aber 'dabnn einen Rabatt laut 5 3 Abs. 3 
bis 6 des Liefervertrages abgezogen hat, und 
hiermit der Nettobetrag ausgewiesen wurde. 
Wie ist nun die Buchhaltung vor sich gegan- 
gen? Wer kann sagen, wie das wiriklich ge- 
schehen ist? Dariiber lesen wir in Ihrem An- 
trag gar nichts. Wir lesen nur von Briefen, 
und ich möchte alle hier anwesenden Liandes- 
regierungsmitglieder fragen, ob sie jemals 
einen Beschluß darüber in der Landesregie- 
rung gefunden haben. Es 'heißt hier ausdrück- 
lich : , , Amt der niederösterr eichischen Landes- 
regierung, zu Hianden Herrn Viktor Müllner." 
An ihn ist ,dieser Brief gerichtet. Wahrschein- 
lich - wir wissen es nicht - wieder auf 
Grund einer Anfrage des Amtes der nieder- 
österreichischen Landesregierung, und wieder 
unterzeichnet von Herrn Müllner. Aber nie- 
mand gibt ihier die Sanktion dazu. Und wenn 
man heute fpagt, wer weiß etwas davon, so 
kann Herr Viktor Müllner nur einen Mann 
angdben, Herrn Landeshauptmann Steinböck, 
der bereits verstorben ist. Er hat keinen 
lebenden Zeugen dafür, der über diese 
Machinationen, die Korruption sind, irgend 
etwas gewußt hat. 

Es ist heute schon auf die widersprechen- 
den Ausführungen hingewiesen worNden, die 
der Herr Generaldirektor IMüllner am 14. und 
am 17. Februar gegeben hat. Warum er sie 
widersprechend gegeben hat, #das weiß ich 
nicht. Warum er sie erst am 14., also einige 
Tage vor dem heutigen Tag, gegeben hat, 
wissen wir auch nicht. Tatsache ist, daß wir 
erst seit dieser Zeit Bescheid wissen, und des- 
halb rollt dies alles (heute hier ab. Und nun 
frage ich Sie: Können Sie es mit Ihrem Ge- 
wissen verantworten, daß etwas, was einige 
Herren von Phnen, also der Österreichischen 
Volkspartei, erst seit 14. Februar wissen, aber 
wo Sie eigentlich noch nicht alles wissen kön- 
nen, meine Herren, jetzt das zur Kenntnis 
nehmen, was ich Ihnen unter Beweisen aus 
dem Handelsregister gesagt habe, und können 
Sie üibephaupt noch Ihren ersten Punkt des 
Antrages aufrechthalten? 
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Meine iHerren, iich finde es bedauerlich, unkl 
es wird Ihnen dann nachträglich, wenn Sie 
es vielleicht einsehen, niemand abnehmen 
können, daß Sie hier unter Voraussetzungen 
zugestimmt haben, die Innen vielleicht nicht 
bekannt waren. Ich habe Ihnen jetzt genau 
die Zusammenhänge zwischen der Bank, zwi- 
schen Herrn Generaldirektor Müllner und 
zwischen anderen Geschäftsunternehmungen 
geschiljdlert und habNe dabei m~anches, wie zum 
Beispiel die Aero-Transport, wo 23,000.000 S 
Schulden entstanden sind, ahne daß jemals 
di'e Newag oder der Aufsichtsriat irg,endeinen 
Beschluß gefaßt haben, mitgeteilt. Woher ist 
das Geld? Meine Herren, wir haben den 
schwersten Verdacht - und das spreche ich 
mit aller Deutlichkeit aus -, daß es sich hier 
nicht nur um Geldbewegungen für die Wohn- 
bauförderung handelt. Man weiß ja nicht, 
wer über das (Konto verfügt, man weiß nicht, 
was damit alles geschehen ist. Eines aber 
kann man mit groRer Walhrscheinlichkeit ver- 
muten, daß in den letzten Wochen auf diesem 
Konto vielleicht Transaktionen getätigt wur- 
den, die dem Versuch dienten, hier einiges 
zu reparieren. Daraus resultiert unsere ein- 
dringliche Warnung, und deshalb brachten 
wir auch unsere Anträge ein, denen der 
Landtag zugestimmt hat. Das allein ist Grund 
genug, bdaß Sie diesen Antrag gar nicht ein- 
bringen können. 

Meine Damen und Herren! Ich nehme an, 
daß Sie oder zumindest einzelne Herren der 
OVP - es wird sich ja noch bei der Abstim- 
mung herausstellen - mit uns an einer kor- 
rekten Verwaltung und sauberen Gebarung 
des Landes Niederösterreich interessiert sind. 
Wir werden daher selbsiwerständlich dem 
Punkt 1, sollten Sie diesen überhaupt noch 
aufrechterlhalten, aus dem innersten Gewis- 
sen heraus und aus den moralischen Gründen, 
die ich Ihnen jetzt genannt habe, nicht unsere 
Zustimmung gaben können. Ich ersuche den 
Herrn Präsidenten, über Punkt 1 des Antrags, 
falls er noch aufrechtenhalten wird, und über 
die Punkte 2, 3 und 4 getrennt abstimmen zu 
lassen. Wenn wir wüßten, wem das Konto 
wirklich gehört und wer darüber verfügt, 
könnten wir nämlich im Interesse des Landes 
dem Punkt 2 mit einer Einschränikung zu- 
stimmen. 

Meine Herren, was ich gezwungen war auf- 
zudecken, ist ein Schandfleck in der Ge- 
schichte des Landes Niederösterreich, ein 
Schandfleck für diese Gesellschaften, die idem 
Land Niederösterreich gehören. Meine Herren 
von der Osterreichischen Volkspartei, wenn 
Sie hier durch Mehrheitdbeschluß ,decken 
wollen, was abscheulich und ärgster Sumpf 
der Korruption ist, dann tun Sie es. Nehmen 

Sie dber zur Kenntnis, daß Sie damit einen 
Faustschlag gegen jede saubere Verwaltung, 
ja gegen die Demokratie führen und damit 
verwirken, das Wort Sauberkeit noch in den 
Mund nehmen zu können. (Unruhe bei der 
ÖVP.) Wir werden hier, das sage ich Ihnen 
mit aller Deutlichkeit, im Interesse ,des Lan- 
des Niederästerreich für die Sauberkeit der 
Verwaltung eintreten, wo und wann immer 
wir dazu Gelegenheit haben. (Lebhafter und 
lang anhaltender Beifall bei der SPÖ.) 

PRÄSDDNT WBISS: Zu Wort gelangt der 
H e r r A b g . L u d w i g .  

Abg. LUDWIG: Holhes Haus! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich habe jetzt 
den Ausfüihrungen des Herrn Abg. Marsch 
und vorhin jenen des Herrn Staatssekretärs 
Rösch zugehört. Ich muß jedoch die Frage 
stellen, warum die Aufsichtsräte der Sozia- 
listischen Partei in den beiden Landesgesell- 
schaften zu diesen Prdblemen bisher nicht 
das Wort ergriffen haben. Ich glaube, diese 
Aufsichtsräte, die seit Jahren in die Südstsdt 
gefahren sind und an den Sitzungen teilge- 
nommen haben, sallte man, wie in den Ver- 
sammlungen immer wieder zu hören ist, nicht 
Auhichtsräte, sondern Jaucenräte nlennen. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Was sich hier 
heute abspielt, hat am 17. {Dezember durch 
den Kollegen Marsch seine Einleitung erfah- 
ren. Dieser hat nämlich am 17. Dezember, 
kurz vor Mitternacht, versucht, eine soge- 
nannte Debatte iiber die Landesgesellschaften 
Newiag und Niagas zu inszenierten. Er glaubte 
mit seinen Vorlesungen dokumentieren zu 
können, daß in der Südstadt gewimsse Korrup- 
tionsfälle vorgekommen seien. Der Herr 
Staatssekretär Rösch hat das seinerzeit eben- 
falls kurz ausgeführt. Ich glaube, daß wir 
noch in einem Rechtsstaat leben. Wenn Be- 
hauptungen aufgestellt werden, dann bin ich 
der Meinung, d'aß diese ibewiesen werden 
müssen. Man kann nicht so vorgehen, wie es 
die sozialistische Presse seit drei Monaten 
praktiziert, und zum Beispiel mit Rechnungs- 
hofberichten, die noch nicht existieren, in die 
Öffentlichkeit gehen. Es wird noch Gelegen- 
heit sein, zu dieser Frage Stellung zu nehmen. 

Ich möchte nun auf die Punkte 2 und 3 des 
Antrages des Kollegen Brunner eingehen. 
Der Kollege Rösch hat vorhin gefragt, wieso 
es ü\be?haupt zu den Rabatten kommen 
kbnne. Es existiert (ein Brief vom 
17. März 1961, in dem die Niogas ersucht, das 
Land möge zustimmen, daß diese Mittel für 
die Wohnbauförderung zur Verfügung ge- 
stellt wenden. Das Land Niederösterreich 
m6ge aber auch damit einverstanden sein, 
daß diese Beträge in erster Linie zum Bau 
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von Wohnungen für die Angestellten der 
Newag und Niogas verwendet werden. Ich 
glaube, daß es notwendig war, denn wenn 
die Landesregierung die Verlegung der Lan- 
desgesellschaften beschließt, dann muß sich 
die verantwortungsbewußte Landesregierung 
auch die Frage stellen, wo die Angestellten 
und Beamten untergebracht werden sollen. 
Die Landesregierung hat das Schreiben der 
Niogas auch umgehend beantwortet. In die- 
sem Schrei,ben stimmt ,sie zu, daß die Rabatte 
für den Wohnbau Verwendung finden kön- 
nen. Das Schreiiben, ldatiert mit 17. März 1961, 
war vom seinerzeitigen Landeshauptmann 
Ökonamierat Skinböck unld vom Finanz- 
referenten Müllnelr unterfertigt. 

Meine Damen und Herren! Zur Unterferti- 
gung eines Schriftstückes ist gemäß Artikel 37 
Abs. 3 der Landesverfassung der Landes- 
hauptmann oder ein Stellvertreter und ein 
weiteres Regierungsmitglied ibefugt. Das in 
Frage stehende Schriftstück wurde von Lan- 
deshauptmann Steinböck und vom seinerzei- 
tigen Landesfinanzreferenten Müllner unter- 
schrieben. Wenn nun die Sozialisten fragen, 
wieso in der Südstadt Wohnungen gebaut 
worden sind, dann muß ich darauf hinweisen, 
daß diese Wohnungen seit Jahren bestehen 
und darin Menschen aller Altersschichten 
wohnen. In der Südstadt wurden 1170 Woh- 
nungen (errichtet, und weiterie 721 Wohnun- 
gen £ür Angestellte der Landesgesellschaften 
wurden nicht nur im Mödlinger Raum, son- 
dern, wie aus der mir vorliegenden Liste zu 
entnehmen ist, in allen Städten Niederöster- 
reichs gebaut. Ich möchte nur einige heraus- 
greifen: Ziersdorf, Krems, Langenzersdorf, 
Purkersdorf, Preßbaum, Deutsch-Wagram, 
Hollabrunn, Waid'hofen a. d. Thaya, Waid- 
hofen a. d. Ybbs, Horn usw. Die Orte, wo von 
den Landesgesellschaften Wohnungen errich- 
tet wurden, bilden eine lange Liste. Nun 
wurde die Frage über die Finanzierung der 
Wohnungen aufgeworfen. Meine Damen und 
Herren! Für jede Wohnungseinheit wurde 
von den Landesgesellschaften ein Betrag von 
210.000 S zur Verfügung gestellt, für Sied- 
lungshäuser, in denen zwei Familien unter- 
gebracht sind, 420.000 S .  Wie kam man denn 
auf diesen Betrag? Man hat seinerzeit errech- 
net, daß im Durchschnitt eine Wohnung 
350.000 S kostet. Die Landesgesellschaften 
haben 60 /Prozent der Baukosten aus öffent- 
lichen Mitteln zur Verfügung gestellt. Man ist 
sogar noch weiter gegangen, indem man auf 
die kinderreichen Familien Rücksicht genom- 
men hat. Einem Ehepaar mit einem Kind 
wurden zusätzlich 5 Prozent, mit zwei Kin- 
dern 10 Prozent und mit drei Kindern 15 Pro- 

zent gewährt. Das sind im Höchstausmaß 
75 Prozent der Baukosten. 

Meine Damen und Herren! Die Öster- 
reichische Volkspartei vertritt doch den 
Standpunkt der Eigentumsbildung nicht erst 
seit gestern. Wir waren der Meinung, daß es 
richtig ist, daß hier Eigentumswohnungen 
und keine iDienstwohnungen gdbaut werden. 
Denn wären in der Südstadt Dienstwohnun- 
gen gebaut worden, dann wären das Land 
und die Landesgesellschaften nicht günstiger 
davongekommen. Ich möchte nur an den 
Dienstwohnungsbau des Landes Niederöster- 
reich erinnern. Da hat sich vor einigen 
Wochen ein großes Theater bezüglich einer 
Dienstwohnung für einen Bezirkshauptmann 
abgespielt, und gerade die Kollegen der lin- 
ken Reichshälfte haben erklärt: Das ist un- 
erhört, das Land Niederösterreich baut 
Dienstwohnungen oder kauft Häuser, die 
1,000.000 S oder mehr kosten! 

Hier wurde eine soziale Tat in der Süd- 
bahngegenid gesetzt. Wer den Südraum noch 
vor Jahren kannte, weiß, das war die Gstet- 
ten, wie das der Kollege Reiter schon erklärt 
hat. Diese Gstetten und diese Ziegelteiche 
sind nun Bauland geworden. Natürlich sind 
auch große Schwierigkeiten zu bewältigen ge- 
wesen. Es gebührt der Dank jenen, die den 
Mut hatten, diese Tat zu setzen. Diese Süd- 
stadt ist die erste Fußgeherstadt Österreichs; 
und in dieser Südstadt werden in den näch- 
sten Jaihren tausende Kinder heranwachsen. 
Wer die Möglichkeit hat, die Südstadt zu be- 
suchen, konnte in den Wintermonaten sehen, 
daß Tausende von Kindern dort den Eislauf- 
platz benützen; er wird im Sommer sehen, 
daß dort die Sportanlagen gedeihen. Die 
Österreichische Volkspartei hat diese Tat ge- 
setzt. Die Kinder, die dort aufwachsen, wer- 
den von dem schwarzen 1. März 1966 spre- 
chen, und 6ie Alten werden den Kindern er- 
klären, daß es die Sozialisten waren, die nicht 
zur Kenntnis nehmen wollten, daß in der 
Südstadt diese Tat gesetzt wurde. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Ich habe er- 
klärt, daß es sehr große Schwierigkeiten zu 
überwinden gaib, nicht nur hinsichtlich der 
Aufschließung des Grundes, sondern auch bei 
der Bewältigung dieser Bauten. Diese Bauten 
und diese Denkmäler in der Südstadt sind 
Iden Sozialisten ein Dorn im Auge. Bei den 
letzten Gemeindepatswahlen haben sich diese 
Südbahnbauten ausgewirkt, denn Mödling 
hat eine ÖVP-Mehrheit errungen! (Zwischen- 
rufe.) Meine Damen und Herren, ich sage 
heute: Am 6. iMärz abendjs wird der #so ver- 
schriene rote Bezirk Mödling eine ÖVP-Mehr- 
heit haben (Beifall bei der  ÖVP), ob das den 
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Sozialisten, die darob ihre Angriffe starten, 
paßt oder nicht. 

Warum kommt es nun eigentlich zu (diesen 
,,Korruptions"-Gesprächen? Die Sozialisten 
wollten vertuschen, daß innerhallb ihrer eige- 
nen Partei sehr große Zwistigkeiten da sind 
Seit der Absetzung Olahs sind sie nicht zur 
Ruhe gekommen. Und nun versuchen einige 
junge, ehrgeizilge Politiker, nach vorne aus- 
zuweichen; sie wollen alle, db in Wirtschafts- 
kreisen oder in politischen Kreisen, an die 
Wand spielen. Einer Ihrer Fraktionskollegen 
ist gestorben, zwei liegen bereits im Spital. 
Wenn Sie diese Taktik, diese ,,menschliche" 
und „saubere" Politik weiterfiihren, dann 
werden Sie vielleicht noch manches nach dem 
6. Marz zu lesen bekommen. 

Es wurlde so viel von Verflechtungen ge- 
sprochen. Ich bin nun folgender Meinung: Die 
Österreichische Volkspartei hat beiden Anträ- 
gen der Sozialistischen Partei die Zustim- 
mung gegeben. Das beweist, ,daß die Öster- 
reichische Volkspartei klar bekennt, sie will 
wissen, was hier geschehen ilst. Wir werden 
neugierig sein, ob im Zuge der heutigen 
Debatte diese Haltung auch die Sozialistische 
Partei zu anderen Fragen einnehmen wird, 
die in diesem Hause heute besprochen werden 
müssen, denn die Öffentlichkeit hat ein Recht 
darauf, diese Fragen zu hören. Und wenn die 
Sozialisten genauso mutig für unsere Anträge 
stimmen, dann würde ich sie schon jetzt be- 
glückwünschen. 

Meine Damen und Herren! Sie haben ge- 
hört, was mit diesen Geldern, mit diesen 
„Rabatten" geschehen ist. Eines steht fest: 
Verantwortungsvolle Politiker haben sich be- 
müht, Taten in Niederösterreich zu setzen. Es 
wäre wohl auch an der Zeit, daß zum Bei- 
spiel die Arbeiterkammer von Niederöster- 
ieich ihren Sitz nach Niederösterreich ver- 
legen würde; ich will nicht sagen in den 
Raum von Mödling - vielleicht ncach Kloster- 
neuburg, nach Krems, nach St. Pölten, nach 
Melk, aber vielleicht auch nach Baden, in ldiz 
Nähe der Villa ihres Präsidenten, des Natio- 
nalratsabgeordneten Horr. (Heiterkeit bei dey 
ÖVP.) Dann, glaube ich, müßte auch diese 
Arbeiterkammer Dienstwohnungen schaffen. 
Wir wären alle glücklich, würde sie auch 
unter derartig günstigen Bedingungen diese 
Dienstwohnungen in der Südbahngegend für 
jene schaffen, die von Rechts wegen als Arbei- 
ter und Angestellte nach Niederösterreich ge- 
hören. Denn unsere Gemeinden in Nieder- 
osterreich und auch das Land haben seit der 
Verlegung der Landesgesellschaften einen 
sehr großen finanziellen Vorteil. Wir sitzen 
doch alle als Abgeordnete des Landes Nieder- 
Österreich hier und sollen doch alles in An- 

griff nehmen, was die Finanzkraft und auch 
die Einnahmen des Landes und tder Gemein- 
den stärkt. Ich glaube, die Sozialisten könnten 
hier wohl mitstimmen, daß dann nicht nur 
die Aribeiterkammer, sondern vielleicht auch 
aus dem Bereich des Bundesministeriums für 
Landesverteidigung gewisse Dienststellen 
dorthin verlegt werden, wahin sie gehören, 
nämlich nach Niederösterreich. (Beifall bei 
der  ÖVP.)  

PRÄSIDENT WEISS: Zu Wort kommt der 
Herr Staatssekretar Abg. R ö s c h. 

Abg. Staatssekretär RÖSCH: Sehr geehrter 
Herr Präsident! Hohes Haus! Der Herr Ab- 
geordnete Ludwig hat den Antrag der Öster- 
reichischen Volkspartei jetzt begründet. Ich 
habe zwar wiederum nichts oder nur wenig 
zum Antrag gehört, sondern verschiedene 
andere Dinge, aber seine Ausführungen 
geben doch die Gelegenheit, daß man sich 
eben mit einigem, was er hier dargestellt hat, 
auseinandersetzt. Nicht natürlich mit der Tat- 
sache, daß der Herr Kollege Ludwig sich als 
Ersatzcomputer für das Wahlergebnis ange- 
boten und Prophet gespielt hat. Das kann ich 
nicht. Man muß die Wahl abwarten. Ich ver- 
lasse mich da lieber auf das Ergebnis am 
Abend des 6. März als auf Prophezeiungen 
heute. Damit will ich mich also nicht aus- 
einandersetzen, aber mit einigen iBemerkun- 
gen, die der Herr Kollege Ludwig hier im 
Laufe dieser Diskussion gemacht ihat, wobei 
ich gleich mit seinen letzten Ausführungen 
beginnen darf. 

Der Herr Abgeordnete Ludwig meinte, es 
wäre sehr zweckmäßig, wenn doch die Arbei- 
terkammer ihren Sitz verlegen würde in die 
Nähe ihres Präsidenten, der sich in Baden 
eine „Villa" gebaut hat. Zunächst einmal: 
Der Herr Präsident Horr, mein Parteifreund, 
hat sich dort ein Einfamilienhaus gebaut, 
ohne daß er 420.000 S aus diesem schwarzen 
Landeswahnbaufonds bekommen hat. (Zu-  
stimmung bei der SPÖ.) Er hat sich das Haus 
aus seinen Einkünften errichtet. Aber wir 
könnten ja unter Umständen darüber reden, 
ob man die Anbeiterkammer verlegt. Wie 
schaut es diedbezüglich mit der Landwirt- 
schaftskammer aus? Wie ist 'es mit der Han- 
delskammer? Ich meine, wenn [die einle Kam- 
mer verlegt werden soll, so können wir ja 
gleich alle nehmen. Warum nur die Arbeiter- 
kammer? Marschieren wir gemleinsam, ziehen 
wir mit den Kammern von Wien nach Nie- 
derösterreich. Darüiber könnte man unter 
Umständen reden. Aber, meine Damen und 
Herren, die Verlegung der Arbeiterkammer 
als Begründung für die unserer Auffassung 
nach rechtswidrige Verwendung von 
420,000.000 Niogas-Geldern zu betrachten, 
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eine solche Logik kann ich nicht (begreifen, 
das war dem Herrn Kolllegen Ludwig in sei- 
ner Begründung vorbehalten. 

Nun vielleicht zu )dem sachlichen Teil, den 
der Herr Kollege Ludwig vorgebracht hat. 
Er hat sich wiederum auf idas Schreiben vom 
17. März 1961 berufen und hat gleich eine 
kleine Beifügung gemacht, die in diesem 
Schreiben gar nicht drinsteht, und zwar 
waihrscheinlich deswegen, weil er selbst 
fühlt, da stimmt irgend etwas nicht! Er sagte, 
die Niagas hat ,sich in diesem Schreiben vom 
17. März 1961 bereit erklärt, 'diese Rabatt- 
beträge für Wohnbauförderungszwiecke des 
Landes Niederösterreich zur Verfügung zu 
stellen. Sie haben wörtlich gesagt - Sie wer- 
den es im Protokoll dann lesen - ,,in erster 
Linie" für Arbeiter und Angestellte $er 
Newag und der Niogas. Die Formulierung ,,in 
erster Linie" steht nämlich gar nicht in dem 
Schreiben. Das haben Sie jetzt schön hinein- 
interpretilert; darauf kommt es nämlich an. 
In dem Schreiben heißt es: , , . . . un t e r  der 
Bedingung, daß diese Mittel für Wohnbau- 
förderungsdarlehen an Dienstnehmer unserer 
Gesellschaft und der Newag gewährt wlercden, 
welche in Niederösterreich siedeln wollen.'' 
Meine Herren! Es heißt nicht ,,in erster 
Linie". Was da wirklich vor sich ging, wird 
sich auf Grund der vorgelegten Listen her- 
ausstellen. Die Bedingung lautete generell: 
,,an Dienstnehmer". 

#Auch Herren, die nicht Angestellte der 
Newag oder der Niogas sind, haben Gelder 
bekommen. Mir ist zum Beispiel nicht $e- 
kannt, daß #der Landesparteiobmann der 
Kommunistischen Partei Angestellter der 
Neiwag ist (Hört-hört-Rufe bei der SPÖ), 
der dbenfalls dort mit Ihnen Geldern gebaut 
hat. Aber all das wird sich noch aufklären. 
Wir sind nämlich diejenigen, die die Volks- 
front machen, und Sie unterstützen den Lan- 
dessparbeiobmlann der erwähnten Partei. (Bei- 
fall bei der SPÖ.) Auch darüber können wir 
reden. 

Meine Damen und Herren! All das, worum 
es (hier gdht, wird ,sich auf Grund der Liste, 
die vorgelegt werden wird, herausstellen. Es 
wird sich zeigen, ab dem Schreiben Rech- 
nung getragen wunde oder nicht. Denn ich 
halte noch einmal fest: Es heißt nicht ,,in 
erster Linie", sondern es geht ausschließlich 
um diese Arbeitnehmer. Wenn aber die Gel- 
$der für andere Zwecke verwendet wurden, 
dann liegt ,schon nach diesem Schreiblen eine 
zweckwidrige Verwendung vor. 

Ich abin dem Herrn Abg. Ludwig für eine 
Behauptung ungemein dankbar. Er stellte 
nämlich die gesamte Probbematik sehr klar 
dar. Er #sagte: Wenn die Landesregierung be- 

schließt, #die Verwaltungsgdbäude ihrer Lan- 
desgesellschaften nach Niederösterreich zu 
verlegen, dann muß sie auch dafür sorgen, 
daß dort Wahnungen geschaffen werden. Ja- 
wohl! Warum haiben Sie denn das dann nicht 
beschlossen? Warum hat man das unter ldem 
Hüatl abgemacht? Warum fehlt dieser Be- 
schluß? Der erste Beschluß, der )die Verle- 
gung betrifft, ist da, es fehlt aber der zweite. 
(Abg. Ludwig: Wissen Sie das erst seit dem 
i7., Herr Staatssekretär?) Das wissen wir erst 
seit dem 14. Februar. (Abg.  Ludwig: Dafi die 
Südstadt gebaut wurde!) Ich muß feststellen, 
Ihr schlechtes Gewissen schreit immer direkt 
heraus. Sie können sich gar nicht zurückhal- 
ten, Sie müssen immer schreien. (Beifall bei 
der SPÖ.) Aber das macht ja die Diskussion 
für die Anwesenden interessanter, daher 
haben wir nichts dagegen. 

Sie fragten, ob wir das alles nicht schon 
friiher gewyßt haben. Freilich, freilich! Wir 
haiben einige Male - einige Male! - gefragt, 
wie all das Beibaut worden sei. Wir haben 
zuerst einmal im Jahre 1963 die Antwort be- 
kommen, daß das aus Mitteln gebaut werde, 
die von Iden Wo'hnbaugesellschaften zur Ver- 
fügung gestellt werden, die Wohnbaugesell- 
schaften verkaufen das an Eigentumswerber. 
Dann fließen die Mittel wieder zurück an die 
Wohnbaugesellschaften, und für  arme kleine 
Hilfsarbeiter machen das die Newag und die 
Niogas. Aber es sei das Ziel, daß auch sie 
einmal diese Wohnungen ins Eigentum iiber- 
nehmen können. Gut, schön. Das war alles. 

Das alles hat uns aber die ganze Zeit hin- 
$durch keine Ruhe gelassen. Wir halben immer 
wieder festgestellt, daß all das, was dort ge- 
baut werde, auf dieser Basis gar nicht mög- 
lich ist. Ich weiß nicht, oib dieser große Glas- 
palast, der jede Nacht 'beleuchtet ist, für 
sozial Bedürftige gebaut worden ist, wie Sie 
es immer wieder darstellen. Ob das alles für 
den sozialen Aufschwung der Süidstadt ge- 
schehen ist, bezweifle ich. Viellteicht kann 
man das unter den Titel ,,Mehr Licht ins 
Land" setzen. Aber gar so isozial ist das nicht. 
Wenn ich einen Spaß machen wollte, müßte 
ich sagen: Die jungen [Leute werden es gar 
nicht als sozial ,betrachten, wenn es dort so 
hell ist. (Heiterkeit.) 

Wir haben den Herrn Land-ifinanzreferen- 
ten Resch sehr offen gefragt: Herr Landes- 
finanzrefenent! Mit welchen Mitteln wurden 
denn die Bauvorhaben der Südstadt finan- 
ziert? Er hat am 13. Dezember 1965 in einem 
Schneiben geantworttet unid idargelegt, wie dias 
finanziert wurde. Er erklärte - ich bitte Sie, 
sich das jetzt anzuhören - unter anderem: 
,,Für Bauvorhaben in der Südstadt wurden 
in der Regierungssitzung am 15. Jänner 1963 
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mit einstimmigem Beschluß folgende Mittel 
bewilligt.. ." Da werden nun die entspre- 
chenden Beträge angeführt. Als Summe wer- 
den 13,600.000 S angegeben. Das war die Ant- 
wort des Herrn Landesfinanzreferenten. Er 
hat noch einen freundlichen Schlußsatz da- 
zugeschrieben: ,,Die von Fhnen verlangte Aus- 
kunft hätte auch der Herr Landeshauptmann- 
Stellvertreter Dr. Tschadek erteilen können, 
da ihm die Unterlagen über die Regierungs- 
Sitzung zugänglich sind unld die Beschlußfas- 
sung auch mit seiner Stimme erfolgte." 

Meine sehr verehrten Damen unld Herren! 
Diese Beschlüsse haben wir ohnehin gekannt. 
Auffallend war etwas anderes. Daß schon in 
dem Schreiben des Herrn Landesfinanz- 
referenten ein paar andere Regierungs- 
beschlüsse vergessen wurden, die man halt 
übersehen hat, das kann passieren. Das sind 
die Regierungsbeschlüsse vom 14. Juli 1955, 
1. März 1955, 31. Mai 1960, 10. Oktober 1961, 
13. November 1962. Diese Beschlüsse hat man 
in dem Schreiben tatsächlich übersehen. Wir 
haben das sogar von unserem Landeshaupt- 
mannstellvertreter Tschadek bekommen. Wir 
(haben mehr gekriegt, als uns mitgeteilt 
wurde. Wir warien aber erstaunt darüiber, wie 
billig man in der Südstadt bauen kann. Mit 
13,600.000 S konnte man 1700 Wohnungen 
samt einem Glaspalast bauen! Heute hörten 
wir vom Herrn Kollegen Ludwig, man habe 
errechnet, daß eine Wohnung 350.000 S kostet. 
Ich muß sagen: Billig ist das nicht! Wenn 
unsere Gemeinden und Ihre Gernfeinden 
Wohnungen zu diesem Preis bauen müßten, 
wären sie alle schon {bankrott gegangen und 
hätten keine Wohnungen erbauen können, 
denn die Herstellung einer Wohnung um 
S50.000 S ist ein sehr kostspieliges Unter- 
nehmen. 

Dafür wurden 210.000 S aus #der Wohnbau- 
förderung gegeben. Ja, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, aus welchem Titel? Ich 
hörte 'heute wieder aus dem Munde des Herrn 
Abgeordneten etwas ganz anderes. Er sagte 
nämlich wörtlich - Sie werden es dann im 
Protokoll lesen können -, „das Gelld stamme 
nicht aus dem Konto Land Niederösterreich, 
Wohnbaufönderung, sondern ,die Landes- 
gesellschaften haben das Geld gegeben". Das 
ist die dritte Darstellung. 

Die erste Darstellung gaib am 14. Februar 
Herr Landeshauptmannstellvertreter Müll- 
ner. Es hieß, wenn man die Situation nicht 
jetzt schnell bereinige, müsse man eine Vler- 
Steuerung vornehmen und 280,000.000 S an 
Körperschaftssteuer leisten. 

Die zweite Version stammt vom 17. Jan- 
ner: Das Geld hat gar nicht uns gehört, es ge- 
hört gar nicht den Gesellschaften. Dieses Geld 

- 

gehört dem Land Niederösterreich, es wird 
schon in die Voranschläge kommen. Wir wer- 
den es jetzt sanieren. 

Die (dritte Version, Abg. Ludwig: Nein, 
nicht das Land hat diese Wohnungen finan- 
ziert, sondern die Gesellschaften., 

Hohes Haus! Ja, sieht man nicht ein, wohin 
wir uns schön langsam bewegen? Wir wer- 
den im Laufe der nächsten zwei Stunden 
wahrscheinlich noch drei verschiedene Dar- 
stellungen von Ihnen bekommen. Sie werden 
immer wieder sagen: Das ist alles korrekt. 
Das ist das gleiche, ob das jetzt Herr Gene- 
ralldirektor Müllner ist, o,b das Herr Landes- 
hauptmannstellvertreter Müllner ist, ob 'das 
Herr Finanzreferent Müllner ist od'er ob das 
der Schwiegervater Müllner ist; immer ist es 
das gleiche, und das sind wir: Müllner. Das 
ist das Land Niederösterreich. - Dagegen 
wehren wir ulns, meine Damen unld Herren! 

Das ist es, was wir ankreiden. Ein Mann 
zieht einen Familienkonzern auf, und Sie 
sagen dazu, das sei alles lin Qndnung. Was 
wollen Sie denn? Sie sagen, daß das alles 
zum Frommen und Nutzen des Landes ge- 
schehen ist. Es fehlt nur noch, daß Sie sagen, 
'der 'arme Teufel, der das Ganze inszeniert hat, 
hat dabei ohnehin immer ldraufgezlahlt. Er ist 
ja ohnedies ein Leidtragender bei der ganzen 
Angelegenheit. - Das würde nämlich noch 
zur Ergänzung fehlen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Jetzt komme ich zum Antrag selbst. Ich wie- 
derhole das, was schon mein Kollege Marsch 
gesagt hat. Wir können dem Punkt 1 nicht 
unsere Zustimmung geben. Die Darstellung, 
die Sie hier geben, ist für uns nicht akzep- 
tabel. Sie entspricht nicht den Tatsachen und 
ist außerdem aufklärungslbedürftig. Hinsicht- 
lich der weiteren Punkte stimmen wir zu. 
Wir machen alber für uns $den Vorbehalt - 
wir müssen ihn ja machen: All das dann, 
wenn es erwiesen ist, daß das Geld dem Land 
Niederösterreich gehört. Denn es entstoht da- 
bei noch eine andere Frage: Wenn die Dar- 
stellung des Herrn Generaldirektor Müllner 
vom 14. Februar richtig ist, daß es sich näm- 
lich um eine sogenannte verdeckte Gewinn- 
ausschüttung handelt - das ist nämlich der 
Fachausdruck für diesen Vorgang -, und es 
müßte Steuer bezahlt werden, dann könnte 
ja der Hohe Landtag, ab er will oder nicht, 
'heute überhaupt k'einlen rückwirken'dlen 
Sanktionierungsbeschluß fassen. Ja, wir kön- 
nen uns doch nicht an einer Gesetzes- 
Verletzung mitschuldig machen, und das wäne 
eine Gesetzesverletzung. Stimmt also die Dar- 
stellung des Herrn Generaldirektors vom 
14. Februar, dann könnten wir nicht zustim- 
men. Wir wissen es nicht. Wir sind daran 



-7 

430 Landtag von Niederöisterr. 11. Sess. der VIII. Gesetzgebungsperiode. 14. Sitzung am 1. März 1966 
- 

interessiert, daß diese Frage geklärt wird. 
Wir hoffen - ich sage ausdrücklich, wir hof- 
fen -, daß die zweite Darstellung richtig 
ist und daß Herr Generaldirektor Müllner 
am 14. Februar entweder falsch beraten war 
oder sich irrte, als er meinte, wenn ihr mir 
das nicht beschließt, muß ich )sofort zum 
Finanzamt gehen unld eine Nachfatierung 
durchführen. 

Wir hoffen, daß er sich geirrt hat, dann sind 
wir dafür, daß diese Gelder dem Lande zur 
Verfügung stehen, daß sie kontiert werden 
usw., obwohl ich sagen muß, das Ganze hat 
einen großen Schönheitsfehler, nämlich den, 
daß man diesen Beschluß nicht bereits vor 
sechs Jaihren gefaßt hat, zu (der Zeit, als der 
Herr Landesfinanzreferent Viktor Müllner 
diesen Vertrag geschlossen hat. Warum ist 
er nicht schon damals gekommen und hat 
gesagt: Meine Herren, hier bekommen wir 
Gellder, vereinnahmen wir das im Land, 
geben wir es nach den Richtlinien aus usw. 
Es ist sehr bedauerlich, daß man sechs Jahre 
gewartet !hat. Ich nehme an, daß der Herr 
Landesfinaanzreferent Resch von der ganzen 
Sache auch nichts gewußt hat und erst am 
14. Februar daraufgekommen ist, $denn ich 
kann mir nicht vorstellen, daß er sonst nicht 
darauf gedrungen hätte, daß das präliminiert 
wird. Ich kann mir nicht vorstellen, daß ein 
Landesfinanzref'erent nicht sagt, da ist Geld, 
gebt es mir, denn ich kann es brauchen. Viel- 
leicht hätten wir es nicht nur für den Bau 
der Südstadt ausgegeben. Vielleicht wäre 
nicht nur die Gstetten in der Südstadt saniert 
worden. Vielleicht wären auch einzelne Not- 
standsgebiete im Waldviertel saniert worden. 
Vielleicht hätten wir die Möglichkeit gehabt, 
auch einige Straßen zu bauen. Vielleicht hät- 
ten wir die Möglichkeit gehalbt, einige Be- 
triebe zu unterstützen, denn 420,000.000 S 
sind ein ganz schöner Betrag. Vielleicht hätte 
man das Geld in ganz Niederösterreich mehr 
streuen können und nicht nur alles auf einen 
Platz gegeben. Sicherlich hätte dann Kollege 
Ludwig nicht sagen können, aber dafür haben 
wir in Mödling einen schwarzen Bürger- 
meister, und das war uns die 420,000.000 S 
wert. (Beifall bei der SPÖ. - Abg. Stangler: 
Das ist der Stein des Anstoßes!) Darf ich 
Ihnen ganz offen sagen, ob nun in der einen 
Gemeinde ein sozialistischer oder ein ÖVP- 
Bürgermeister ist, das wandelt sich. Einmal 
wird einer von Ihnen gewählt, dann wieder 
bekommen wir die Mehrheit. Was hat es für 
einen Sinn, zu sagen, hurra, jetzt haben wir 
um 420,000.000 S unseren Bürgermeister in 
Mödling gekauft. Das können wir nicht! Wir 
können nur hinausgehen und eine normale 
Wahlwerbung durchführen. (Abg.  Stangler: 

Normale Wahlwerbung, das ist gut! - Hei-  
terkeit bei der ÖVP.) Ich muß sagen, es ist 
immer wieder interessant, wie sich die Mehr- 
heit des Hauses aufführt. Sie johlt, schreit 
und freut sich über alles mögliche. (Zwischen- 
r u f  Abg. Stangler.) Sie haben es gerade be- 
wiesen, meine Herren, Sie haben es gerade 
getan. Sie sind die einzige Mehrheit in die- 
sem Lande, die bewußt solche Szenen auf- 
führt. (Abg. Stangler: Und Sie führen ein 
Theater auf!)  Ich weiß, daß Ihnen das als 
Theater vorkommt, Herr Kollege Stangler! 
Uns kommt (die Verwendung der 420,000.000 
Schilling und all das, was bereits heute hier 
gesprochen wunde, nicht als Theater vor, das 
ist uns sehr, sehr ernst. Ich weiß, Sie haben 
schon das letztemal bei einer sehr ernsten 
Frage der Raxwerke gesagt, Sie machen 
Zwischenrufe aus Lustigkeit. Lesen Sie im 
Protokoll nach, Sie haben gesagt: ,,Ich kann 
auch aus Fröhlichkeit Zwischenrufe machen!" 
Wir kennen Ihre Mentalität. Aber, meine 
Herren, so kann es doch nicht gehen! Wenn 
Sie daran interessiert sind, daß diese Gelder 
korrekt verwaltet und eingenommen wertden, 
sind wir zu jelder Hilfe mit bereit. Wir wer- 
den daher Punkt 2, 3 und 4 zustimmen, aber 
ziehen Sie doch den Punkt 1 zurück und neh- 
men Sie nicht das Odium auf sich, daß Sie 
echte Unklarheiten - ich drücke mich sehr 
vorsichtig aus - nachträglich sanktionieren 
wollen. 

{Die Klarheit wird an den Tag kommen, ob 
so oder so. Da hilft kein Mehrheitsbeschluß 
des Landes, \da hilft es nicht, wenn 31 Ab- 
geordnete idieses Landtages sagen, fiir uns 
reicht das, was wir wissen, mehr wollen wir 
nicht wissen. Wir Sozialisten stehen auf dem 
Standpunkt, wir wollen über diese Vorgänge 
nicht mehr, wir wollen alles wissen. Die Kar- 
ten - die Bücher - auf den Tisch legen 
und sagen: Wie ist es zugegangen? Wo sind 
die Schreiben? Was ist in der ganzen Sache 
geschehen? Und dann sin'd wir unter Umstän- 
den bereit, mit Bhnen gemeinsam zu be- 
schließen, einen Strich darunter zu ziehen, 
weil wir Geschehenes nicht mehr ändern kön- 
nen. Aber zuerst muß die Öffentlichkeit Klar- 
heit haben über das, was geschehen ist, und 
dann sind wir bereit, mit Ihnen gemeinsam 
einen Schlußstrich zu ziehen. (Seifall bei der 

PRÄSIDENT WEISS: Der nächste Redner 
ist Herr Abg. Dip1.-Ing. R o b 1. 

Abg. Dip1.-Ing. ROBL: Sehr geehrte Damen 
und Herren! Herr Abg. Marsch hat sich sehr 
ausführlich mit der Conti-Bank befaßt, ob- 
wohl site im Antrag der Abgeordneten #der 
Österreichischen Volkspartei mit keinem 
Wort erwähnt wird. (Staatssekretär Rösch: 

SPÖ.) 
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Begreiflich!) 'Sehr geehrter Herr Staatssekre- 
tär, was Sie vor'hin zu unserem Präsident 
Reiter gesagt halben, das rnüßten Sie jetzt 
Ihrem Kollegen Marsch sagen. 

Aber auch einige Worte zu Ihren Darlegun- 
gen. In Österraich ist Ses nicht verboten, Akbien 
zu besitzen. Geraide wir von der Osterreichi- 
schen Volkspartei sind es, die für die Streuung 
!der Aktien eintreten. In Österreich ist BS auch 
nicht untersagt, Inhaber einer Bank zu sein, 
und den österneichischen ISbaatsbürgern ist es 
auch nicht untersagt, Mitgesellschafter zu 
sein. Fragen Sie in Ihren Parteikreisen, wie 
viele Spitzenfunktionäre der SPÖ #da oder 
dort Mitaktionäre, Mitgesellschafter sind. Es 
wird auch gar nichts in der Conti-Bank ver- 
schleiert, denn Sie haben ja Gelegenheit ge- 
habt, im Handelsregister 'das zu finden, was 
Sie uns lheute hier gesagt haben. Ich möchte 
die Sozialistische Partei noch auf eine Mög- 
lichkeit aufmerksam machen. Wenn öster- 
reichische IGesetze durch Transaktionen in der 
Conti-Bank, (die Sie aufgezeigt haben, ver- 
letzt wurden, dann haben 'Sie Gelegenheit, 
{Anzeige zu erstatten. Sie haben ja den 
Justizminister und den Chef der Wirtschafts- 
Polizei. Wenn ein strafbarer Tatbestand vor- 
liegt, 'dann müssen die Gerichte hierüber ihr 
Urteil abgelben. Vielleicht aber, meine sehr 
geehrten Damen und Herren von der Linken, 
gehen Sie auf meinen Vorschlag ein. Sie sind 
doch Inlhalber einer viel größeren IBank als 
!diese ContidBank; Ihnen untersteht doch ldie 
BAWAG, die Bank für Aribeit und Wirtschaft 
in Österreich. Geben Sie uns dort einen 
Direktorposten und einen Si tz  im Aufsichts- 
rat, wir werden uns dlann sehr dafür ein- 
setzten, idaß auch Sie in der Continentallen Blank 
diese beiden Funktionen besetzen können. 
(Abg. Stangler: S o  großzügig wollen wir 
sein!} Vielleicht könnten wir dann, wenn es 
diesen Austausch zwischen d<en beiden Ban- 
ken gibt, auch !Gelegenheit hablen, Näheres 
darüber zu erfahren, wie die ,,Kronen- 
Zeitung" und der ,,Expreß" mit Gewerk- 
schaftsgeldern der Sozialistischen Partei, die 
wahrscheinlich in die BAWAG eingelegt wur- 
den, finanziert worden sind. 

In unserem Antrag ist auch darauf Bezug 
genommen, ob Beträge, die die Niogas aus 
den Rabatten eingenommen (hat, zu ver- 
steuern oder nicht zu versteuern sind. Darf 
ich vielleicht chronologisch, was heute hier 
schon einmal ausgesprochen worden ist, ganz 
kurz wiederholen. Feststeht, daß das Bundes- 
ministerium für Handel und Wiederaufbau 
schon am 2. November 1955 der Niogas die 
Genehmigung erteilt hat, auf einer Fläche 
von 5700 Quadratkilometern in Niederöstler- 
reich und im Burgenland nach festem, flüssi- 

gem und gasförmigem Bitumen zu suchen 
und diese Stoffe auch (abzubauen. Zweitens 
haben wir erfahren, daß mit Vertrag vom 
12. Juni 1957 die Niogas die Schürfrechte be- 
ziehungsweise die Konzession der Öster- 
reichischen Mineralöliverwaltung AG. käuif- 
lich übertragen hat. Drittens haben wir er- 
fahren, daß auf 'Grund dieses Kaufvertrages 
die niederösterreichische Landesregierung 
vorerst 100,000.000 S in bar erhalten hat und 
sich die Österreichische Mineralölverwaltung 
verpflichtet hat, der Niogas einen Einfüh- 
rungsrabatt für zehn Jahre zu gewähren. 

Am 29. Juli 1960, als also (drei Jahre ver- 
strichen waren und man feststellte, daß die 
Niogas in der Lage war, 400,000.000 Kubik- 
meter Erdgas zu beziehen, hat die nieder- 
österreichische Landesregierung an die Nio- 
gas ein Schreiben gerichtet und darin die 
Niogas ersucht, aus den Vertragsabschlüssen 
die Rabatte, also die resultierenden wirt- 
schaftlichen Vorteile, dem Land zugute kom- 
men zu lassen. Die (Landesregierung begrün- 
dete ihren Antrag auch sehr ausführlich und 
wies darauf hin, daß Niederösterreich durch 
die zehnjährige Besetzung von 1945 bis 1955 
allzu große Schäden 'erleiden mußte und daß 
die vielen UsiaJBetrieibe, die unter sowjeti- 
scher Verwaltung standen, nicht nach der 
österreichischen Rechts- und Wirtschaftsord- 
nung geführt worden sin'd und damit dem 
Land Niederösterreich und den niederöster- 
reichischen IGemeinden Steueraufkommen in 
großem Umfang entgangen sind. 

Die ilandlesregierung verwies weiter dar- 
auf, daß in Niederösterreich kaum ERP-Mit- 
tel verwendet werden konnten, weil die da- 
maligen Spender, die Amerikaner, di'e nie- 
derösterreichische Wirtschaft aus den uns 
allen bekannten Gründen nicht fördern woll- 
ten. Und aus *dem Schreiiben und aus dem Be- 
richt geht auch hervor, daß nicht nur 'die 
niederösterreichische Landesregierung von 
all diesen Vorgängen wußte und darauf hin- 
gewiesen hat, sondern daß höchste Stellen 
des Staates ebenfalls damit befiaßt waren 
und daß sie die Versicherung abgegeben 
haben, daß sie dem Land Niederösterreich 
helfen werden. 

Die niederösterreichische Landesregierung 
hat daher den damaligen Bundeskanzler 
Julius Raab gebeten, sich für die Anliegen 
Niederösterreichs einzusetzen. Dieser hat von 
sich aus am 16. Jänner 1961 - dieses Datum 
16. Jänner 1961 sollten wir uns merken - 
dem damaligen IBundesminister füir Finanzen, 
Dr. Heilingsetzer - und nicht Dr. Klaus, das 
muß ich den Sozialisten l'aut und deutlich 
sagen - über diesen ganzen Fragenkomplex 
Mitteilung gemacht und auch zum Ausdruck 
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gebracht, daß dem Land NiederBsterreich die 
aus diesen Verträgen resultieaenden Wirt- 
schaftlichen Vorteile zugute kommen sollen. 
Weil diese Angelegenlheit nicht sehr einfach 
war, hat e r  den Finanzuninistelr gebeten, zu 
prüfen, ob diese von der OMV der Niogas 
gewährten Rabatte steuerfrei sind oder ab 
sie nach den österreichischen Steuergesetzen 
zu versteuern sind. Uns ist ja bekannt, daß 
von Körperschaften, die Einkommen haben, 
die Gewinn abwerfen, 1Körperschaftsteuer zu 
bezahlen ist. Nach dem Karperschaftsteuer- 
gesetz vom 16. Oktober 1934 sind alle Körper- 
schaften, Personalvereinigungen und Ver- 
mögensm'assen, {die ihre Geschäftsleitung oder 
ihnen Sitz im Inland haben, ikörperschaft- 
steuerpflichtig. Aber in dem Fall wäre wahr- 
scheinlich nicht allein Körperschaftsteuer zu 
bezahlen ,gewesen, sondern auch Gewerbe- 
steuer, und diese beiden Steuern zusammen 
ihätten die Summe von 280,000.000 S, von der 
immer wieder gesprochen wird, bei einem 
Rabattgewinn von 420,000.000 S ausgemacht. 
Es ging also darum, die Frage zu klären, ob 
diese Rabatte nach den östenreichischen 
Steu'ergesetzen steuerpflichtig sind, zu ver- 
anlagen sind oder nicht. 

Der Herr Bundesminister fiir Finanzen hat 
mit Erlaß vom 14. Februar 1961 festgestellt, 
daß es sich um keine Gewinnausschüttung, 
sondern um eine abzugsfahige Betriebsaus- 
gabe handelt. Der Bundesminister für Finan- 
zen hat ,diesen Erlaß der Finanzlanidiesdirek- 
tion für Wien und Niederösterreich zur 
Kenntnis gebracht, und die Finanzlandes- 
direktion hat ihrerseits mit 'Schreiben vom 
4. März 1961 di,e zuständigen Finanzämter - 
das sind das Finanzamt für Gebühren und 
Verkehrssteuern und das Finanzamt für Kör- 
perschaften - mit dieser Frage #sehr ein- 
gehend befaßt. 

Ich darf Ihnen aus diesem Erlaß folgendes 
zur Kenntnis bringen: ,,Dlie OMV AG. hat 
sich gegenüiber dem [Land Niederösterreich zu 
einer verbilligten, 50 v. H. des Normalpreises 
(betragenden Lieferung von jährlich 
400,000.000 Kubikmeter Erdgas auf die Dauer 
von zehn Jahren, das heißt bis 31. März 1968, 
verpflichtet. Da eine direkte Abwicklung zwi- 
schen dem Land Niederösterreich und der 
Österreichischen Minieralölverwaltung AG. 
nicht möglich war, wurde die Niogas ein- 
geschaltet. Die Niogas, die gegenüber 'der 
ÖMV AG. keinen unmittelbaren Anspruch 
auf verbilligten Erdgasbezug hat, hat den 
Normalpreis des von der ÖMV AG. zum hial- 
ben Preis bezogenen Erdgases in der Weise 
zu ,bezahlen, daß sie 50 v. H. des Normalprei- 
ses an die ÖMV und die restlichen 50 Y. H. an 
das Land Niederösterreich entrichtet." 

iDas steht klipp und klar im Erlaß des 
Finanzministeriums, der dann über die 
Finanzlandesdirektion tauch dem Finanzamt 
für Korperschaften zugegangen ist. Wir müs- 
sen uns jetzt fragen, wo liegt hier eine 
Steuerhinterziehung vor, üfber die in den 
letzten Tagen in den sozialistischen Zeitun- 
gen und vor allem in #der ,,Aribeiter-rZeitung" 
so viel geschrieben worden ist? In dem 
Schreiben der niederösterreichischen Landes- 
regierung an die INiogas, aber auch im Schrei- 
ben des Heran Bundeskanzlers an den 
Finanzminister und letzten Endes im Erlaß 
des Finanzministecriums sind alle diese Dinge 
klipp und klar aufgezeichnet und erklärt. Es 
ist daher gar nichts verheimlicht worden, die 
Dinge liegen völlig offen vor uns. Wie man 
auf sozialistischer Seite immer wieder be- 
tonen konnte, es handle sich um eine Steuer- 
hinterziehung, ist mir wirklich ein Rätsel. 

Es heißt in diesem Erlaß: ,,Die Niogas, die 
gegenüber der OMV keinen unmittelbaren 
Anspruch auf verbilligten Erdgasbezug 
h a t . .  ." Es ist in diesem Erlaß auf den gan- 
zen Abwicklungsmodus Bezug genommen und 
festgestellt, daß die rechtliche Qualifikation 
cdes Rabatts in Beziehung zur Niogas deut- 
lich erkennbar ist. 

Wenn heute hier behauptet wunde, cdaß bei 
der Niogas nichts veribüchert sei, dann muß 
ich sagen, daß das nicht stimmt, denn in den 
Büchern der Niogas ist zweifelsohne der 
Kaufpreis von 28 Groschen für das von der 
ÖMV gelieferte Erdgas enthalten. Und auch 
in den Bilanzen, im Geschäftsblericht war das 
zu finden. Herr Landesrat Kuntner nickt, weil 
er auch Aufsichtsratsmitglied ist und ihm be- 
kannt ist, daß das im (Geschaftcbericht stand. 

Aber ich muß nach all den Darlegungen, 
die heute (hier von Ihrer Seite ,gebracht wur- 
den, fragen: Wenn jietzt das Aufsichtsrats- 
mitglied ja sagt, warum hat es bisher dazu 
nicht Stellung genommen? Bisher haben Sie 
so getan, als ob Ihnen das alles verd-deiert 
worden wäre, diese vom Finanzministerium 
und von (der Finanzlandesdirektion getroffenle 
Feststellung, daß kein steuerpflichtiger Tat- 
bestand vorhanden, oder anders ausgedrückt, 
daß keine Gewinnausschüttung gegeben ist, 
sondern diese Rabatte eine abzugsfähige Be- 
triebsausgabe sind. Ich glauibe, auch Ihnen 
von der Sozialistischen Partei müßte das ge- 
nügen. Also das ist winklich unverständlich, 
wieso in 'd'en letzten Wochen so viel über 
Steuerhinterziehungen gesprochen worden 
ist und daß sich auch Herr Landeshaupt- 
mannstellvertreter Dr. Tschadek als Mitglied 
der niederöstertreichischen Landesregierung 
- er ist jetzt nicht da - auch ,dazu herbei- 
gelassen hat, in das gleiche Horn zu blasen, 
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wo doch gerade ihm am Aufbau und der 
Fortentwicklung der Wirtschaft unseres Lan- 
des sehr viel gelegen sein müßte. Da er 
ebenfalls Verdächtigungen über Steuer- 
hinterziehungen ausgesprochen hat, ihat er 
und Sie alle, die das getan haben, dem Lande 
NiederWerreich wahrlich keinen guten 
Dienst erwiesen. Sie wissen, daß nächstes 
Jahr und heuer noch über einen neuen 
Finanzausgleich verhandelt werden wird. 
Glauben Sie, daß Sie unserem IFinanzreferen- 
ten oder dem Herrn Landeshauptmann, die 
über diese Dinge für Niederösterreich zu ver- 
handeln haben, einen guten Dienst erwiesen 
haben? Wir sind der Meinung, daß Sie mit 
dieser Brunnenvergiftung das ILand Nieder- 
Österreich schwerstens geschädigt haben. 
(Ruf bei der ÖVP: Sehr richtig! - Beifall 
bei der ÖVP.) Das zeigt also wahrlich ein 
sehr geringes Verantwortungsbewußtsein 
Ihrer Regierungsmitglieder. 

Und nun chronologisch zu den Blerichten in 
der ,,Arbeiter-Zeitung". Am 17. Februar 1966 
hat es begonnen. ,,Neuer Skandal um 
280,000.000." Weiter heißt es in dem Artikel 
der ,,Arbeiter-Zeitung": ,,Außerdem sind dem 
Bund 280,000.000 S an Steuern vorenthalten 
worden, und zwar offenbar mit dem Wissen 
des \damaligen Finanzministers Klaus." Es 
steht aber ihier nicht nur ,,offenbar mit dem 
Wissen des damaligen Finanzministers 
Klaus". Zu einem späteren Zeitpunkt, als sie 
der Generaldinektor Müllner bereits auf einer 
Pressekonfierenz aufgeklärt hatte, haben 
Minister Kr'eisky und der Herr Vizekanzler 
Pittermann die gleiche Lüge verbreitet, denn 
damals mußten sie wissen, zu welchem Da- 
tum der Erlaß der Finanzlandecdirektion be- 
ziehungsweise des Finanzministeriums er- 
gangen ist. Obwohl Dr. Klaus (erst später in 
die Bundesregierung eingetreten ist, heißt es 
am 25. Februar in 'der ,,Ar;beiter-Zeitung": 
,,Pittermann sagt, Transaktionen mußten ihm 
bekannt sein." Er spricht ebenfalls von 
Transaktionen, die während der Minister- 
Schaft d<es Kanzlers Klaus getätigt wurden. 
In der ,,Arbeiter-Zeitung" vom 27. Februar 
ist es der Außenminister Kreisky, der auch 
zu der ganzen IMüllner-iDebatte Stellung 
nimmt. Er sagt: ,,Der Finanzminister Klaus, 
der will das jetzt auf die Beamten abladen, 
was er versäumt hat, wo er die Obsorge- 
Pflicht nicht entsprechend erfüllt hat." Und 
siehe da, plötzlich wird in der ,,Arbeiter- 
Zeitung" geschrieben: ,,Die Vereinbarung, 
auf Grund der die Niogas keine Körper- 
schaftssteuer von 280,000.000 S zahlen mußte, 
wunde am 10. Juni abgeschlossen." Dadurch 
wollen sie berichtigen, daß der Erlaß vom 
10. Februar 1961 ist, daß dieser Erlaß der 

Finanzlandesdirektion also von einem fri2he- 
ren Zeitpunkt stammt. Dr. Klaus ist 'erst am 
11. April 1961 als Finanzminister in die 
Regierung eingetreten. Was heißt Verein- 
barung? Der Herr Außenminister, der  doch 
Jurist ist, spricht hier nur von einer Ver- 
einbarung. Wir wissen ldoch, idaß (es sich um 
einen Erlaß des Finanzministeriums hand'elt 
und keinesfalls um eine Vereinbarung von 
irgend jemand. Dieser Erlaß, sehr vspehrte 
Damen und Herren, ist also in Rechtskraft 
erwachsen. Man sollte sich wirklich Über 
diese Dinge nicht so abfällig äuRern und in 
Demagogie damit Wahlpropaganda betreiben. 
Wenn die SPÖ glaubt, daß sie damit Klaus 
und die gesamte Österreichische Volkspartei 
bei den Wählern in ein ungünstiges Licht 
bringen odar vlerteufeln kann, dann hat sie 
sich getäuscht, denn selbst in der ,,Arbeiter- 
Z'eitung" wurde die Frage gestellt: ,,Wie hieß 
der damalige Fiinanzminister?" Es ist erwie- 
sen, daß Dr. Klaus als Finanzminister mit 
diesen Dingen, mseine sehr verehrten Herren 
- das müssen wir fceststellen -, wirklich 
nichts zu tun hatte, daß also diese Frage, als 
er Minister wurde, längst geregelt war. Und 
wenn Sie glauben, daß ider Herr Sektionschef 
Heilingsetzer, dler <damals Finanzminister 
war, sich mit dem Körperschaftsteuergesetz 
und mit den anderen gesetzlichen Bestim- 
mungen ausgekannt hat, dann möchte ich 
Ihnen sagen: Sicherlich wird er diese Dinge 
besser verstandmen haben als jene Verleum- 
der, die in der Sozialistischen Partei sitzen 
und die diese Frage so dargestellt haben, als 
sei es 'eine Steuerhinterziehung. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

B'egeben wir uns einmal vom niederöster- 
reichischen Boden ietwas weg. Vielleicht darf 
ich Ihre Aufmerksamkeit auf ein anderes 
Bundesland lenken. Wie man nämlich aus 
Kärntner Kreisen (hört, gewährt der Ver- 
bundkonzern für #die im Draukraftw'erk ge- 
wonnene Energie der Kelag seit zehn Jahren 
jährlich eine ISubvention oder einen Rabatt. 
Dieser Rabatt soll schon einen Betrag von 
50,000.000 S betragen. Diese IBonifikation für 
die Kärntner Kselag läuft unter dem Rechts- 
titel ,,Unterstützung des Landes Kärnten 
durch Nutzung $des Kärntner Wassers zur 
Stromerzeugung." Ich frage Sie, Hberr Abge- 
ordneter Marsch, der sich mit (diesen Dingen 
in Niederösterreich so eingehend befaßt hat, 
scheinen <diese Subventionen im Voranschlag 
des Kärntner Lanfdtages, der Kärntner Lan- 
desregierung auf? (Abg. Marsch: Wir sind in 
Niederösterreich!) Wenn nicht, und das ist 
der Fall, wer verfügt (dann in Kärntlen fiber 
diese Mittel? Auch (da wäre es wirklich ein- 
mal an der Zeit, die Dinge zu verfolgen. Ich 
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frage nun laut und deutlich: Ist das, was bei 
Wedenig und Sima in Kärnten eine zulässige 
Unterstützung ist, btei Steinböck, Figl und 
Hartmann in Niederösterreich ein ver- 
schleierter Gewinn? Sie stellen es so dar. Es 
ist abtjolut nicht meine Art, in fremde Häfesl 
zu gucken, aber kann mir vielleicht von Ihrer 
Seite jemand erklären, wo diese Millionlen- 
beträge in Kärnten verbucht worden sind? 

Meine sehr verehrten Damen untd Herrfen, 
abier noch einle andere Frage! Weil wir lschon 
(beim Läusesuchen sind, möchte ich noch 
etwas, das heute schon zur Debatte stand, er- 
wähnen, nämlich die 100,000.000 S, die die 
Österreichische Mineralölverwialtung dem 
Land Niederösterreich auf Grund dieses Ver- 
trages gegeben hat. Sind diese nach dem 
Körperschaftsteuergesetz versteuert word'en? 
Dies ist auch nicht der Fall. Sie wurden nicht 
versteuert, nur hat man damals keinen Skan- 
dal gemacht. Und noch eine Frage, die Ihnen 
vielleicht nicht angenehm ist, wenn man sie 
wieder aufrührt und davon etwas sagt. Wir 
wissen, bei den verstaatlichten Unterneh- 
mungen gibt es solche, die Gewinne abwer- 
Pen, und auch solche, die notleidend sind. Die 
florierenden Betriebte sind verpflichtet, den 
notleidenden Beträge, Subventionen, zu ge- 
währen, um die Defizite zu d'ecken. Während 
also die Rabattgelder der Niogas durch einen 
Erlaß, der in Vollziehung eines Gesetzes er- 
lassen worden ist, steuerfrei gestellt worden 
sind, gibt es bei der Subventionierung ver- 
staatlichter Unternehmungen auch einen Ge- 
setzesbeschluß, der die Möglichkeit gibt, Gel- 
der - gigantische Summ(en, muß ich aber 
sagen - von einem Unternehmen $dem ande- 
ren zuzuweisen. Wfer kontrolliert das im 
Bund? Wedler der Finanzminister noch die 
Bundesregierung. Der Herr Vizekanzler 
allein, der ist dafür zuständig, diese Millio- 
nen von der rechten in die linke Wasten- 
tasche zu geben. Aber dazu schwleigen eigen- 
artigerweise die Sauberkeitsapostel $der 
,,Arbeiter-Z~eitung" und des ,,Expreß". Si'e 
müssen es ja tun, denn wenn matn die Dinge 
näher betrachtet und die Zusammenhänge 
kennt, wird es einem klar. Vizekanz1,er Pit- 
termann übt nämlich auch die iFunktion eines 
Aufsichtsratsvorsitaenden im lroten Vorwärts- 
Verlag aus. Da wird man sich doch nicht 
gegen dlen Parteichef den Mund verbrennen. 

Darf ich mich zum Schluß noch mit Ab- 
geordneten Marsch ;beschäftigen, weil auch in 
der ,,Arbeiter-Zeitung" vom 27. Februar 
dieses Jaihres die Rede davon war, daß Mil- 
lionen verwirtschaftet wurden. Wenn der 
Herr Abg. Marsch laut ,,Arbeiter-Zeitung" 
von einer Verwirtschaftung von Geldern 
spricht, dann glaube ich, daß er diese Be- 

schuldigung an die falsche Adresse gerichtet 
hat. Der Herr Staatssekretar Rösch weiß 
schon, weil er auf mich herzeigt, was ich 
meine. Wollte die Sozialistische Partei in 
Niederösterreich etwa nicht, daß die durch 
die Errichtung der Südstadt, die Errichtung 
von Wohnungen und die Verlegung der Be- 
triebsstatte hereinkommenden Steuern künf- 
tighin dten niederösterreichischen Gemeinden 
zugute kommen? Es 'hanldelt sich in erster 
Linie um die Grundsteuer, aber auch um 
andere von den Geirneindeai vereinnahmte 
Steuern. Wenn Sie, Herr Abg. Marsch, von 
Verwirtschaftung sprechen und so tun, als 
seien Sie ein Wirtschaftsfachmann, denn nur 
ein solcher darf sich Urteile dieses Ausmaßes 
erlauben, dann mochte ich Ihnen empfehlen, 
Ihre guten Ratschläge Pittermann und 
Proksch zu geben, die Ihnen dafür sehr dank- 
bar sein müßten. (Beifall bez der OVP.) Ver- 
zeihung, ich meine natürlich den Verkehrs- 
minister Probst mit seinem Defizit ibei den 
Bundesbahnen. (Abg. Staatssekretär Rosch: 
Das macht nzchts!) Dieser wurde wirklich 
gute Ratschlage brauchen wie auch der Herr 
Vizekanzler, der 'doch für die verstaatlichten 
Unternehmungen zuständig ist und sicherlich 
Sor,ge hat, wie er auf die Dauer die Firma 
Hofherr & Schrantz und die Trauzl-Werke 
über Wasser halten und die Defizite aus 
florierenden Betrieben der verstaatlichten 
Unternehmungen decken kann. Ich kann nur 
dasselbe sagen, was vorhin der Herr Staats- 
sekretär Rösch so breit ausgeführt hat. Wenn 
Sie ein Wirtschaftsfachmann sind und Ord- 
nung schaffen konnen, dann werden uns viele 
Millionen Schilling für den Familienlasten- 
ausgleich und Iden Wlohnbau zuflileßen, und 
wir werden auch die Lohnsteuersenkung ver- 
wirklichen konnein. Herr Abg. Marsch, wenn 
Sie dieses Konzept erfunden 'haben, leihen 
Sie es bitte her, damit in diese Betriebe end- 
lich Ordnung kommt. 

Im Jahre 1956 hat uns die Sozialistische 
Partei vorgeworffen, wir wollten das Erdöl 
verschachern, worauf heute schon hingewie- 
sen wurde. Es waren also ,,Ei.dölwahlen". 
Diese Auseinandersetzung ist den Sozialisten 
im Wahlkampf 1956 nicht gut bekommen, 
denn wenn ich Ihnen das Ergebnis in Erin- 
nerung rufen darf, ging die Wahl damals mit 
82 zu 74 Mandaten für die i6VP aus. Und in 
jenem Buntdesland, wo die Erdöl- und Erd- 
gasvorkommen auftreten, nämlich im Viertel 
unter dem Manhartsberg, hat die Öster- 
reichische Volkspartei 59,5 Prozent und die 
Sozialistische Partei 35,2 Prozent der Stim- 
men enhalten. Auch damals haben die öster- 
reichischen Wahler richtig geurteilt und ge- 
wußt, daß man sich auf die OVP sowohl in 
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Niederösterreich als auch im ganzen Bundes- 
gebiet besser verlassen kann und daß man 
mit Skandalen vor den Wahlen beine Wahlen 
gewinnen kann. (Beifall  bei der ÖVP.) 

PRÄSIDENT WEISS: Zu Wort kommt der 
Herr Abg. M a r s c h. 

Abg. MARSCH: Ho'hes Haus! Herr Ab- 
geordneter Robl, soweit Sie in Ihrer Rede 
Wahlpropaganda betrieben haben, erwarten 
Sie nicht, daß ich Ihnen hier darauf ant- 
worte. Ich muß Ihnen sagen, ich würde auch 
nicht, wie Sie bemerkten, einer Üibersied- 
lung vom niederösterreichischen Landtag in 
den Kärntner Landtag zustimmen. Ich wepde 
nicht mit Ihnen gehen, versuchen Sie es doch 
allein (Abg .  Dipl.-Ing. Robl: Vielleicht geht 
der Herr Staatssekretur Rösch!), möglicher- 
weise hat man dort einen Platz für Sie. Ich 
möchte nur zu einigen Punkten rein sachlich 
Stellung nehmen. Ich (bedaure, daß Sie auch 
den verstorbenen Landeshauptmann Figl in 
die Diskussion gezogen haben, der meines 
Erachtens von diresen Vorfällen nichts ge- 
wußt hat, weil darüber kein Regierungs- 
beschluß vorhanden ist beziehungsweise ein 
solcher während seiner Regierungszeit nicht 
gefaßt wurde. Wenn Sie hier seinen Namen 
verwenden, dann sage ich Ihnen, Sie miß- 
brauchen den Namen Ihres ehemaligen Par- 
teichefs, was wir um so mehr bedauern, weil 
er auch unser Landeshauptmann gewesen ist. 
(Abg.  Dip1.-Ing. Robl: VergiePen Sie keine 
Krokodilstränen!) Wenn Sie mich als Wirt- 
schaftsfachmann bezeichnet haben. . . ( A b -  
geordneter DipL-Ing. Robl: Unter  Anfuh- 
rungszeichen') Sie haben meine Ausführun- 
gen über einen konkreten Fall zitiert, näm- 
lich übler die Aero-Transport-Flugbetrieb 
Ges. m. b. H., die laut Handelsregister der 
Newag gehört und, wie ich heute schon mit- 
teilte, in keinem Beschluß des Aufsichts- 
rates erwähnt wurde. Man braucht also kein 
Wirtschaftsfachmann sein, um festzustellen, 
daß 23,000.000 S für ein Unternehmen ver- 
wirtschaftet wurdlen, ldas zweimal seinen 
Eigentümer gewechselt hat. Was ich Ihnen 
jetzt sagen wende, bezeichne ich als Ver- 
wirtschaftung von Geldern. Die Aero-Trans- 
port Ges. m. b. H. wuvde im Jlahrle 1957 als 
Nachfolgerin der Fliegergruppe Donauland 
Ges. m. b. H. gegründet, und zwar waren da- 
mals drei DirektOpen der Newag Eigentümer 
dieser Gesellschaft, welche gewisse Geschäfte 
machte. Dann ist es mit ihr bergab gegangen. 
Wissen Sie, was dann geschah? Bitte, passen 
Sie genau auf, damit Sie die Entwicklung der 
Aero-Transport kennen. Als diese Gesell- 
schaft verdiente, haben die drei Herren der 
Newag ihre Aktienanteile an die Conti- 

Bank abgetreten. Und wissen Sie, was dann 
passierte? Anfangs hat diese Gesellschaft 
wohl Geschäfbe getätigt, aber dann ist es 
rapid bergatb gegangen. Zuerst waren es 
3,000.000 S Schulden, dann 5,000.000, später 
10,000.000, dann 15,000.000, und jetzt sollen es 
bereits 23,000.000 S sein. Beim Schultden- 
stand von 15,000.000 S ist folgendes ein- 
getreten, und das beaeichne ich als Verwirt- 
schaftung, dazu braucht man kein Wirt- 
schaftsexperte sein. (Heiterkeit bei der OVP.) 
Am 18. September 1961 wurde ein Ab- 
tnetungsvertrag abgeschlossen, mit dem die 
Newag die Gesellschaft, die der Conti-Bank 
gehörte, samt ihrer SchuLdenlast wieder zu- 
rückübernahm. [Dieser Vertrag erfolgte auf 
Grund eines Briefes des Aufsichtsratsprä- 
sidenten, das war Müllner, in d(em die Newag 
ausdrücklich ibeauftragt wird, die Aero- 
Transport-Gesellschaft zu übernehmen. Zu 
diesem Zeitpunkt ist die Newag wiederum 
Eigentümerin dieser Gesellschaft geworden. 
Ich erkläre hier schwarz auf weiß, es ging 
damals darum, ldiese Millionenverluste zu 
v'ertuschen. Sagen Sie doch, daß meine Be- 
hauptungen nicht wahr sind, dann kann ich 
dem nur entgegmhalten, ,daß in diesem Fall 
die Grundbuchauszüge falsch sein miißten. 

Weiter hat der Herr Abgeondnete - ich 
möchte mich nur mit einigen dieser Fragen 
befassen - gesagt, daß die Conti-Bank mit 
keinem Wort in Ihrem Antrag erwähnt 
wunde. Aber Sie werden mir alle zugeben, 
meine Herren, es ist bereits allgemein- 
bekiannte Tabsache, daß diesies Konto bei der 
Conti-Bank besteht. Daher spielt die Con- 
tinentale Bank AG. dabei eine große Rolle, 
und idaiher spielen die Eigientümer dieser 
!Bank, die Aktionäre, dbenfalls eine große 
Rolle, weil sie bei diesen finanziellen Be- 
wegungen ihre Dividenden bekommen. Und 
es war bereits ein Millionenbetnag, der da- 
mals an jene ausbezahlt wuride, 'die ihnen die 
Geschäfte zugespielt haben, wiederum unter 
anderem den höchsten Anteil an Herrn 
Viktor Müllner, Generaldirektor. 

Zur Konzession, die Sie erwähnt habten, sei 
mir auch ein Hinweis gestattet. Wenn Sie 
sagen, daß das Land der ÖMV 'diese Kon- 
zession um 100,000.000 S gegeibren hat, so ist 
dazu festzustellen, was Sie genau wissen, 
weil Sie wahrscheinlich damals schon im 
Landtag waren, daß das hiler beschlossen 
wurde, das wurde alles ganz klar beschlos- 
sen zur Erhöhung des Aktienkapitals. (Ab- 
geordneter I n g .  Robl: Das hat  mit der Steuer 
nichts z u  tun, w e n n  es da beschlossen wird!)  
Habe ich jemals, hat irgend jemand von 
unserer Seite jemals behauptet, daß diese 
100,000.000 S zu versteuern wären? Sie sind 
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leider schlecht beraten. Ich kann Ihnen 
sagen: ich habe meine Informationen von 
einem ein bißchen besseren Berater. Und 
jetzt hören Sie einmal zu. (Abg.  I n g .  Robl: 
Aha! Das müssen wir  uns  merken!) Das wird 
gut sein, damit Sie nicht solche falsche Be- 
hauptungen aufstellen. (Anhaltende Zwi-  
schenrufe. - Der Präsident gibt das Glocken- 
zeichen.) 

Wenn es nämlich darum geht, daß ein 
Land, wie es Viktor Müllner am 14. Februar 
behauptet hat, als Eigentümer eine Divi- 
dende bekommt - Müllner hat damals ge- 
sagt: ll Prozent -, dann muß das Land, 
weil es mit mehr als einem Viertel beteiligt 
ist, keine Körperschaftsteuer für Didden- 
den, wenn die Niogas sie ausbezahlt hätte, 
entrichten. Wissen Sie, warum? Weil es im 
Gesetz - und das lassen Sie sich zitieren, 
das richtige, nicht das falsche! - eine 
Schachtelbegünstigung gibt (Aibg. Ing. Robl: 
W i r  reden nur von  der Niogas!) - ich rede 
auch von der Niogas! -, die ausdrücklich 
feststellt (Weitere Zwischenrufe.), daß, wenn 
ein Teilhaber, also in dem Fall 'das Land 
Niederösterreich, von einer Gesellschaft, bei 
dler es mit mehr als 'einem Viertel beteiligt 
ist - und in dem Fall ist das Land an der 
Niogas mit 50 Prozent [beteiligt -, die 
Schachtelbegünstigung in An'spruch nehmen 
kann und tdafür selbst als Land keine Steuern 
zu zahlen braucht und ebenfalls keine 
Kapitalfertragsteuer, so heißt nämlich (die 
zwseite Eteuer, die dabei eingehoben wird, 
und nicht anders, wie Sie glauben. 

Das ist eindeutig geklärt. Aber etwas 
anderes ist nicht geklärt, aber darauf kom- 
men Sie nicht zu sprechen, und dahler muß 
ich )es f inen  sagen. Sie sprechen von einem 
,,Einfiihmngsrabatt", der gewährt wunde. 
Wenn es ein Einführungsrabatt ist, #dann 
wind Ihnen jeder Kaufmann und jeder, der 
bilanzieren kann, sagen, daß 'das ein Teil dles 
Gewinnes ist. Hier sagt ausdrücklich die 
Österneichische Mineralölverwaltung in 
ihrem Vertrag mit der Niogas, nicht mit dem 
Land, daß dieser Einführungsraibatt zum 
Zweck des Ausbaues des Verteilungsappara- 
tes der Niogas gewährt wurde. Ich frage 
Sie - wir wissen ja noch immer nicht, für 
was diese Gelder wirklich verwendet wur- 
den -, ist das auch da drinnen gestanden, 
daß Sie aus diesem Gelid Wohnbau5örderun- 
gen an gewisse Leute geben, während andere 
auf Landesmittel zur Wohnbaufiöörderung so 
dringend warten, obwohl sie nur ein Zehntel 
bekommen hätten? 

Sie sagen dann - und da bezichtigen Sie 
uns sogar der Unwahrheit -, dieser Erlaß 
des Finanzministeriums wäre vom 14. Fe- 

bruar 1961. Ich weiß es nicht. Sie schreiben 
es in der Begrünldung Ihres Antrages. Aber 
ich weiß, daß Herr Viktor Miüllner am 
14. Fdbruar ausdrücklich gesagt hat: Es han- 
delt sich nicht um einen Erlaß, es handelt 
sich um eine Vereinbarung vom 10. Juni 
1961, also unter der Ministerschaft des da- 
maligen Herrn Finanzministers Dr. Klaus. 
Was ist nun wahr? Das, was Herr Müllner 
am 14. Februar gesagt hat, oder (das, was Sie 
heute in Ihrem Antrag behaupten? Müllner 
hat ja dazu gesagt - e r hat es gesagt -, daß 
280,000.000 S Körperschaftsteuer zu bezah- 
len wären. Nicht wir haben das gesagt, son- 
dern er hat es gesagt. Er hat gesagt, er 
müßte nachfatieren, und er müßte diese 
280,000.000 S Steuer nachzahlen. Ja,  meine 
Herren, wenn der Generabdirektor solche 
Auskünfte gibt und dann anderseits wieder 
von Erlässen gesprochen wird, die e r  gar 
nicht kennt, dann muß ich Sie schon fragen: 
Was ist wirklich richtig? 

Herr Kollege Robl, eines fondere ich Sie 
sehr deutlich auf. Bewfeisen Sie mir bitte, 
wenn Sie voin der Landesregierung sprechen: 
Wann wurde ein Landesregierungsbeschluß 
bezüglich dieser Rabattführung gefaßt? 
Wann unter Steinböck, wann unter Figl 
oder wann unter Hartmann? Sagen Sie mir 
das! Wann hat es solche Beschlüsse gegeben? 
Wir hören nur immer von diesen beid'en 
Schreiben, die Sie auch jetzt zitiert haben, 
die niemals in der Landesregierung - weder 
zu dieser Zeit noch später - beschlossen 
wurden. 

Ich möchte abschließend sagen: Die An- 
nahme der Steuerhinterziehung, die von 
Herrn Müllner selbst festgestellt wurde, ist 
vielleicht, wie er jetzt glaubt, nicht gegeben. 
Das wird noch Gegenstand von uberprüfun- 
gen sein, die [die Bundlesdienststellen vor- 
zunehmen haben. Uns geht es hier - das 
habte ich lalusdrücklich erwähnt, und das 
haben auch meinSe Kollegen erwähnt - 
darum, daß man Klarheit in diese Sache 
hineinbekommt. Und deshalb wollen Sie 
doch bitte nicht in ,dem ersten Absatz Ihres 
Antrages jetzt einfach im vor'hinein eine 
Sanktionierung für etwas geben, wo Sie 
sehlen, daß noch und noch \-;;-,dersprechende 
Urteile vorhanden sinfd. Ziehen Sie daher 
diesen Ihren Antrag zurück! Es ist notwen- 
dig, den Sachverhalt zu klären. Machen Sie 
sich nicht mitschuldig an Dingen, die auß'er- 
halb des Gesetzes stehen! (Beifall bei der 
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Berichterstatter Abg. BRUNNZR: Ich ver- 
zichte. 

FRÄSIDENT WEISS: Wir kommen zur 
Abstimmung. Ich werde eine getrennte Ab- 
stimmung durchführen lassen und zuerst den 
Punkt 1 des Antrages und nachher die 
Punkte 2, 3 und 4 unter einem zur Abstim- 
mung bringen. 

(Nach Abstimmung über den Punkt 2 des 
Dringlichkeitsantrages der Abg. Brunner, 
Reiter und Genossen, betreflend Niogas, 
haushaltsmaßige Erfassung fälliger Rück- 
fiüsse:) Mit Mehrheit a n g e n o m m e n. (Nach 
Abstimmung über die Punkte 2, 3 und 4 des 
Drmglichkeitsantrages:) A n g e n o xn m e n. 

Wir gelangen nunmehr zur Behandlung 
des vierten Dringlichkeitsantrages, Z1. 167. 
Ich ersuche den Herrn Abg. M a r s c h, wel- 
chem gemäß 42 dler Geschäftsordnung des 
Landtages die Aufgabe des Berichterstatters 
zufällt, um seinen Bericht. 

Berichterstatter Abg. MARSCH: Hohes 
Haus! Es handelt sich bei dem Antrag 167 
um den Dringlichkeitsantrag der Abgeord- 
neten Marsch, Anderl, Bieder, Binder, Bir- 
aer, Blabolil, Dr. Brezovszky, Czidlik, Ger- 
hartl, Graf, Grünzweig, Helm, Jirovetz, 
Kaiser, Körner, Kosler, Mondl, Niklas, 
Peyerl, Rohata, Rösch, Schneidler Viktor, 
Sigmunld, Thomschitz und Wiesmayr, be- 
treffend (die Abberufung des Herrn General- 
direktors der Newag und Aufsichtsratsprä- 
sidenten der Niogas, Herrn Landeshaupt- 
maninstellvlertreter a. D. Viktor Müllner. 

Im Rahmen einer am 14. F,ebruar 1966 
stattgefundenen Besprechung wie auch bei 
einer am 17. Februar 1966 abgehaltenen 
Pressekonferenz hat der  Generaldirektor 
der Newag und Aufsichtsratspräsident der 
Niogas, Lanldeshauptmannstellvertreter a. D. 
Viktor Müllner, von sich aus bekannt- 
gegeben, daß rund 420,000.000 S an Rabatten, 
die der Niogas auf !Grund eines Vertrages 
mit der ÖMV für von letzterer geliefertes 
Erdgas zuflossen, nicht dem Unternehmen 
zugeführt, sonsdenn an das Land Niederöster- 
reich weitergeleitet wurden. Dieser Betrag 
sei Zwecken der Wohnbaufijrderung (des 
Lanzdes in (der Weise und unter der Bedin- 
gung zur Verfügung gestellt worden, daß 
das Land seine Wohnbauförderungsdarlehen 
jenen gewähren sollte, die Dienqtnehkner der 
Newag und Niogas sind und in der Südstadt 
Maria-Enzersdorf siedeln wollten. 

Eine diesbezügliche Vereinbarung sei 
zwischen dem Aufsichtsratspräsidenten Herrn 
Landeshauptmannstellvertreter a. D. Viktor 
Müllner und einem mittlerweile verstorsbe- 
nen hohen Funktionär der Landesregierung 
a\bgeschloscen worden. 

____ _ _  

Dazu ist zunächst festzustelllen, daß, falls 
diese Behauptung stimmt, eindeutig der 
zwischen ÖMV und der Niogas am 7. Juni 
1957 geschlossene Vertrag, betreffend End- 
gaslieferung ujnd Erdgasblezug, verletzt 
wurde, weil gemäß Q 3 Abs. 3 dileses Ver- 
trages für die im Abs. 4 fixierte Anlaufz'eit - 
1. Juni 1957 bis 31. Mai 1967 - der Niogas 
von der ÖMV ,,mit Rücksicht auf die mit 
dem notwendigen raschen Aufbau eines 
leistungsfähigen Verteilungsapparates ver- 
bundenen Schwierigkeiten" ein Einführung,s- 
rabatt gewährt wurde. Der Zweck dieses 
Einführungsrabattes ist somit klar umschrile- 
ben und wäre dieser durch die getroffene 
Vereinbarung einer völlig zweckwildrigen 
Verwendung zugeführt wordsen. 

Nach den eigenen Behauptungen des Herrn 
Aufsichtsratsvorsitzenden der Niogas liegt 
für diese Manipulationen kein Beschluß des 
Gesamtvorstandes der Niogas und auch keine 
Genehmigung des Aufsichtsrates vor. Dazu 
muß festgestellt werden, ldaß gemäß 99 des 
Aktiengesetzes für 'den Auhichtsrat unld 
selbsbverständlich in 'erster Linie auch für 
den Präsidenten #des Auhichtsrates die Be- 
stimmungen des § 84 des Aktiengesetzes 
über die Sorgfaltspflicht und Verantwortlich- 
keit der Vorstandsmitglieder sinngemäß gel- 
ten. Letztere haben nämlich ibei iihiier Ge- 
schäftsfüihrung die Sorgfalt eines ondent- 
lichen und gewissenhaften Geschäftsleiters 
anzuwencden. Es erscheint mit diesem Gebot 
unvereinbar, wenn Transaktionen dter ge- 
nannten Art ohne Befassung des Gesamt- 
Vorstandes und des Gesamtaufsichtsrate,s 
durchgeführt wurden, abgesehen davon, ob 
sie mit Rücksicht auf die dargestellte Rechts- 
lage auf Grund des Vertrages üb'erhaupt 
rechtlich möglich gewesen wären. 

Da hier ein Vertrauensmißbrauch höchsten 
Ausmaßes gegeben erscheint und die Gefahr 
besteht, daß sich 'ein solcher Mißbrauch 
wiederholen könnte, stellen 'die Gefertigten 
folgenden Antrag: 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 
)Der Herr Landeshauptmann wird auf- 

gefordert: 
,,l. in seiner Eigenschaft als Vertreter des 

Alleinaktionärs, deis Landes Niederösterreich, 
in d(er Newag und Repräsentant der Haupt- 
versammlung dem Herrn Landeshaupt- 
mannstellvertreter a. D. Viktor Müllner das 
Vertpauen zu entziehen und gemäß § 75 
Abs. 4 #des Aktiengesetzes im Aufsichtsrat 
der Newag zu beantragen, dessen Bestellung 
zum Vowtandsmitglied und die Ernennung 
zum Generaldirektor dieser Gesellschaft mit 
sofortiger Wirkung zu widerruf'en, 
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2. in seiner Eigenschaft als Präsidialmit- 
glieid der Niogas gemäß 5 87 Abs. 3 des 
Aktiengesetaes zu beantragen, ldaß die 
Hauptversammlung die Bestellung des Herrn 
Landeshauptmannstellvertreters a. D. Viktor 
Müllner zum Aufsichtsratsmitglied der ge- 
nannten Gesellschaft mit sofortiger Wirkung 
widerruft." 

Ich bitte den Herrn Präsidenten, die 
D,ebatte einzuleiten und dann abstimmen zu 
1 a ssen . 

PRÄSIDENT WEISS: Zu Wort gelangt 
Hlerr Abg. K i e n b e r g e r. 

Abg. KFENBERGER: Herr Präsident! 
Hoher Landtag! Durch diesen Antrag wind 
der Landtag zum Volkstribunal. Wir sind 
immer noch in einem westlichen Staat, wo 
man nur dann verurteilt werden kann, wenn 
man vor ein Gericht gestellt wurde. (Ab-  
geordneter Stangler: Jawohl, sehr richtig!) 
Wir haben hier in Österreich noch immer ge- 
ordnete Rechtsverhältnisse, obwohl wir in 
den letzten Tagen Zweifel daran äußern 
mußten. Wir haben in Österreich Organe, 
die die Gesellschaft überprüften. Dort be- 
steht die Möglichkeit, das Mißtrauen aus- 
zusprechen, (dort kann man Anklage erheben, 
nicht aber hier im Landtag. 

Wer diese Sitzung ihier verfolgt, muß fest- 
stellen, daß hier Dinge Platz greifen, ldile in 
der östlichen Welt zur Tagesordnung ge- 
höiien. Man (beginnt damit, daß man das 
Innenministerium in seinen Einflußbereich 
bekommt, um die Macht im Staate zu er- 
greifen. Dann folgt die Justiz. Mit dem 
Innenministerium blekommt man Einfluß auf 
die Gendarmerie und auf die Polizei. Hin- 
gegen gibt die Justiz di'e Möglichkeit, das 
Recht zu untergraben. 

Heute haben wir unqualifizierbare An- 
würfe auf einen Mann erlebt, Idw eine hohe 
Stellung in der niederösterreichischen ÖVP 
einnimmt. Was geht daraus hervor? Daß man 
hier einen Mann ohne Gerichtsurteil zu- 
grunde richten will. Hier wurden Angriffe 
gegen diesen Mann gerichtet, ahne 'die aus- 
gesprochenen Beschuldigungen beweisen ZLI 

können. 
Damit Ihre Angriffe bei der Bevölkerung 

ankommen, sind Sie so vorgegangen wie der- 
jenige, der sein Geld in ein Glaskastl steckt. 
Sie hlaben von der ,,Etablissement" gespro- 
chen. Dazu hat niemand mehr Zutritt. Zum 
Glaskastl hat jeder Zutritt, jeder k a m  sich 
bedienen. Sie haben sich eines Boulevard- 
blattes bedient, das Sie mit Gewerkschafts- 
geldern unterstützt haben. Sie haben eine 
Diff arnierungskampagne begonnen. Dann be- 
gannen langsam die Korruptionsbeschul- 
digungen. Präsident Generaldirektor Müllner 

kann sich hier ja gar nicht verantworten. 
Hier erheben Sie Ihre Anschuldigungen. 
Wenden Sie sich an ein ordentliches Gericht. 
Das sind Maßnahmen, wie sie in der östlichen 
Welt üblich sinld. 

In diesem Zusammenhang möchte ich fol- 
gendes erwähnen: Die Ereignisse $der letzten 
Zeit ziehen sich wie ein roter Faden durch 
die heutige Verhandlung. Am Freitag haben 
die österneichischen Rechtsanwälte eine Ver- 
anstaltung gehabt. Dort sind große Sorgen 
über die Rechtspflege in den letzten Mona- 
ten zum Ausdruck gekommen. Ich verweise 
auf Vizekanzler Dr. Pittermann und Minister 
Dr. Broda. Im Zusammenhang mit der Presse 
wurden Sonlderibestimmungen für )den Fall 
erlassen, daß es sich um irgendwelche An- 
griffe handeln sollte. Das ist eine einmalige 
Vorgangsweise und bedeutet eine Verletzung 
des Grundsatzes der Gleichberechtigung. 
AuRerdem degradiert man damit die Rechts- 
anwalte zu Gehilfen der Staatsanwälte. 

Drittens wind - das liegt auch auf der 
gleichen Linie - durch dbe unqualifizierten 
Angriffe, die man gegen den Generaldirektor 
Müllner richtet, die Pressefreiheit in Öster- 
reich auf das schwerste g'efiihridet. Dlie Presse- 
fneiiheit steht doch in einem engen Zusam- 
menhang mit 'der Demokriabie. 

Wenn Sie die Beschlagnahme der bekann- 
ten Zeitung verfolgen, dann stellen Sile fol- 
gendes fest: Wirtschaftliche tfberlegungen 
waren {dabei überhaupt nicht mehr maß- 
gebend, weil ja das Geld zurückgezahlt wor- 
den war. Außerdem käme einte derartige 
Beschlagnahme überhaupt nicht in Fragle, 
weil ja keine Schuld varhanden ist und weil 
zweitens auf Grund des Geschäftsganges 
eine Beschlagnahme gar nicht mlehr notwen- 
dig war, Wenn jemand eine Hypotihek auf 
seinem Haus hat, dann muß er jederzeit da- 
mit rechnen, daß er von seinem Haus ver- 
trieben wird. Es ging dabei nicht nur um 'die 
Vermögenssicherung, was in dieser An- 
gelegenheit geschehen ist, sondern der Be- 
treffende mußte sein Haus varlassen. 

Dieses Haus hier ist zum Volkstribunal 
geworden. Ich möchte Sie tdaher auffordlern, 
diese bedenklichen Erscheinungen, zu denen 
es hier gekommen ist, abzu;ldlen. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

PRÄSL~DENT WEISS: Zu Wort gelangt 
noch Herr Abg. Staatssekretär R ö s c h. 

Abg. Staatssekretär RÖSCH: Hem Prä- 
sident! Hohes Haus! Ich kann mir wieder 
eine Behandlung des Großteils dessen, was 
Herr Abg. Kienberger hier gesagt hat, er- 
sparen, denn es hat mit dem Antrag nichts 
zu tun, geht also völlig in die Leere, da es 
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anderfe Gebiete betrifft. Wir wollen bei dem 
bleiben, was im Antrag steht. 

Einige seiner Feststellungen beziehen sich 
aber wirklich auf Iden in Rede stehenden 
Antrag. Herr Kollege Kienberger sagte, daß 
hier unqualifizierbane Anwürfe ohne Be- 
weise erhdben werden. Ich sehe mich also 
gezwungen, neuerlich zu wiederholen: Die 
unqualifizierten Anwürfe werden nicht von 
uns erhaben, sondern erhebt der Herr 
Generaldinektor Müllner geigen sich selbst, 
idenn Cer hat am 14. Februar diese Sachen be- 
züglich der Steuer selbst erklsrt. Meine 
Damen und Herren, wir verhandeln seit 
einigen Stunden, und niemand hat bis jetzt 
dazu Stellung genommlen. Es Ware doch 
zweckmäßig, würde einer aufstehen und 
sagen: Das ist nicht wahr, Herr General- 
direktor Müllner hat niemals davon ge- 
sprochen. 

Bei der Pressekonferenz hat er das leider 
nicht gesagt. Er 'hat nur gefragt: „Habe ich 
das zu Ihnen gesagt?" Er hat nur die Frage 
gestellt, wer der Empfänger !dieser Mit- 
teilung war, aber dile Mitteilung selbst nicht 
in Frage gestellt. Meine Damlen und Herren, 
wenn man die Mitteilungen des Herfrn 
Generaldirektor iMü1Lner am 14. Fdbruar und 
am 17. Februar und heute die Ausführungen 
des Herrn Albg. Luidwig betrachtet, dann 
stimmt nicht alles zusammen; es paßt alles 
nicht zusammien. Es wurde gesagt, überlassen 
sie doch die Beurteilung einem urdentlichen 
Gericht. Der Herr Generaldinektor Müllner 
hat ja schon Gelegenkit gehabt, vor einem 
ordentlichen Gericht alles richtigzustellen. 
Er hat sogar selbst den ersten Schritt getan. 
Er hat namlich 'die Veröffentlichungen in der 
Boulevardpresse unter Klage gestellt, nur 
hat er 48 Stunlden vor der Verhandlung die 
Klage zurückgezogen. Ich weiß nicht, warum. 
Wir hätten uns vielleicht vieles erspart, wenn 
bei diesem Gericht klargestellt woriden wäre, 
daß all das, was dieses sogenannte Boule- 
verdblatt schreibt, falsch ist. Der Redakteur 
wäre verurteilt wcrnden, die Zeitung wäre 
verurteilt worden, und alles Ware klar ge- 
wesen. Aber der Herr Generaldinektor Müll- 
ner klagt zuerst, zieht dann die Klage zurück, 
kommt am 14. Eebruar mit einer wirklich 
sensationellen Mitteilung, daß er namlich 
280,000.000 'S Körperschafbsteuer sozusagen 
schulldig ist, kommt am 17. Februar mit der 
Mitteilung, das ist nicht richtig, sagt am 
14., es handelt sich um eine Vleneinbarung 
zwischen dem Finanzministerium und der 
Landesregierung odfer lder Niogas vom 
10. Juni 1961, kommt jetzt heraus und sagt, 
nein, es ist vom 12. oder 16. Februar 1961. 
Ja, meine Herren, was stimmt nun wirklich? 

DeswQgen sagen wir, und das können Sie 
uns doch nicht ülbelnehm~en, wir halten Herrn 
Generaldirektor Müllner nicht mehr für ge- 
eignet, diese Geschäfte zu führen. (Zwischen- 
ruf ÖVP: Sie!) Jawohl, wir. Sie halten ihn 
für geeignet, Sie übernehmen ldie Verant- 
wortung im vollen Umfang. (Abg. Stangler: 
Das haben wir schon so oft machen müssen!) 
Selbstverstänsdlich! Sie sind dafür schon ein 
paarmal vom Verfassungsgerichtshof Per- 
urteilt worden; Sie übernehmen also die Ver- 
antwartung. Nur das wollen wir vor aller 
Öffentlichkeit klargestellt haben, meine 
Damen und Herren, sonst überhaupt nichts. 
Sie sagen: Jawohl, wir sind der Auffassung, 
es ist alles richtig, was der Berr General- 
direktor Müllner gesagt hat, beziehungswteise 
es ist falsch, was er einmal gesagt hat, und 
das andere Mal ist es richtig. Dazu stehen Sie. 
Ich muß sagen, für diese klare Entscheidung 
sind wir Ihnen dankbar, denn sie klärt sehr 
vieles in diesem Zusammenhianig. 

Wir können nur noch einmal sagen: Wir 
halten die Geschaftsführung durch den Herrn 
Generaldirektor Müllner nicht mehr für 
möglich und sind daher der IMeinung, 'daß es 
richtig wäre, ihn abzuberuf'en. Tun Sie es 
nicht, dann stehen Sie hinter dem Herrn 
Generaldirektor. Wir waren, ehrlich gestan- 
den, der Meinung, auch Sie können sich nicht 
mit dieseln Praktiken ildentifizieren. Wenn Sie 
es tun, ist es Ihre eigente Verantwortlichkeit. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

PRÄiSDESNT WEISS: Zu Wort gelangt 
Herr Abg. S t a n g  1 e r .  

Albg. STIANGILER: Herr Präsidlent! Hoher 
Landtag! Ich möchte zu den letzten Aus- 
führungen des Herrn Staatssekretärs Ab- 
geordneten Rösch kurz Stellung nehmen. 
Herr Staatssekretär Rösch und meine ver- 
ehrten Damen und Herren der sozialistischen 
Fraktion, von Ihnfen waren wir es ohnehin 
nie gewohnt, daß Sie eine Tat des Herrn 
Generaldirektors Müllner, ob er nun Finanz- 
refeaent oder etwas anderies 'hier gewesen ist, 
gutgeheißien haben. Sie haben den Mann, so- 
lange er im öffentlichen Leben gewirkt hat, 
gehaßt uad verfolgt, weil Ihnen seine In- 
itiative und Tatkraft bis ins Herz zuwider 
war. 

Ich darf dazu folgendes sagen: Für alle 
diese Taten, angefangen von 'den Kamptal- 
kraftwerkien bis zur Gründung der Niogas, 
haben wir in Niederöstenreich die Verant- 
wortung übernommen. Wir wenden diese 
Volksjustiz, die von Ihnen nach marxistisch- 
leninistischen Methoden aufgezogen werden 
soll, nicht zur Kenntnis nehmien. (Beifall bei 
der ÖVP.) Wenn Sie verlangen, (daß Müllner 
'abtreten muß, dann - nehmen Sie zur Kennt- 
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nis - ist das nicht das richtige Forum dazu. 
Daher weirlden wir dieser [Form von Volks- 
justiz hier keinen Raum gebsen. Sie haben 
den Landtag ohnehin zu einer Wahlkund- 
gebung mißibraucht, indem Sie diese Dinge, 
die Sie seit Wochen in den Zeitungen als 
Kampagne gegen Niederösterreich schreiben, 
auch noch in diesem Forum unterbringen. Es 
geht Ihnen, meine Herren, gar nicht um 
Niederösterreich, es geht Ihnen nicht um #die 
niederösterreichische Bevölkerung. Sie brau- 
chen ein paar Wahlschlager, um durch Ver- 
unglimpfungen, Schwarzmalereien, durch 
Anprangerung und falsche Behauptungen 
vor der Bevölkerung 'das Bild zu erzeugen, 
daß die Östa-reichische Volkspartei Dinge zu 
decken versucht, die nicht in Ordnung sind. 

Es ist Ihnen schon von einem meiner Vor- 
redner gesagt worden, Idaß es in Österreich 
geniigend Stellen gibt, die dazu berufien sind. 
Sie haben lange genug in der ,,Arbeiter- 
Zeitung" geschrieben, was (Sie alles in dieser 
Angelegenheit aufbieten werden. Ich muß 
noch fragen: Wozu sind Ihre Henren Jahre 
hindurch in den Präsiqdialsitzungen, in den 
Aufsichtsräten und Vorständen der Landes- 
gesellschaften gesessen, haben auch die 
Diäten einbehalten, wenn sie nun so tun, als 
ob Sie überhaupt nichts wüßten? Sie stellen 
sich breitspurig her und verlangen, der 
Mann verdient die Abberufung. Reden Sie 
einmal in den Gesellschaftsorganen! 

Dazu noch einte ganz kurze Eirklärung, weil 
Sie gefragt haben: Wie ist (denn (das üiber- 
haupt? Warum hat Müllner behauptet, es ist 
notwendig, daß wir etwas tun, damit er nicht 
Steuer zahlten muß. Eine ganz kurze Er- 
klärung: Es geht um die Rückflüsse aus den 
gewährten Wohnbauldarlehen, und die sind 
im Jahre 1965 - im Juli oder August, das 
kann ich jletzt nicht mit Bestimmtheit fest- 
stellen - erstmalig angefallen. Sie sollen 
nun jahrlich ein- odter zwteimal, wie msir be- 
kannt ist, diem Land überwiesen werden. 
Wenn nun vom niiederösterreichischen Land- 
tag keine haushaltsrechtliche Vorsorge durch 
Initiative oder Antrag der Regierung ge- 
troffen worden ist, dann könnte das Land 
dieses Gelld nicht annehmen. Es könnte auch 
nicht in der Landleskasse vierreinnahmt wer- 
den. Nur darauf !hat sich der Herr Genleral- 
direktor Müllner bezoigen, als er sagte, dann 
trete ein echter Gewinn bei +der Niogas ein, 
für den er im nachhinein di'e Versteuerung 
vornehmen müßbe. Dazu sage ich Ihnen fol- 
gendes: Weil wir an Niederösterreich denken 
und diese Gellder für Niederösterreich ein- 
setzen wollten, darum werden wir unserle An- 
träge vor jedermann vertneten unld werden 
gegen diesen Antrag stimmen. Das, was 

Müllner getan hat, ist für  Niederösterreich 
geschehen. Wir werden nichts tun, daß dem 
Land Gelder vierlorengehen. Des ist idie 
Sache. Verdrehen Sie daher nicht die Äuße- 
rungen des Herrn Genenaldivektor Müllner, 
was Sie heute schon zu wiederholten Malen 
getan haben. Es geht darum, daß der Land- 
tag die haushaltsnechtliche Vorsorge trifft, 
damit diese Rückflüsse vereinnahmt wenden 
können. Das ist alles, was ich dazu zu sagen 
habe, meine Damen und Herren. Wir er- 
achten das als eine notwendige Maßnahme 
und sehen darin aber schon gar nichts, das 
rechtfertigen könnte, in Form einer östlichen 
Volksjustiz einen Mann, der sich um Nieder- 
Österreich vendient gemacht hat, hier ab- 
zuurteilen. (Beifall bei der ÖVP.) 

PRÄSIDDNT WEIBS: Zu Wort kommt 
Herr Abg. L a f e r 1. 

Abtg. LAFERL: Hohes Haus! Sehr geehrte 
Damen und Herren dles Hohen Landtages! 
Dieser vorliegende Dringlichkeitsantrag be- 
inhaltet, wie meine Vorredner schon betont 
haben, die sofortige Aibsetzung -des Herrn 
Generaldirektors und Präsidenten, Landes- 
hauptmannstellvtertreter a. D. Müllner, als 
Generaldirektor der Newag, 

Eingangs möchte ich sagen, sehr geehrter 
Herr Staatssekretar Rösch, damit klein fal- 
scher Anschfein erweckt wird, ich habe mich 
noch nie hinter meiner Immunität verschanzt. 
Ich bin schon lange Abgeondneter, doppelt so  
lange wie Sie, und habe mich imm'er gestellt, 
wenn ich etwas schlecht gemacht habe. Abler 
ich will ein für allemal feststellen, daß ich 
in diesem Hohen Hause noch niemanden be- 
leidigt habe. Ich habe eine Feststellung ge- 
macht. Aber es scheint, ldaß Ihnen das nicht 
paßt, wenn man eine Feststellung macht, die 
der Wahrheit entspricht. 

Was nun die Südstadt betrifit, so bin ich, 
glaube ich, der einzige Abgeordnete dieses 
Hohen Hauses, der jeden Tag zwleimal dort 
vorbeifährt, und immer mache ich einen 
Blick hinüber. Aber ich mache diesen Blick 
ehrfurchtsvoll und mit innerer Freude. 
Vorne das wunderschöne Verwaltungs- 
gebaude, anschließend die groi3e Südstadt, 
die sich immer mehr und mehr entwickelt, 
dahinter die Türme des Missionshauses und  
religiosen Zentrums St. Gabriel und im 
Hintergrund die wunderschöne alte Burg 
LLechtenstein: Es ist das ein abgerundietes 
Bild einer schönen Landschaft, einer Land- 
schaft, die einem Freude im Herzen bereitet, 
wenn man sie anschaut. Und auch die Frem- 
den, die durch diese Gegend fahren, sagen 
das gleiche. Es ist dort schön. 

Wir habcen alle Ursache, uns zu fireuen, daß 
dort all das geschaffen werden konnte, weil 
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es unser Viktor Müllner, der hier der Initia- 
tor war, mit seinen Freunden und Mit- 
aribeitern in die Tait umgesetzt hat. 

Ich fahre diese Strecke auch, wenn in die- 
sem Hohlen Haus die Sitzungen und Be- 
sprechungen länger dauern und dann schon 
der Abend kommt. Gleich nach Bad Vöslau 
sieht man (dann schon von weitem das rote 
Blinklicht des 120 Meter hohen Rauchfanges 
des modernsten und größten europäischen 
Kraftwerkes ,,Hohe Wand" in Peisching. Und 
abermals hat man ein erbauendes Gefühl 
und Freude im Herzen, ein Gebäude zu 
sehen, wo wiederum solche Initiatoren am 
Werke waren, die 'das geschaffen haben. Wer 
das noch nicht gesehien hat, den möchte ich 
bitten, sich das anzuschauen. Varher möge er 
aber den dortigen Leiter ersuchen, ihm ja 
alles zu zeigen, was von Inter(esse ist. 

Aber nicht genug damit! Wenn ich von 
meiner Gemeinde nach Grünbach hitnauf- 
fahre - und dort habe ich jetzt mehr als 
man glaubt zu tun -, dann grüßt von 
weitem links oben die herrlichNe Barock- 
kirche Maria Kirchbühel, ein Wahrzeichien 
dieser Gegend, für uns Weikersdorfer aber 
ein Heiligtum. Wir gehen dorthin seit 80 Jah- 
ren trotz der Motorisierung und der moder- 
nen Zeit zu Fuß wallfahren, und alle, die 
noch ingenidwie gehen können, beteiligen sich 
an dieser Wallfahrt nach Maria Kirchbühel. 

Links am wunderschi6nen Südhaing erhebt 
sich Wohnblock neben Wohablock, die alle 
wiederum auf die Initiative des viel- 
geschmähten und vielgehaßten Viktor Müll- 
ner zurückzuführen sind. Man sieht dont nur 
lachende Menschen und spielende Rinder, 
und alles freut sich, in dieser gottgesegneten, 
wunderschönen Gegend leben zu könnlen. 

Hinter diesen Wohnblockis erhebt sich das 
Steinkohlenbergwerk „Hohe Wand", wo 
unser seinerzeitiger verewigter Herr Lan- 
deshauptmann Ökonomierat Cteinböck den 
Johannes-Stollen eröffnet hat; 'dabei waren 
auch alle Funktionäre $der Sozialistischen 
Partei anwesend. 

Das alles sind Denkmäler, verbunden mit 
dem Namen des Herrn Präsidenten Müllner. 
Man kann sie nicht aus der Wfelt schaffen, ob 
man sie will d e r  nicht. Man kann sie nicht 
aus der Welt schafim, auch wenn man sie 
haßt. Sie stehen da, sie sind Zeugen der Tat- 
kraft eines Landes, das für Fortschritt und 
Aufbau ist. Und ldie zehneinihalib Jahre rus- 
sischer Besaltzung vom 1. April 1945 bis 
19. September 1955 waren genug. Ich darf 
Ihnen das sagen, denn ich haitte die Ehre, 
während dieser zehnteinhalb Jahre Bürger- 
meister zu sein. Ich habe as Gott sei Dank 

überstanden und bin heute noch der Bürger- 
meister. 

Und jetzt, meine lie,blen Freunide, komme 
ich zu einem ernsten Kapitel. Die Sache ist 
zu ernst, als daß man sie irgendwie mit 
lachelnder Miene abtun könnte, die Sache ist 
sehr ernst. (Zwischenruf bei der SPÖ.) Nur 
wenn es ernst ist, denn der Laferl ist sonst 
nicht so. Auch ich hable schon viel Humor in 
diesen Saal hinjeingetragen. Ich bin bestimmt 
keiner, dler in den Keller lachen geht, son- 
dern ich getraue mich auch heroben zu 
lachen. Aber diese Angelegenheit, Hlerr 
Staatssekretär, ist zu ernst. 

Ich habe hler einen Vertrag vom 25. Mai 
1878, einen Servitutsvertrag zwisch'en den 
Eheleuten Jolhann und Juliane Stickler vulgo 
Kogelbauier, wohnihaft Grünbiach am Schnee- 
berg, und dem Herrn Heinrich Ritter 
Drasche, einen IServitutsvertrag für die 
Dauer des Betriebes des Kohlenbergwepkes 
in Grünbach gegen eine einmalige Bezahlung 
7;on 500 fl., also von 500 Gulden. 

Dieser Vertrag ist aufrecht - ich habe 
hier eine Abschrift. Aber was tut man dort 
in Grünbach? Was machen cdie Herren 
Liquidierer und Verstaatlichungsspezialis6en 
Pittermann & Co.? Sie machen zwar den 
Rechtsnachfolgern dieses Ehepaares ihr Recht 
nicht streitig, aber sie verlangen, daß dieser 
Plaltz sofort geräumt wind. Es heißt nämlich 
in diesem Vertrag, wenn das Rergwlerk wtill- 
gelegt wird, mluß alles auf dem Platz Befind- 
liche weggeräumt werden. 

Und jetzt, sehr geehrite Damen und Herren 
des Hohen Hauses, beginnt die Tragik. Diese 
Menschen müssen von dort weg, müssen ihre 
Wohnungen verlassen. Es sind nur einfache 
Baracken, und es handelt sich bei diesen 
Mlenschen wahrllich um keine Kapitalisten, 
aber sile haben sich diese Baracken wunder- 
schön hergerichtet, sie geweißt und ge- 
strichen, innsen schön ausgemalt und rund- 
herum einen wuddershönen Garten an- 
gelegt. Der Hierr Liquidator sagt nun, die 
Baracke kostet 40.000 S! In Wirklichkeit ist 
sie aber nicht einmal 4000 S wert. Dilese 
Leute haben mich gebeten, ich möge dorthin 
fahren. Darauf habe ich geanltwortet: Bitte. 
seid mir nicht bös, vor der Wahl mache ich 
das nicht, denn es könnte den Anschein er- 
wecken, ich mache das als Wahlschlager. 
Darauf meinten sie: Berr Abgeardnet'er, das 
brauchen Sie nicht zu befürchten, d e m  wiir 
wissen sowieso, was wir am 6. März zu tun 
haben. Wir bitten Sie, kommen Sie! Ich bin 
dann auch am 17. hingefahren. 

PRÄSIDENT WEISS: Ich bitte dcen Herrn 
Abgeordneten, zur Sache zu sprechen. 

Abg. LAFERL (fortsetzend): Das gehört zur 
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Sache, denn es ist die Fortsetzung des Stein- 
kohlenibergwerkes „Hohe Wand". 

Hohes Haus! Diese Leute müßte man 
unterstützlen. Sie verliceren ihre Wohnungen. 
Es waren stammige Burschen, es waren 
Rentner, die mir gesagt haben: Was man in 
diesem Ber,gwerk jahrelang verwirtschaftet 
hat, will man jetzt von uns kleinen Leuten 
und von uns Rentnern verlangen! 

Einles kann ich Ihnen hier im Hohlen Haus 
versichern: Wir werden selbstverständlich 
unsere ganze Kraft einsetzen, um diesen 
Menschen zu h'elf'en, so wie allen, die in der 
Südstadit wohnen. Wenn es damals gelungen 
ist, diesle Südstadt zu errichten, so war dabei 
der Grundgedanke, daß diese Igrößten nieder- 
österreichischen Unternehmungen nicht in 
einem anderen Bundesland liegen sollen. 

Sie müssen mir gestatten, daß ich in ehr- 
licher, aufrichtiger und demokratischer Weise 
auch das West-Ost-Gefällte des Steuerauf- 
kommens unserer Gemeinden und Länder 
bekanntgebe. So hat zum Bfeispiel Vorarlberg 
4000 S pro Kopf der Bevölkerung an Steuier- 
aufkommen und Niederösterreich 1672. Darm 
steigt diese Ziffer sprunghaft in Wien auf 
5440 S pro Kopf der Bevölkerung, um ,dann 
wieder im Burgenland auf 936 S hinunter- 
zufallen. Sehr geehrte Damen und Herren 
des Hohen Hauses, haben wir nicht die Ver- 
pflichtung, ohne Unterschied der Partei- 
Zugehörigkeit und der Weltanschauung 
alles dara'nzusetzen, um die Finanzkraft 
unseres wunderschönen Heimatlandes Nie- 
derösterreich zu stäpken? Wenn einmal der 
erstie Schriitt (dazu getan wird, dann wird von 
allen Seiten zetemordio geschrien. 

Wfeil nun schon so viel von Reinheit und 
Sauberkeit in diesem Hause (gesprochen 
wurde - das strotzt (direkt schon vor lauter 
Sauberkeit -, dann müssen wir diese 
Sauberkeit üblerall anwenden. Am 21. Fe- 
bruar d. J. war im Konzerthaus (eine Ver- 
sammlung des ehemaligen Herrn Gewerk- 
schaftspräsidenten Olah, und wenn die An- 
schuldigungen des ehemaligen Gewerk- 
schaftsprälsi'denten, Innenministens und 
Nationalrabes O h h  - ich will nicht näher 
darauf eingehen, denn erstens geht es un5 
nichts an, und zweitens müssen sich das die 
Herren selbst ausmachen - gegen unseren 
Herrn Vizekanzller iDr. Bruno Pittermann 
und gegen unseren Herrn Justizminister 
Dr. Chnistian Broda stimmen (Präsident 
Weip: Zur Sache, Herr Abgeondneter!), dann 
müssen sich die Hernen unter allen Umstän- 
den dazu äußern. Ich kann sagen, alle Diffe- 
renzen wären ausgdbliebien, wenn Herr Vize- 
kanzber Dr. Bruno Pittermann (das Ansinnen 
d'es Herrin Generaldir,ektor Piktor M ü l h r ,  

sich ÖEenitlich vor dem Fernsehschirm zu 
stellen und dort Rede und Antwort zu stehen, 
nicht aibgelehnt hätte. Ich frage Sie, warum 
hat lder Herr Vizekanzler das nicht asgemom- 
men? Es wäre das Einfachste auf der Welt. 
Man geht ja heute mlit allem zum Fernseh- 
schirm. Warum hat dler Herr Vizekanzler ab- 
gelehnt? Wänen ihm vielleicht so manche 
Frzgen in bezug auf diese Wilhelmine Eisen- 
kolb in Linz vom 8. Janner nicht sehr an- 
genehm gewesen? Das geht uns aber nichts 
an, das ist Sache des Herrn Vizekanzlers 
selbst. 

Was uns abier angeht, das ist (die Methode 
des Justizministeriums. Gestern war es der 
Huber, heute ist es der Meier, morgen ist es 
der Müller und übermorgen ist es irgend- 
eme IDame oder ein Herr von der Presse, und 
das ist verwerflich. Fremde, glauben Sie es 
mir, das hat mit Rechtsstaat nichts mehr zu 
tun. Oder für zwei Politiker einen Separat- 
erlaß herauszugeben und diese biesonders zu 
schützen; hat Österreich so etwas jemals 
schon erlebt? Lesen Sie die ausländischen 
Zeitungen. 

Am Sonntag hatte ich Besuch aus Ham- 
burg, den Grauer-Kastensen, der sich so be- 
muht hat um die Raxwerke in Wiiener Neu- 
stadt. Als er mlich gefunden habte, sagte er, 
es sei eine Schande für uns, was man dort 
spricht und was das Ausland darülber 
schreibt. Wenn bei ihnen, sagt er, ein Justiz- 
minister einem Staatsanwalit eine Wleisung 
gibt, dann rollt in drei Tagen der Kopf des 
Ministers. Odler diese dunkle Affäre mit dem 
saudiarabischen Prinzen, den Herr Hoff bei- 
seilte schaffen sollte, was zuvor schon ein 
anderer Arzt abgelehnt hatite. (Präsident 
Weiß: Herr Kollege Laferl, bitte zur Sache!) 
Ich will nicht darauf eingehen, nur Ried im 
Innkneis erwahnen, wo man fünf politische 
Morde aufgedeckt hat und wo ebenfalls nach 
Olahs Vorwürfen Justizminister Dr. Broda 
verwickelt war. Es ist ein Rechtsstalat, und diie 
Herren von der Linken verlangen Saubler- 
keit. Jawohl, aber da müssen Sie auch uns 
dieses Recht zubilligen. Nächstes Jahr sind es 
100 Jaihre, es war 1867 - Landeshauptmann 
Dip1.-Iag. Hartmann hat bei der Veraibschie- 
dung der Gemeindeordnung darauf ver- 
wiesen -, da wurdsen Gesetze verabschiedet, 
die 100 Jahile gehalten halben. Damals haben 
Baulern, Bürger und Arbeiter sowie Studen- 
ten sich die Presse- und Redefreiheit er- 
kampfit. Ich glaube, meine Damen und Her- 
ren des Hohen Hauses, daß man diesen Tag, 
namlich „100 Jahre Pressefreiheit", auch 
würdig begehen und feiern sollte. Es ist 
aller Anlaß dazu da. Hoffentlich sind wir 
aber noch in der Lage, das zu feiern. 
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Meine Damen und Herren! Wir hlabe,n #eine 
Dcemokratie, wir liebten dieses Vaterland, un,d 
man sollte nie eine Handlung setzim, die 
nicht demokratisch ist. (Zwischenruf bei der 
SPÖ: 1934!) Das interessiert mich nicht, d.a 
war ich nicht #da. W,enn Berr Vizekanzler 
Dr. Bruno Pibtermann in der Wahlnacht ,des 
18. November 1962 sagte, das Volk hat eine 
Pehlenitscheidung getroffen, d<ann ist das sehr 
bedau.erlich, d[enn ein Volkswil1,e hat zur 
Kenntnis genommen zu Weden, ob es uns 
paß,t od'er nicht paßt. Das ist wahre D.emo- 
kr.ati,e. Wir sind ,ein Rechtsstaat, und wir be- 
jahen diesen. Wmenn Sie au,s diesem Hause 
hinau'sgteh'en durch dbe Herpengasse auf d8en 
Michaelerplatz, %durch das Burgtor un'd hin- 
aus auf den Heldenplatz, dann lesen Si'e am 
äuiieren Burgtor ctie Worte, die ,dort schon 
160 Jahr'e stehen: ,,Justitia ilegnorum funmda- 
mentum'', oder zu d,eutsch: ,,Ger;echtigkei,t ist 
das Fund,amlent des Staates." (Beifall bei der 

PRAS1,D'ENT WEIISS: Zu Wort gelangt 
Herr Abg. G r ü n  z w e i g. 

Abg. GRDNZWDIG: Hohes Haus! n/I.eine 
sehr verehrten Damen und aerren!  Ich ge- 
statte mir, nur (einige Anm'erkungen zu 
machen, die mir im V,erlaufe die,ser D,ebatte 
und vor allem im Verlaufe der Ausführun- 
gen des Herrn A,bg. Laferl eilngefallen sind. 
Abg. Laferl b'ehauptet von sich .selbst sehr 
stolz, er hätte in ,diesem Hause noch nie ge- 
schsimpft und er chätite noch ni'e jemanden be- 
lleidigt. So habe ich mir das noti,ert. Meinte 
D.arnen und Hernen, Sime wissen, daß wir uns 
mit den Ausfiihrungen id,e,s Herrn Abg. Laferl 
zu diversen Anlässen wied,erholt befassen 
müssen. E.s muß nicht unbedingt eine Wahl 
vor dler Türe stehen. Er ]beleidigt Staaitsibür- 
ger un,d schimpft sie Rotzbu,blen. Das ist alles 
hier gresagt woIrden und bekannt. Er hat vor 
einiger Zeit auch den Herrn Bundespräsid'en- 
tien auf das schimpflichste ;belei!digt. Eine 
Tatsache, clle in ,di,esem Hause die Sanktion 
d'er Mehrheitspartei gefunden hat. Ich möchte 
das hi.er ianm,erken, damit wir #das tieFe N.iveau 
verstehlen, ia'uf :d8as sich der H,err Abg. Laflerl 
mit seinen Ausführungen b,egeben hat. (Prä- 
sident Weiss: Ich mup Sie bitten, Herr Ab-  
geordneter, zur Sache zu kommen.) Hterr 
Präsident, ich möchte mir nur gestatt,en, auf 
den 1,etzten Teil ,der 'Bemerkungen des Herm 
Abg. Lafjerl zu antworten. Ich glaub'e, das 
w,ird mir ja ,auf Grund der Geschäftsordnung 
genamo )geneihmigt werden, wie es dem 
H'errn Absg. Laf,erl m'öglich war, diese Dinge 
hier in dieser Form zum Ausdruck zu brin- 
gen. (Beifall bei der SPÖ. - Präsident Weiss: 
Ich habe Abg. Laferl  aber auch einige Male 
gemahnt.) Bitte, dann lassen S,ie mich nur zu 

ÖVP.) 

einigen Bfemterkungen eine Notiz aus den 
,,Salzburger Nachrichten" verl'esen, {dort 
heißt es: Wer immer sich diese Form des 
Wahlkampfes lhat einfallen lassen, verdient 
Vlerachtung. Pensönliche Verunglimpfungen 
können niemals Argumente (ersetzen. Hlerr 
Vizekanzler soll  klagen (Abg. Ludwig: Siehe 
Mullner!), die Poliizei soll die Ebrabschneider 
ausforschen, das Genicht soll sie verurteilen. 
Vielleicht böte dieser Fall endlich auch Ge- 
legenheit, diiese ganze lieidige Affäre end- 
gültig zu klären und zu bereinigen. (Ab-  
geordneter Stangler: W o  sind die Gerichts- 
akten?) 

Meine Damen und Hemen! Das ist aus den 
,,Salzburger Nachrichten" vom 16. Februar 
dieses Jahres, also noch aus sehr unmittel- 
barer Gegenwart. (Abg. Ludwig: W o  sind die 
Gerichtsakten?) Ich habe nichts mehr dazu zu 
sagen. 

Zu- einigen Bemerkungen, die hier gemacht 
wurden, muß ich Sie ibittm, zur Kenntnis zu 
iLehmen, daß wir Sozialiisten uns nicht immer 
zu Niederosterreichern zwJeiber Kategorie 
stempeln lassen. Wenn der Herr Abgeopdnete 
und Präsident Reiter heute gemeint hat, die 
linke Hälfte habe sich am Ausbau Nieder- 
ästerneichs nicht posibiv betätigt, dann teilen 
Siie das bitte den AEbeitern und Angestellten 
draußen in den Industriagebieten mit. Wo- 
mit wurde denn dieses Land wiedferauf- 
gabaut? Vornehmlich mit dem Schweiß und 
Blut der Arbeiter und Angesbellten! (Beifall 
bei den Sozialisten. - Abg. Stangler: Diese 
Arbeiter können hier nicht reden! - Ab- 
geordneter Dip1.-Ing. Robl: W i r  haben keinen 
Arbezter verleumdet!) 

Der Herr Abg. Robl hat (erklärt, daß man, 
wfenn hier Gesetze verlletzt warden sind, die 
Anzeige machen sollee. Man mäge in diesem 
Hause (doch nicht so selbstgefällig sein, denn 
über Anzeigen wird vielleicht aus einlem 
anderen Anlaß noch zu reden sein. Wir haben 
heute als verantwortliche nilederösterrei- 
chische Abgeordnete tdariiber zu befinden, ob 
die Vorgangsweise des Generaldirektors der 
Newag, also einer Landasgesellschaft, und 
des Vorsitzenden dles Au£sichtsrates der Nio- 
gas korrekt ist oder (nicht. 

Meine Damen und Herren! Das ist der 
Grund meiner Wortmeldung. Es erfüllt uns 
ein tiefes Mißtrauen, wenn wir (die ver- 
schiedenen Erklärungen des Herrn General- 
direktors zur Kenntnis nehmen müssen, Er- 
klärungen, die einander sachlich völlig 
widersprechen. Das mußte doch unserle Frak- 
tion zum Anlaß einer Aktion nehmen. [Ab- 
geordneter Dip1.-Ing. Robl: Einer Wahl-  
kampfaktion!) Das ist eine Selbsbverständ- 
lichkeit! Wir alle miteinander, Sie und wir 
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von der Sozialistischen Partei, wären keine 
vterantwortungdbewußten Abgeordneten (Un- 
ruhe. - Präsident Weiß gibt das Glocken- 
zeichen.), wünde hier nicht Aufklärung ver- 
langt über idie Verwtendung von Beträgen, 
die ins Gigantische gehen - hundente Mil- 
lionen sind gigantische Beträge. Es gibt dar- 
über in keinem einzigen Forum Kollegial- 
beschlüsse, weder in den Aufsichtsräten der 
Newag und der Niogas noch in der Landes- 
regierung und schon gar nicht im Landtag. 
Wenn Sie imm(er wieder behaupten, daß wir 
von hier aus einen Wahlkampf starten wol- 
len, dann muß ich an Sie die Fnage richten, wer 
damit tatsächlich begonnen hat. (Zwischen- 
rufe bei der ÖVP: Wer denn? - Abgeord- 
neter Dip1.-Ing. Robl: Da sitzen sie drüben!) 
Es geht in unserem Antrag korikret um !die 
Mitteilung des Herrn Generaldirektors am 
14. Februar 1966, daß er, wenn der Rech- 
nungshof die Niogas überprüft, fatieren 
müsse. (Abg. Stangler: Sie wollen nicht ver- 
stehen, was ich vorhin erklärt habe.) Ich hiable 
Sie wirklich nicht verstanden. (Abg. Stang- 
Zer: Dann ist das sehr bedauerlich!) Jetzt 
werden Sie unser Mißbrauen verstehen. Was 
wäre geschehen, wenn die Newag nicht vom 
Rechnungshof Überprüft worden wäre und 
dieser keinen Antrag an die niederöster- 
reichische Landesregierung um Genehmigung 
zur Übierprüf!ung der Niogas gestellt hätte? 
Dann würde über die ganzen Vorgäinge nicht 
geredet werden, es ginge alles sein\en ge- 
wohnten Weg, und die Herren Abgeordnieten 
würden weiterhin in Unkenntnis der wahren 
Tatsachen sein. Da der Generaldirektor nun- 
mehr diese Mitteilungen gemacht hat, müs- 
sen wir diese zum GQgenstend der Verhand- 
lung machen. Wir halten die Varfälle für so 
schwerwiegend, daß wir diesen Antrag stel- 
len und Sie bitten, zu überlegen, ob Sie 
unserem Antrag nicht doch die Zustimmung 
geben wollen. (Beifall bei der SPÖ.) 

PRÄSIDENT WEIBS: Zu Woat gelangt der 
Herr Landesrat Roman R e s c h. 

Lanfdesrat REBCIH: Sehr geehrter Henr 
Präsident! Hohles Haus! Ich hätte mich nicht 
zum Wort gemeldet, würde hier nicht ofben- 
sichtlich der Verjsuch gemacht, eine Bie- 
spnechung in einem vollkommen anderen 
Licht darzustellen. Ich setze voraus, daß die 
sozialistischen Regierungsmitglieder, dbe bei 
der Blespirechung am 14. Februar 1966 an- 
wesend waren, ihrem Klub wahrheitsgetreu 
berichtet haben. Wenn das stimmt, dann 
sind die hier gemachten Darstellungen falsch, 
was ich ausdrücklich feststellen möchte. Der 
IEerr Generaldirektor Müllner hat damals 
über die Zusammsenhänge eine ausführliche 
Darstellung gegeben, aus der der gesamte 

Vorgang eindeutig ersichtlich war. Nachdem 
diese Besprechung seinerzeit vertraulich war 
und ich persönlich immerhin von solchen Be- 
dingungen auf Riegierungsebene )einiges 
halte, möchte ich mich nicht darüber äußern, 
was Ihre Vertreter dazu gesagt haben. Daß 
am nächsten Tag alles anders war, weil 
wahrscheinlich von der SPÖ-Parteizentrabe 
in der Nacht zurückgepfiffen wurde unld 
Minister Daktor Tschadek am Dientstag mit 
einer ganz anderen Weisung zur Regierungs- 
Sitzung kam, steht auf einem anderen Blatt. 

Meine Damen und Herren von aer linken 
Halfte! Wir verstehen Sie bis zu einem gewis- 
sen Grad, denn als wir im Geschäftszimm8er 
des Henrn Landeshauptmannes in einer sehr 
sachlichen Form über dlese Angelegleniheit 
gesprochen haben, wurden in Gmünd bereits 
die Sonderdrucke dies Bildtelegrammis über 
die Millionenschiebung verteilt. Wir hatten 
gar keine Möglichkeit mehr, sachlich zu dis- 
kutiepen, denn die ISozialistische Partei 
braucht einen Wahlschlager. Das ist unsere 
Meinung, die ich als Finanzreferent sehr 
Off  ein zum Ausdruck bringe. 

Niemand hat im Verlauf der Debatte be- 
hauptet, idaß Sie Abigeordnete zwleiiter Kate- 
gorie sind, Herr Kollege Grünzwleig. (Abg. 
Grunzweig: In Niederösterreich!) Im Blewußt- 
sein der Verantwortung als Finanzneferent 
fühle ich miich vertanlaßt festzustell'en, diaß 
niederösterneichische Mandtatare noch nie mit 
so wenig Vei.antwortungsbewußts&n, wlenn 
üblerhaupt von einem solchen ,gesprochen 
werden kann, gehandelt haben. Sie haben 
das Land für die kommenden Finanzaus- 
gleichsverhandlungen in die dfenkbar schlech- 
teste Ausgangsposition gebracht, *denn es war 
Ihren Regierungsmitgliedern vollkommen 
klar, warum der eingeschlagene Weg gagan- 
gen wurde. In zweistündiger Aussprache wur- 
den Ihnlen die Zusammenhänge erklärt. Daß 
Sie von Ihrer Parbeiführung zurückgepfiff en 
wurdlen und das allM mitmachen müssen, 
spricht nicht für die Sozialistische Partei und 
schon gar nichlt für deren Verantwortungs- 
bewußtsein. 

Eines kann ich Ihnen auch noch versichern: 
Ein Geschäftsführender Parteiobmann der 
OVP von Niederörsterreich wird niemals dann 
abgelöst, wenn es die Sozialisten verlangen 
(Beifall bei der ÖVP), und auch der General- 
dinektor der Newag wird nicht auf Ihr Geheiß 
abgelöst, denn Sie können ihm nicht Dinge 
aus einer Beit anlasten, wo er gar nicht Vor- 
sibzender des Vorstandes war. Wenn Sie schon 
so viel von Sauberkeit rleden, muß ich Sie sehr 
bitten, nicht so zu tun, als ob Sie überhaupt 
von nichts gewußt hätten. Waren denn Ihre 
Direktaren in der Newag und der Niogas 
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blind und taub, so da13 sie nichts gesehen, ge- 
hart und auch von nichts gewußt habten? Ja, 
wofür sind sie denn eigentlich bezahlt wor- 
den? (Beifall bei der ÖVP.) Dasist eine 
Frage, mit der sich der Landtag auch zu ble- 
schaftigen haben wird. Wenn behauptet wird, 
der Aufsichtsrat habe keine MGglichkeit zur 
UberprGfung gehiabt, meine isehr geehrten 
Damen und Herren des Hohen Hauses, dann 
kann ich rhnen als Mitglied des Aufsichts- 
rates, das nicht von einer Partei nominiert 
wurlde, sondern als Delegierter der Beleg- 
schaft, das bekanntlich am längsten diesem 
Forum in der Newag angehört, nur mibteilen, 
daß ich mich an keine einzige Sitzung er- 
innern kann, wo sozialistische Aufsichtsräte 
Anfragen gestellt haben, die nicht beantwar- 
tet worden sind, beziehungsweise wo sie nach- 
her erklairt haben, daß sie mit der Beant- 
wortung niciht zufriedeln sind (Hört-hört- 
Rufe bei der d V P ) ,  mit Ausnahme der letz- 
ten Sitzung, die man zu einer Gerichtsv,er- 
handlung machten wollte. 

Meine Damen und Herren, nehmen Sie 
doch, bitte, zur Kenntnis, daß wirr uns doch 
nicht Ihre Auffassungen von einer Rechts- 
staatlichkeit aufzwingen lassen. Solange es 
in diesem Land eine starke niederösterrei- 
chische ÖVP gibt, wird niemals der Fall sein, 
daß der Hase so läuft, wie Sie glauben, es 
diktieren zu können. 

Ich bedauae nur, daß hier nach der Bespre- 
chung auf höchster Ebene, die in so sachlicher 
Foirm, auch unter Bezugnahme auf einen 
günstigen Ausgangsaspekt für kommende 
Finanzausgleichsverhandlungen, geführt wor- 
den ist, zeinte so falsche, wissentlich falsche, 
Danstellung gegeben wird. Ob Sie damit dBe- 
Sem Land gedient haben - und Sie geben ja 
durch alle Ihre Sprecher vor, das zu wollen -, 
das werden wir Ihnen waihrscheinlich in 
kurzer Zeit authentisch nachweisen ktinnen. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

PRÄISIDENT WEISS: Zu Wort kommt dler 
Herr Landeshauptmannstellvertreter Doktor 
T s  clh a d e k. 

Landeshauptmaninstellvertreter Doktor 
TSCHADEIK: Hoher Landtag! Der Herr Lan- 
desrat Resch hat erklärt, daß die Mitteilun- 
gen, die von dfer Sozialistischen Partei hin- 
ausgegangen sind, falsch seien; entweder 
hatten die Sozialisten in dieser Sitzung falsch 
berichtet oder dter Klub hätte entgegen- 
stehende Darstellungen gegeben. Ich bin als 
Jurist gewohnt, über Aussprachen unmittel- 
bar nachber Gedachtnisprotokolle anzulegen. 
Ich habe auch nach dieser Besprechung, die 
im Zimmer des Herrn Landeshauptmannles 
stattgefunden hat, so£ort, ohne eine kusze 
Unterbrechung eintreten zu lassen, d(en Ver- 

lauf dler Sitzung niedergeschrieben. Ich 
glaube, es wird niem,and in diesem Haus, dler 
dabei war, sein, der (bestreiten kann, ,daß ,sich 
die Blesprechungen so abgespielt haben, wie 
ich es jetzt dmer Klarhfeit halber aus d,em Ge- 
dächtnisprotokoll feststel1,en möchte (liest): 

,,Einleitend teilte d'er ,Herr Landesh,aup,t- 
mann 'mit, daß ler bereits vor länger'er Zseit 
ein Schreiben der Qeneraldirekt,ion dler 
Niogas erhalten hab,e, daß Betriä,ge, die von 
der Niogas unker dem Titel der Wohnbau- 
förderung an Bauwerlber der Südstadt ge- 
geben wurden, nunmehr 'a'n das Land fließ.en 
sollen. Darzu teilte Müllner mündlich mit, daß 
dem Land im heurigen Jahr ungefähr 
40,000.000 S d'er Wohnbauhilfe zufließen sol- 
len und d.aß im Laufe der Jahre unter be- 
stimmten Voraussetzungen 420,000.000 IS zu- 
sätzlich an Wohnbaumitteln einlangen wür- 
den. 

Über B,efragen, wieso diese Situati,on ent- 
standen sei, erkläirte M'ül'lner, die Niogas 
hab,e iihr'e Schürfr,echbe an iallcem Bitum,en .auf- 
gegeb,en und dafür di,e Zusage ,erbalten, jähr- 
lich 400,000.000 Kubikm,et,er Erdgas zu 
einem blworzugten Preis £ür die Dauer von 
zehn Jahren zu erhalten. Für das Land w.ar 
nur dann mit ein,er gröaeren Einnahme aus 
d'i'esem Vertrag zu rechnen, wenn di'e 
400,000.000 IKuibikmeter tatsächlich verbraucht 
würden. Di,es erschi,en im Zeibpunkt des Ver- 
tragsabschlu'sses voll'kommen ausgeschlossen, 
d'a .die nötigen Gasleitungen in N.i,ed,eröst,er- 
reich fehlten. Mül'her haibe dah'er aulslän- 
dische Gel'dmittel flüssiggemacht, um di'e Gas- 
Leitungen ra.sch auszubauen, und habe V,er- 
träge mit $der Industrie abge,schlossen, dile 
einen großen Absatz von Erdgas sicherten. 
Da's Verhältnis van Großabnehmern und 
KleinVerbrauchern b,eläuft sich un,gefä.hr auf 
90 zu 10. Durlch diese Aktion sei die Niogas 
verhältnismäßig rasch in ihrer BiLanz aktiv 
gewonden un'd hätte dahler Körperschaft- 
steufer zahlen müssen. Außerd,em hätbe d,as 
Lan,d für  s e h e  50,000.000-Aktien der Niogas 
eine Dividende von 11 Prozent ,erhaltfen, von 
der jedoch gleichfalls zwei Dritt,el an Steuern 
gebeistet hätten werden müssen. Um &ese 
Geldier nicht dem Bund zu bezahlen, sondern 
sle dmem Land zu ephalt,en, hab,e die Niogas 
nur eine Verzinsung von 3 Rroaenk d,em Lalnd 
bezahlt, und die Newag, für die dsas Land 
50,000.000 S Vorauszahlung gel,eist,et h,at, ver- 
zinste diesen Betrag jshrlich mit 6 Proz,ent. 

Durch ein,e V,ereinb,arung zwischen dar 
Niogas und dmem Land, die di,e Zustimmung 
des Finanzmini'steriums gefundsen hat, wur- 
den .die Gewinne der Niogas teilweise zum 
B.au d,er Südstadt verwend,et, und zwar in 
der Form von Woihnbauhilfen an ,Geno,ssen- 



446 Landtag von Niederasterr. 11. Sess. der VIII. Gesetzgebungsperiode. 14. Sitzung am 1. März 1966 

schaften und zur Finenzierung von Eigen- 
tumtswohnungen nach dem Wohnungseigen- 
tumsgesetz. Die dafür aufgewendeten Be- 
träge sind grundlbücherlich sichergestellt, und 
die Berechtigung aus dieser Sicherstellung 
soll nunmehr an das Land übertragen wer- 
den, und alle Rückzahlungen sollen an das 
Land erfolgen. 

Da es sich um eine heikle Angelegenheit ge- 
handelt habe, sei die [Sache niemals in der 
Landesregierung behandlelt warden, sondern 
das Übereinkommen zwischen Land und 
Niogas sei durch einen Briefwechsel getrof- 
fen worden, der vom damaligen Landeshaupt- 
mann Steinböck und vom damaligen Landes- 
hauptmannstellvertreter Müllner untlerflertigt 
wurdle. Die Zustimmung des Finanzministe- 
riums zu dieser Transaktion sei von Sektions- 
chef Dir. Penz unterschrieben worden. Der 
Briefwechsel erfolgte am 10. Juni 1961. Müll- 
ner bestätigte nochmals, daß niemand außler 
Steinböck und ihm von den Ragierungsmit- 
gliedern informiert wunde. Diese Maßnalhme 
sei angeblich auch getroffen worden, um dem 
Land Niederösterreich eine Entschhdigung 
für die [Blesatzungsschädien zu geben, ohne 
daß die anderen (Bundeslander beim Finanz- 
ausgleich dies in die Waagschale werfen 
könnten, daher sei auch der damalige Bun- 
deskanzler Raab mit der Vorgangsweise ein- 
verstanden gewesen. 

Wenn nunmehr die Landesregierung die- 
sem Geheimabkomm'en nicht beitrete, miisse 
der Vorstand der Niogas sofort eine Nach- 
tragsbilanz beim Finanizministerium einrei- 
chen und einen Bietrag von 280,000.000 S an 
Steuern nachzahlen. 

Über Besragen durch Landeshauptmann- 
Stellvertreter Dr. Tschadek, wie die grund- 
bücherlichlen Transaktionen erfolgt seien und 
wer zur Zeit Hypotihekargläubiger sei, er- 
klärte Generaldirektor Müllner, er könne 
keine Auskunft geben, aber Dr. Stanek und 
der Grundbuchbearbeiter der Newag, Hasel- 
bach, stünden zur Aufklärung bereit. Doktor 
Tschadlek verlangte auch die Vorlage der Zu- 
stimmung, die Dr. Penz für das Finanzmini- 
sterium gegeben haben soll, und vor allem 
eine Liste aller Kreditnehmer für Wohnun- 
gen unter geniauer Angabe der Kredithöhe. 
Müllner sagte zu, daß solche Listen sicherlich 
hergestellt werden können; er selbst halbe 
momentan keine zur Verfügung. 

Landeshauptmann Hartmann gab zu erwä- 
gen, ob unter diesen Umständen ,die sofortige 
Überprüfung der Niogas durch den Rech- 
nungshof zweckmäßig sei. Er meinte, daß, 
wenn die Überpnüfung vor der Übernahme 
der Forderungen durch das Land erfolge, die 
Steuerpflicht aufleben würde und das Land 

dringend dias Geld fiir Wohnungen brauche. 
Müllner erklarte hierzu, wenn der Rech- 
nungishof die Überpnülfung der Niogas vor 
Ubernahme dler Forderungen durch das Land 
vornehme, so müsse er die Bilanz unverzüg- 
lich vorlegen. 

Landesrat Resch erklärte darauf, daß eine 
Zustimmung der Landesregierung izu dieser 
Transaktion gar nicht genügen höane. Seiner 
Meinung nach sei ein Landtagsbeschluß not- 
wendig, der allerdings aus Zweckmäßigkeits- 
gründen in einer verbraulichen Sitizung ge- 
faßt werden müsse. 
Landeshauptmannstellvertreter Dr. Tscha- 

dek erklarte darauf, daß er die Sache vom 
rechtlichen Standpunkt überlegen unld dem 
Berrn Landedhauptmann vom Ergebnis sei- 
ner Uberprüfung Mitteilung machen würde." 

Das war der Sachverhalt. So hat sich das 
Gespräch Abgespielt; so (habe ich es unmittel- 
bar nach der Sitzung abdikbiert. 

Meine Damen und Herren! Es kann kein 
Zweifel bestehen, daß die von mir genannten 
Zahlen stimmen, denn ich habe vorher über- 
haupt von der ganzen Sache keine Kmenntnis 
gehabt, und ich kann ja das Material nur von 
dieser Besprechung in mein Gedachtnisproto- 
koll übernommen haben. 

Sie wenden mir vielleicht - ich (sage das 
g18eich - vonwerfen, daß \ich überhaupt mit 
jemandem iiber diese Besprechungen geredet 
habe. Hdher Landtag! Ich glaube, politische 
Besprechungen kännen ja nicht den Sinn 
haben, daß man zwei Vertretern einer Fnak- 
tion etwas mitteilt und diese das in ihmm 
Herzen begrdben und einen Grabstein dnauf- 
setzen. Aus solchen Mitteilungen müssen j,a 
politische Konsequenzen gezogen werden. 
Und diese Konsequenzen biEnnen doch nur im 
Kreis aller für die Landespolitik Verantwort- 
lichen gezogen werden; in unserem Fall han- 
delt es sich also um den Kreis der smialisti- 
schen Landtagsfraktion. Ich habe daher 
immer wieder erklärt, daß ich verpflichtet 
bin, solche Angelegenheilten meiner Landtags- 
fraktion (zur Kenntnis zu bringen. 

Hohes Hauls! Ich weiß nicht, wie OS zum 
Termin des 14. gekommsen ist. Der Herr 
Landeshauptmann hat mich einige Tage vor- 
her gefragt, ob (dieser Tag für  mich möglich 
sei, und dieser Termin wurde vereinbart. Ich 
stelle aber fest, da13 mein Antrag, die Niogas 
vom Rechnungshof überprüfen zu Lassen, am 
8. Februar 1966 gestellt wurde. Ich hatte den 
Eindruck, daß dieser von mir gestellte Antrag 
zunachst der unmittelbare Anlaß war, warum 
sich Herr Generaldirektur Müllner verpflich- 
tet gefühlt hat, diese Darstellung zu geben 
und darauf hinzuweisen, daß eine tfberprü- 
fwng durch den Rechnungshof zur Zeit un- 
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zweckmäßig Ware. Mein Eindruck war ja, daB 
die Sache damit verschoben werden sollte. 
Ich leugne auch nicht, daß ich erklärt habe, 
ich werde mir alle diese Angelegenheiten 
ülberlegen und dem Herrn Landeshauptmann 
davon Mitteilung machen. Der Herr Landes- 
hauptmann wind mir bestätigen, daß ich ihn 
am nächsten Tag vor der Regierungssitzung 
aufgesucht und erklärt habe, daß ich von 
meinem Antrag auf tiberprüfung der Niogas 
durch den Rechnungshof nicht abgehen konne. 
Ich habe dies auch in dmer Regierung begrün- 
det. 

Meine Damen und Herren! Ich habe mich 
verpflichtet gefüihlt - um jeder Legenden- 
bildung vorzubeugen -, diesen Sachverhalt 
so nüchtern und klar darzustellen, wie er sich 
tatsächlich abgespielt hat. 

Lassen Sie mich aber doch noch eine Be- 
merkung machen. Wir haben hier sehr viel 
vom Itechbsstaat gesprochen. Gerade auch 
Herr Landesrat Resch hat erklärt, die Dinge 
müßten nach den Spielregeln des Rechtsstaa- 
tes erledigt werden. Diese rechtsstaatlichen 
ifbwlegun,gen waren für  imich der Anlaß 
dazu, daß ich nicht zustimmen konnte, in 
einer vertraulichen Sitzung die ganze Ange- 
legenheit zu erledigen. Denn letzten Endes 
fußt die Demokratie darauf, daß ihre Organe 
funktionieren und daß ihre Organe beachtet 
wenden. Man kann also - mögen dem An- 
ishein nach noch so viele Zweckmäßiigkeits- 
gründe vorhanden sein - nicht einzelne Re- 
gierungsmitglieder mit Hanidlungen betrauen, 
wenn die Gesamtregierung zuständig ist. Eine 
Landesregilerung kann nicht dort tätig werden, 
wo der Lanidbag tätig wenden muß. Ein Geae- 
raldirektor kann nicht sowohl dile Landes- 
regierung als auch den Landtag ersetzen, weil 
es aus Zweckmäßigkeitcgründen, wie es in 
manchen Zeitungen heißt, immerhin vertret- 
bar erschiene. 

Meine Herren! Die Demokratie und der 
Rechtsstaat beruhen auf der klanen Einhal- 
tung der Gesetze und auf der besondieren 
Beachtung der Kompetenzen. (Lebhafter Bei- 
fall bei der SPÖ. - Abg. Dip1.-Ing. Robl: 
Siehe Broda!) Die Rechbsstaatlichkeit ist auf 
der Gewaltentrennung, auf der Kompetenz- 
Verteilung au€gebaut. 

Herr Abgeordneter! Der Zwischenruf 
,,Siehe Broda!" tangiert mich nicht. Wir 
haben hier nicht über Dinge zu verhandeln, 
die außerhalb dieses Hauses liegen. Ich bin 
weder Anklager noch Ex-Off o-Verteidiger des 
Justizminissters und habe mich mit seinen 
Maßnahmen nicht zu ,beschäftigen. Wir, die 
wir dem niederästerreich&chen Landtag an- 
gehören, haben zu fragen: Wurde die Landes- 
Verfassung eingehalten oder wurde sie ver- 

letzt? Wenn wir der Meinung sind, daß sie 
verletzt wurde, haben wir daraus die Konse- 
quenzen zu ziehen. (Lebhafter Beifall bei der 

PRÄSIDENT WEISlS: Zu Wort gelangt 
Herr Landesrat R e s c h. 

Landesrat RESCH: Sehr geehrter Herr 
Präsident! Hohes Haus! Ich hätte mich nicht 
mehr zu Wort gemeldet (Abg. Staaissekretär 
Rösch: Das haben wir schon einmal gehört!), 
wenn mich Herr Minister Dr. Tschadek durch 
seine Ausführungen nicht geradezu dazu ver- 
leitet hätte. Ich habe gar nicht gesehen, daß 
Sie Protokoll fihrten, das hat nämlich Kol- 
lege Kuntner gettan. (Landeshauptmannstell- 
Vertreter Dr. Tschadek: Ich sagte: Ich habe 
nach der Satzung ein Gedächtnisprotokoll 
notiert!) Es dürfte sich eine Null ehge- 
schmuggelt haben, denn es war von 4,000.000 
Rückflüssen die Rede. Es wäre ein äußerst 
komischer Zufall, wenn der Herr Landes- 
hauptmann, dler auch dabei war, und auch ich 
falsch gehört hätten. Es ist aber durchaus 
möglich - ich möchte das gar nicht beson- 
ders herausstellen -, daß man sich in einem 
solchen stenographischen Protokoll in der 
Geschwindigkeit um eine Null verschreibt; 
aber es muß richtiggestellt werden. 

Herr Generaldirektor Müllner hat gesagt, 
er müsse nur dann zur Steueribehörde nach- 
fatieren gehen, fallis das Land Niederöster- 
reich jetzt erklären würde, diese ausgehan- 
delte Wiedergutmachung nicht anzunehmen. 
So lautete doch die Darstellung. Aber die 
sozialistischen Regierungsmitglieder haben 
sich ganz entschieden dagegen verwahrt, daß 
jemand auf die Idee kommen könnite, die 
420 Milliönchen nicht anzunehmen. Wenn ich 
das Protokoll richtig verstanden habe, so ist 
das in ungeheuer langwierigen und schwie- 
rigen Venhandlungen mit dem Bund ausge- 
stritten worden. Es gibt dankenswerterweise 
eine Statistik der Kammer der gewerblicihen 
Wirtschaft, aus der hsrvorgehit, daß wir in 
der Besabulngszeit etwa um 1.000,000.000 S 
wirtschaftlich geschädigt worden (sind. Daß 
sich die Landespolitiker bemüht haben, über 
diesen Umweg wenigstens eine teilweise 
Wiederigutmachung zu bekommen, da8 sollte 
man heute nachträglich dem Herrn Landes- 
haupitmann Steinböck ujnd dem Herrn Lan- 
deshauptmannstellvertreter Müllmer sehr 
hoch anrechnen und ihnen die Anerkennung 
dafür aussprechen. Das wäre nämlich viel 
zweckmäßiger, als ihn aus politischen Grün- 
den nur deshalb, weil er auch Geschäftsfüh- 
render Landesparteiobmann der OVP ist 
jetzt geschwind absetzen zu wollen. 

Herr Minister und Landeishauptmannstell- 
Vertreter Dr. Tschadek! Daß damals erklärt 

SPÖ.) 



wurde, man sei nicht in die Landesregierung 
gegangen, weil es eine heikle Aingelegenheit 
war, das heiße ich nachträglich gut. Wir er- 
leben es nämlich jetzt immer wieder, daß 
selibst aus vertraulich erklärten Sitzungen 
der Landesregierung ausigjeplaudert wird, so 
daß der Verdacht dfer Verletzung der Pflicht 
zur Amtsvierschwiegenheit besteht, was der 
Herr Landeshauptmann nicht in lder heutig,en, 
sondern in der letzten Sitzung feststellen 
mußte. 

Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Wenn es einmal so weit ist, daß 
man nicht einmal in der Regierung aus ur- 
eigenstem Interesse für dieses Land etwas 
vertraulich besprechen kann, dann frage ich: 
Wo sollen denn die Spitzenpolitiker der bei- 
den Parteien überhaupt noch eine Möglich- 
keit haben, zu reden, um eine diesem Land 
niützende Löisung zu findcen, die heute dieses 
Problem und morgen ein ganz anderes Pro- 
blem zum Gegenstand haben kann? In dem 
zur Debatte stehenden Fall schadet man aber 
dem Land. Man hat albes mögliche einziig und 
allein deswegen getan - und dablei bleibe 
ich auch -, um einen billigen Wahlschlager 
zu hdben. (Beifall bei der OVP.) 

PRÄSIDDNT WEIISS: Zu Wort kommt Herr 
Landesrat K U n t n e r. 

Landesrat KUNTNER: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Es wurde festgestellt, daß ich 
förmlich der Protokollführer gewesen bin. 
Ich bin nebcenbei auch Kurzschriftlehrer und 
habe meine Fähigkeit auch bis jetzt bewahrt. 
Ich habe natüirlich nicht alles wortwörtlich 
mitgeschrieben, sondern mir nur einige Dinge 
notiert, die mir bedeutend schienen. Ich darf 
dalher die Ausführungen meines Freundes 
Landeshauptmannstellvertreter Dr. Tschadetk 
ergänzen. Er hat sein Gedächtnisprotokoll, 
ohne Kontakt mit mir auizunehmen, aufge- 
nommen. Herr Generaldirektor Müllner hat 
zunähst die wirtschaftliche Entwicklung der 
Niogss auf Grund dles OMV-Vertrages auf- 
gezeigt und dann wortwörtlich gesagt: ,,Wir 
wären in kiirzester Zeit in eine Bilanzsumme 
mit höheren Gewinnen geraten. Und ein 
zweites: Wie wir aus dieser Steuerleistung 
herauskommen." Er hat dann gesagt: ,,Dumrch 
die Verlegung des Direktionsgebäudes sind 
größere Investitionen notwendig gewesen." 
Auch wir sind der Meinung, daß die Ver- 
legung des Betriebes nach Niederölsterreich 
vom Standpunkt der Steuer und der Einkom- 
men für das Land gut und zweckmäßig war. 
Ich werdte auf das Kapitel aus Anlaß der Ver- 
antwortlichkeit der Au£sichtsräte noch zu 
sprechen kommen. Er hat dann aufgezeigt, 
daß diese 100,000.000 S, die der Landtag mit 
unserer Zustimmung beschlossen hat, zum 
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Teil al's Aktienkapital, zum Teil als Kredit 
ain die Newag gegeben wurden, damit sie 
ihren Anteil !bezahlen kann und dafür 6 Pro- 
zent zahlt, das (sind 3 Prozent an das Land 
pro Jahr. 

Er sagte gleich, die Niogas hätte 11,5 Pro- 
zent ausschütten k h n e n ,  das wären 
3,800.000 S Dividende gewesen. Er sagte wei- 
ter: ,,ES ist klar, daß der später hinaus- 
gehende Gewinn durch die Übersiedlung 
nach Maria-Enzersdorf verschwindfen mußte." 
Also durch den Bau des Gebäudes und durch 
diese Abschöpfung. Er sagt nun: ,,Jetzt 
schweben wir in einer unangenehmen Lage. 
Ich halbe soundso viele Steuern bezahlt, und 
ich frage, wie kommen wir aus dieser Sache 
heraus, was durch den Titel Wohnbauförde- 
rung hier abgezweigt wurde. Es war das 
Herausbekommen dieser Gelder schwierig, 
aber es ist natürlich das Hineinbekommen in 
das Lalnd ebenso schwierig." 

Es wurde dann festgestellt, daß das als 
Kaufpreicrestfonderung deklariert war und 
daß diese Gelder als Aufstockungswohnbau- 
darlehen unter sinngemäßer Anwendung der 
Richtlinien der Wohnbaufönderung vergeben 
wurden. Daß auch das unrichtig ist, ist klar, 
denn die sinngemäße Anwendung dcer Wohn- 
baudarlehen hätte nur eine Zuteilung von 
30.000 S pro Wohnbaueinheit möglich ge- 
macht. Ich muß weiter feststellen, daß wir 
gefragt haben: Auf !Grund welchier Ur'kunde 
sind die Eintragungen in das Grundbuch er- 
folgt? Wer ist im Grundbuch? Die Listen 
wegen der Größe, die Rechtskraft der Über- 
tragung! Und weiter die Frage: Wite be- 
kommt dae, wenn es dem Land gehört, das 
Land herein? 

Ich erkläre noch einmal, wenn der Rech- 
nungshof feststellt, daß diese Beträge dem 
Land gehören, dann bin ich selbstverständlich 
der Meinung, daß, wenn eine solche Ab- 
machung gültig ist, diese Mittel - die Frak- 
tion hat sich ja dazu bekannt - dem Land 
voll und ganz zur Verfügung stehen sollen. 
Ich erkläre aber ausdrücklich, daß wir vor 
dieser Besprechung - auch ich selbst als 
Aufsichtsrat - von diesen Transaktionen 
kseine Ahnung hatten, daß wir durch diese 
Beratung überrascht wurden, so daß Herr 
Landeshauptmannstellvertreter Dr. Tschadek 
in unserem Namen erklärt hat, diese Dinge 
sind für uns völlig neu, es sind noch einige 
Erkundigungen einzuholen. Es könne daher 
dsniber noch keine zustimmcende Erklärung 
gegeben werden. Dias, bitte, zur Ergänzung. 
Die zitierten Äußerungen sind wortwörtlich 
gemacht und von mir im Augenblick der 
Rede aufgenommen worden. (Beifall bei dey 
SPÖ.) 
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PRÄSIDENT WEISS: Die Rednerliste ist 
ersch6pft. Der Herr Berichterstatter hat das 
Schlußwort. 

Berichterstatter Abg. MARSCH: Ich ver- 
zichte. 

PRÄSIDENT WEISS: Wir kommen zur Ab- 
stimmung. Ich bitte jene Mitglieder des 
Hohen Hauses, welche für den vorliegenden 
Dringlichkeitsantrag der Abg. Mawch, Anderl 
und Genossen sbimmen wollen, die Hand zu 
erheben. 

PRÄSLDDNT WEISS (nach Abstimmung): 
Mit Mehrheit a b g e 1 e h n t. 

Wir gelangen nunmehr zur Behandlung 
des Dringlichkeitsantrages, Zahl 169. 

Ich ersuche den Herrn Abg. B U c h i n g e r, 
welchem gemäß Q 42 der Geschäftsordnung 
des Landtages die Aufgabe des Berichterstat- 
ters zufällt, um seinen Bericht. 

Berichterstatter Abg. BUCHINGER: Hohes 
Baus! Ich habie über den Dringlichheitsantrag, 
Ltg. 169, der Abgeordneten der Österneichi- 
schen Volkspartei, betreff enid dfie Geltend- 
machung der Verantwortlichkeit bestimmter 
Mitgliedlar des Aufsichtsrates der Nieder- 
österreichischen Elektrizitätswerke AG. 
(Newag) und der Niederösterreichischen Gas- 
Wirtschafts-AG. (Niogas) nach den Bestim- 
mungen dres Aktiengesetzes 1965, zu blerich- 
ten: 

Die über Vorschlag der Sozialistischen 
Partei gewählten Mitglieder des Aufsichts- 
rates sowohl der Newag als auch der Niogas 
haben, wie vorerst aus Zeitungsberichten 
und später aus einem schriftlichen Begehren 
zu entnehmen war, die sofortige Einberufung 
beider Aukichtsräte verlangt. Die SPÖ-Auf- 
sichtsräte stellten die Behauptung auf, sie 
seien nicht hinreichend beziehungsweise in 
widersprechender Weise über wirtschaftlliche 
Vorgänge in der Newag und Niogas infor- 
miert worden. Hierbei handelt es sich ins- 
besondere um die Auswipkungen des Ver- 
trages vom 12. Juni 1957 zwischen der Öster- 
reichischen Mineralölverwaltung AG. (ÖMV) 
und der Niiogas sowie um den Bau von Woh- 
nungen, vor allem für die Bediensteten der 
beiden oben angeführten Gesellschaften in 
der Südstadt. Seit geraumer Zeit berichtet 
die ,,Arbeiter-Zeitung", daß sich die Auf- 
sichtsräte hinsichtlich ganz genau bezeichne- 
ter wirtschaftliicher Vorgänge in der Niogas 
beziehungsweise Newag in Unkennltnis be- 
fänden beziehungsweise diesbezüglich wider- 
sprechend informiert worden wären. 

Dazu muß festgestellt warden, daß über 
den Vertrag vom 12. Juni 1957 und über die 
in diesem Zusammenhang ebenfalls 'erfolgten 
Vertragsabschlüsse die gesamte österreichii- 
sche Öffentlichkeit informiert war, wie sich 

aus einem Bericht der „Arbeiter-Zeitung" 
vom 29. Juni 1957 und einer noch ausführ- 
licheren Meldung des ,,Neuen Österreich" in 
der Ausgalbe vom 29. Juni 1957 ergibit. Die 
,,Arbeiter-Zeitung" berichtete damals folgen- 
des: 

,,Gestern hat der Aufsichtsrat der Öster- 
reichischen Mineralölverwaltung beschlossen, 
dem Abschluß eines Überieinkommens mit der 
Niogas, jener niederöstarreichischen Wirt- 
schaftsgründung, die vor und wäihrend des 
Wahlkampfes eine nicht gerade rühmliche 
Rolle spielte, die Genehmigung zu enteilen. 
Dfer nunmehr einmütig (bei Stimmenenthal- 
tung der zwei Kommunisten im Aufsichtsrat) 
beschlossene Vertrag sieht folgendes vor: 

Die Niogas legt die ihr seinerzeit vom 
Handelsmiinisterium verliehene Konzession 
zurück. Das Handelsninisterium erteilt der 
ÖMV eine neue Konzession, durch welche die 
ÖMV zur Aufsuchung und Gewinnung von 
Öl in ganz Öslterreich ermächtigt wird. 

Die Niogas erihält zum Zweck des Au£baues 
der Erdölgasleitungen in Niederösterreich 
von der ÖiMV eine ,Subvention'. unid zwar 
100,000.000 S bar und durch zehn Jahre Gra- 
tislieferungen von je 200 Millionen Kubik- 
meter Erdgas, was einem Wert von 
58,000.000 S pro Jahr entspricht. Ferner er- 
halten die Niogas und die Gemeinlde Wien 
für den Bezug des Erdgases gleichrangige 
Prioritäten. Sie werden Direktbezieher von 
der ÖMV und werden Ahre Biezugswünsche 
einmal im Jahr gegenseitig miteinander ab- 
stimmen." 

Der Landtag von Niederösterreich beschäf- 
tigte sich darüber hinaus am 20. Dezem- 
ber 1957 unter der Zahl Ltg. 420 mit der Vor- 
lage der Landesreglisrung, LA. IV/l-190/10, 
betpeffend den Fernleitungsbau der Niogas 
in Niaderölsterreich. Im Bericht zu dieser Vor- 
lage wird auch auf den gegenständlichen Ver- 
trag vom 12. Juni 1957 hingewiesen. In der 
Sitzung selbst hat die sozialistische Fraktion 
zu dieser Regierungsvorlage und den damit 
verbundenen rechtlichen Gegebenheiten nicht 
Stellung genommen. Es darf auch nicht über- 
sehen werden, daß der Behandlung im Land- 
tag sowolhl eine Vonberatung ,dieser Vorlage 
im Finanzausschuß als auch eine Beratung 
anläßlich der Einbringung in der Landes- 
regierung vorangegangen war. 

Auch von dter Tatsache, daß in der Süd(stadt 
Wohnungen für die Bediensteten der beiden 
Gesellschaften errichtet werden, mußtten die 
sozialistischen Aufsichtsräte Kenntnis haben, 
und zwar schon allein durch ,die Tatsache, daß 
die Sitzungen des Aufsichtsrates und des Vor- 
standes schon seit drei Jahren im neuen Ver- 
waltulngsgebäude abgehalten wurden und 
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daher der Baubeginn sowie das Bauen selbst- 
verständlich von den Aufsichtsräten zur 
Kenntnis genommen werden mußten. 

Seit dem Jahre 1958 hat die Sozialistische 
Partei Vertrauenspersonen nicht nur in den 
Aufsichtsräten dieser Gesellschaften, sondern 
auch in den Vorständen. Die ,,Arbeiter-Zei- 
tung" vom 29. Juni 1958 b'erichtet selbst, dafi 
nun nach längeren Verhandlungen endlich die 
konstituierende Sitzung des Aufsichtsrates 
der Niogas stattgefunden hat. Damit, so be- 
richtet sie weiter, endet der Zustand, daß die 
Landesgesellschaft für die Gasversor,gung nur 
von Vertraulensleuten der ÖVP geleitet und 
kontrolliert wird. In Zukunft würden den 
Körperschaften der Niogas, die jetzt endlich 
bestellt werden, auch die Sozialisten ange- 
hören. Somit haben die Sozialisten seit 1958 
nicht nur die Möglichkeit einer Kontrolle ge- 
habt, sondern auch die des Leitens dieses 
Unternehmens. 

Den sozialistischen Aufsichtsratsmitglie- 
dern, und zwar sind dies für den Aufsichtsrat 
der Newag die Herren Landesrat Wenger, 
Direktor Dr. Edtmaier, Gewerkschaftssekre- 
tar Hofmann, Hofrat Dr. Seidl, Bundesrat 
Singer, Ing. Voglsinger und Bürgermeister 
Barwitzius und für den Aufsichtsrat !der 
Niogas die Herren Ministenialrat Dliplominge- 
nieur Reichl, Landesrat Wenger, Landesrat 
Kun(tner, Landtagsabgeordneter Blabolil, 
Dr. Litschauer, DDr. Ockermüller, Dr. Petz- 
nek und Bür,germeister Wondrak, standen so- 
mit .seit Jahren alle Möglichkeiten des 
Aktiengesetzes, entsprechend zu kontrollieren 
und vor allem sich zu informfieren, zur Ver- 
fügung. Es sei insbesondere auf die Bestim- 
mungen der $5 81, 94, 95, 96 und vor allem 
auf dsen gesamten 5. Teil und schließlich auch 
auf die 0s 195 und 196 des Aktiengaetzes 
1965 verwiesen. 

Nach Q 84 des Zitierten Gesetzes obliegt 
deln Mitgliedern des Aufsichtsrates eine Sorg- 
faltspflicht. So sind sie auch verpflichtet, über 
vertrauliche Angablen Stillschweigen zu bme- 
wahren. Aus dem dargelegten Sachvenhalt 
kann abgeleitet werden, daß diese Mitglieder 
vor allem ihre Verschwiegenheitspflicht ver- 
letzt haben. Sie wäilen verihalten gewesen, 
bevor sie zweifelsohne vertrauliche Angaben 
über bedeutsame wirtschaftliche Vorgänge 
innerhalb dieser beiden Gesellschaften im 
Wege der Priesse in die Öffentlichkeit getra- 
gen haben, die ihnen nach dem Aktiengesetz 
1965 obliegenden Verpflichtungen zu erfüllen 
und die ihnen nach diesem Gesetz zustehen- 
den Rechte voll auszuschöpfen. Beides wurde 
unterlassen. Durch dieses Vorgehen der sozia- 
listischen Aufsichtsräte wird nicht nur das 
Ansehen dieser Gesellschaften schwer geschä- 

digt, sondern werden auch die Interessen des 
Landies gefährdet. Es ist daher erforderlich, 
daß sofort entsprechende Abhilfemaßnahmen 
einsetzen. 

Die Gefertigten stellen daher den Antrag: 
Der Hohe Landtag wolle beschließen: 
,,Dlie Landesregierung wird aufgefordert, 

auf Grund des dargelegten Sachvenhaltes die 
Interessen des Landes als Aktionär der Nie- 
derösterreichischen Elsktnizitätswerke AG. 
(Newag) und der Niederösterreichischen Gas- 
Wirtschafts-AG. (Niogas) vorerst derart wahr- 
zunehmen, daß nach den Bestimmungen des 
Aktiengesetzes 1965 in der Hauptversamm- 
lung die Verantwortlichkeit der genannten 
Mlitglieder des Aufsichtsrates der Newag und 
der Niogas wegen Verletzung der ihnen ins- 
besondere nach § 84 Abs. 1 letztes Satz des 
zitierten Gesetzes obliegenden Vierpflichtun- 
gen gleltend gemacht wird." 

Ich ersuche den Hernn Präsidenten, die 
Debatte einzuleiten und die Abstimmung vor- 
zunehmen. 

PRÄSIDENT WEISS: Zu Wort gellangt der 
Herr Ablgeordnete B 1 a b o 1 i 1. 

Abg. BLABOLLL: Hoher Landtag! Sehr 
verehrte Damen und Herren! Der letzt- 
gestellte Antrag ist ein Antrag nach dem 
Muster ,,Haltet den Dieb!", um von dien tat- 
sächlichen Gegebenheiten ablenken zu können 

Ich möchte hier feststellen, daß bei der 
Niogas die häufigsten Anfragesteller die Auf- 
sichtsräte der sozialistischen Fraktion waren. 

Als wir im Jahre 1958 )bestellt wurden, gab 
es kurz darauf eine ganz ernste Sache zu ent- 
scheiden; es war das der Ankauf des Berg- 
werkes in Höflein. Wiir waren uns nicht ganz 
klar (darüber, warum dii'eses Btergwerk laus- 
gerechnet die Niogas kaufen mußte. Wir 
waren aber bereit, einige Argumente zur 
Kenntnis zu nehmen. Das eine dieser Argu- 
mtente war, die Arbeitsplatzsicherung in die- 
ser Gegend zu gewährleisten. Wir haben je- 
doch erklärt: Wenn wir zum Ankauf dieses 
Bergwerkes die Zustimmung geben sollen, 
dann müssen Sie uns zumindest mitteilen, 
wie die Gestion dieses Werkes ist, wie die 
Bilanz ausschaut, die das Werk vorlegt. Es 
wurde uns nicht &e Möglichkeit gegeben, 
dort Einschau zu h'aliten. Ich bin davon über- 
zeugt, daß auch die Aufsichtsräte der Öster- 
reichischen Volkspartei nicht gewußt haben, 
daß dieses Bergwerk damals schon über die 
Conti-Bank in Geschäftsverbindungen ge- 
standen ist und daß da schon verschiedene 
am Ver$dienen waren. Ich wage offen zu sa- 
gen - ich will damit keine Verdächtigung 
aussprechen -: Ich bin überzeugt, daß keiner 
der Auf(sichtsträite, auch keiner der ÖVP, über 
die Anfrage informiert wupde, die wir ge- 
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stellt haben. Und ich bin auch davon über- 
zeugt, daß auch Sie in Ihrer Fraktionssitzuuig 
keinen Bericht darüber erhalten haben. Das 
ist eine Feststellung, und das ist auch proto- 
kollarisch festgehalten. Wir Sozialisten haben 
damals im Bewußtsein unserer Aufgabe 
gegen den Ankauf des Bergwerkes gestimmt, 
und zwar deswegen, weil man uns nicht die 
notige Eilnschau in die Bilanz dieses Berg- 
werkes gewährt hat. 

Wals mit diesem Bergwerk in der weiteren 
Folge an Sinnigem und Unsinnigem ge- 
schehen ist, glaube ich, wissen Sie ja aus der 
jungsten Zeit. Es [ist nicht zum Wohl Nieder- 
osterreichs gekauft worden, nicht zum Vorteil 
des dortigen kalorischen Kraftwerkes, denn 
das kalorische Kraftwenk dankt jedem, der 
ihm keine Tonne Kohle zufülhrt, weil es un- 
wirtschaftlich ist, Kohle für Strom zu ver- 
wlerten. 

Wenn in der weiteren Folge 50,000.000 S 
für die Aufstockungen gebraucht, dann wie- 
derum 40,000.000 S umdisponi'ert wurden, so 
zeigt das schon, daß damit ein nicht lukira- 
tives Geschäft vertuscht werden sollte. In der 
Annahme, daß diese beiden Kohlengruben, 
Grünbach und Höflein, 60.000 Jahrestonnm 
zur Stromerzeugung nach Peisching liefern 
können, wurde - so ist das motiviert wor- 
den - der Standort Peisching gewählt. Heute 
stellt (sich heraus, daß das hinsichtlich des 
Kohlenbergbaus Fehlinvestitionen gewesen 
sind. Wir bedauern es nur, daß wir nicht 
gleich gewußt haben, daß dieses Bergwerk 
ein Conti+Bank+Geschäft ist, denn sonst hät- 
ten wir schon seinerzeit die Öff~entl~ichkeit 
alarmiert. Allerdings, meine Herren, waren 
es ÖVP-Funktionäre, die uns informiert und 
in der weiteren Folge gewarnt haben, weil 
sie gesagt hlaben: Stierts da hinein. Selber 
haben sie den Mut nicht dazu gehabt. Leider 
waren es keine vom Arbeiter- und Ange- 
stelltenbund. (Abg. Stangler: Wer? Wer? Nen- 
nen Sie Namen!) Nein, so anständig bin ich, 
daß ich die nicht beim Namen nenne. (Abge- 
ordneter Stangler: Das ist auch eine Me- 
thode!) Auch eine Meühode, die man unter 
Umstanden von l'hnen lernen kann. Wenn 
einem in der Wlahlzeit eine Heirnatzeitung 
zugeht, wo daraufsteht: „Das Programm der 
Newag und Niogas heißt Niedeirösterreich", 
dann würden wir dals gerne und selbstver- 
ständlich bejahen, weil wir wissen, daß diese 
Landesgesellschaften notwendig sind, um das 
Land Niederösterreich wirtschafitlich vor- 
wärtszubringen. Seit 10 Uhr wird über diese 
Probleme gespnochen; seit 10 Uhr redet man 
an den Dingen vorbei. 

Wir sind nicht gagen die Landesgesellschaf- 
ten, wir sind aber gegen Dinge, die dort ver- 

schleiert zum Schaden Niederästerreichs pas- 
sieren. Dagegen wehren wir uns. Es ist nicht 
Aufgabe der Landesgesellschaften, sich 'am 
Panhans, an der Achter-Bar oder an einer 
Aiero-Transportgesellschaft unid an anldenen 
Dingen, ldie heute schon aufgezahlt worden 
sind, zu bmeteiligen. Es ist die Aufgabe der 
niederösterreichischen Landesgesellschaften, 
die niederösterreichischen Konsumenten mit 
billigerer Eneligie zu versengen (Heiterkeit 
bei der ÖVP. - Abg. Stangler: Das haben 
Sie verwechselt mit dem Zerbs!) Sie lachen, 
Herr Ahg. Statngler; Sie werden am 7. März 
vielleicht aber nicht mehr so lachen, denn 
die Bevölkerung weiß letzten Endes. . . 
(Abg.  Stangler: Soll das eine Drohung sein?) 
Nein, keine Drohung, nur eine Feststellung. 
Ich bin sicher, daß ich recht habe. 

Wenn diese Dinge, die heute hier aufge- 
zeigt worden sind, ein kleine;. Betriebsver- 
trauensmann macht, wenn s k h  dort einer 
untersteht, von der Betriebskasse miit 2000 
oder 3000 S falsch zu disponieren, dann wlürde 
man den kleinen Mann vom Bodeinsee bis 
zum Neusiedlersee jagen, damit er der Ge- 
rechtigkeit zugeführt wird. Wenn hier gesagt 
wurde, daß die Aufsichtsräte nur zur Jause 
hingekommen sind, dtann nehme ich das mit 
ÖVP-Aufsichtsräten gemeinsam zur Kennt- 
nis. (Abg. Stangler: Das ist gut; das ist inter- 
essant!) Ich hoffe, Sie werden den Abg. Lud- 
wig belehren, daß dem nicht so gewesen ist. 

,,Kronen-Zeitung" und Olah, meine Herren, 
vergleichen Sie nicht Dinge, die nicht auf der 
gleichein Ebene liegen. Im Fall „Kronen-Zei- 
tmg" und Olah läuft ein Gerichtsverfahren. 
Hier läuft noch kfeines. Es wäre die Mögllich- 
keit, d'aß ein Gerichtsverfahren läuft; dem 
hat sich rechtzeitig auch der Herr Müllner 
entzogen, damit sich 'das Gericht nicht vor 
dem 6. März einschalten kann. (Abg. Stangler: 
Wieso? Erklären Sie das!) Ich möchte Sie da- 
her bitten, idaß Sie von diesem Antrag zurück- 
gehen, nicht im Interesse der sozialistischen 
Aufsichtsräte, sondern in Ihreim eigenen. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

PRÄCIDIENT WEIBS: Zu Wort gelangt 
Herr Abg. A n  z e n b 'e  r g e r. 

Abg. ANZENBERGER: Hohes Haus! Meine 
Damen und Herren! Zunächst einmal eine 
Feststellung. Noch nie ist es in diesem Haus 
vorgekommen, dlaß der niederösterreichische 
Landtag zu einem Wahlkampf mißbraucht 
wurde. Ihnen, meine sehr geehrten Herren 
von der Sozialistischen Partei, ist es vorbe- 
halten geblieben, dieses Haus damit zu be- 
lasten. Itn diesem Haus ist schon oft Ge,schichte 
gemacht worden für Niederösterreich und 
darüber hinaus für un'ser ganzes Vaterland. 
Damit, daß Sie, die Sozialistische Partei, die 
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beiden Landesgesellschaften Niogas und 
Newag zum Wahlschlager Nummer eins aus- 
gesucht und diese Laadtagssibzung verlangt 
haben, haben Sie dazu beigetragen, daß die- 
ses ehrwürdige Haus in den Wahlkampf hin- 
eingezogen wurde. So wie Herr AuBenmini- 
ster Dr. Kreisky vor einigen T$agen in seiner 
Wahlkampfsendung ansge£ührt hat, daß die 
Niogas-Angelegienheit in Niederösterreich d6e 
grauslichste Korruption wäre, möchte ich - 
entschuldigen Sie, bitte, wenn ich die gleichen 
Worte verwende - sagen, daß das die graus- 
lichste, wirtschaftsschgdigende Demagogie ist, 
die mit den Landesgesellschaften Niogas und 
Newag getrieben wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir aber von der Österreichiischen Volks- 
partei sind gewohnt, daß Sie, wenn es um 
Niederösterreich geht, immer wieder daran 
etwas finden. Wir wissen, daß man gegen 
diese ibeiden Gesdllschaften, #die zum Nutzen 
des Landes arbeiten, immer wieder Sturm 
läuft. Sie haben uns aufgefordiert, hierherzu- 
kommen, und wir wollen Ihnen daher auf 
diese Art Antwort geben. Alle meine Vor- 
redner haben schon darauf hingewiesen, was 
diese Landesgesellschaften geleistet haben 
und warum wir heute hier sitzen und diese 
Debatte abwickeln. Nur #damit Sie zum 
6. März Thren Wahlschlager haben. 

Wie der Herr Berichterstatter bereits er- 
wähnt hat, haben die sozialistischen Mitglie- 
der des Auesichtsrates sowohl bei der N(ewag 
als auch bei der Niogas die sofortige Einbe- 
rufiung dieser beiden Körperschafiten ver- 
langt, weil sie bebaupten, sie seien nicht über 
die wirtschaftlichen Vorgänge der Newag und 
Niogas informiiert worden. Es handelt sich 
hier insbesondene um die Auswiirkung des 
Vertrages vorm 12. Juni 1957 zwischen der 
ÖMV und der Niogas und den Bau von Wioh- 
nungen für  Bedienstete in der Südstadt. Sie, 
meine Damen und Herren von d\er Sozialisti- 
schen !Partei, behaupten, daß Sie und Ihre 
Vertrauensleute von diesen finanziellen 
Transaktionen, #die außerhalb der Bilanz vor- 
genommen wurden, keine Kenntnis gehabt 
hätten. Die Behauptung, daß die Rabatt- 
beträge nicht in den Büchern der Niogas auf- 
scheinen, ist jebzt schon einige Male widerlegt 
worden. Es kainn auch die Unkenntnis der 
sozialistischen Mitglieder des Aufsichtsrates, 
wie Sie immer wieder behaupten, nicht stim- 
men, denn die Mitglieder des Aufsichtsrates 
haben ja nach dem Aktienrecht die Möglich- 
keit, jederzeit Fragen zu stellen. Sie wissen 
ja auch durch Ihre eigene Presse, insbeson- 
dere durch die ,,Arbeiter-Zeibung", die sich 
immer wieder mit Newag und Niogas befaßt 
hat, was hier angeblich los ist. Sie hätten 
immer wieder fra,gen können. Der Herr Be- 

richterstatter hat beDeits erwähnt, w8as an 
diesem 29. Jänner 1957 in der ,,Arbeiter-Zei- 
tung" gestanden hat. Es war dort vom Ver- 
trag der Niogas mit der ÖMV die Rede, und 
zwar von den 100,000.000 S, die in blas gezahlt 
wurden, und von den Gratislieferungen von 
j ä hrlich 200,000 .OOO Kubikmcetern Erdgas, 
di\e einen Wert von 80,000.000 S pro Jahr 
haben, ferner davon, ,daß die NiQgas und die 
Gemeinde Wien für den Bezug des Erdgases 
gleichrangige Prioritäten erhalten. Sie wer- 
den daher Direktbezieher von der OMV, und 
ihre B,ezugswünsche werden einmal im Jahr 
gegenseitig miteinander abgestimmt. 

Daraus engibt sich deutlich, daß die Rlabatte 
der ÖMV allgemein bekannt waren und heute 
daher nicht einfach als Machinationen, so wie 
Sie es jetzt machen, hingeistellit werden kön- 
nen. Dieser Artikel in der ,,Arbeiter-Zeitung" 
zeigt uns ganz genaiu, daß die Sozialisten die 
Niogas für sich als Wahlschlager benutzen 
und auswerten wollen. Auch im Jahre 1956 
habeln sie ja das gleiche getan, nämlich die 
Niogas in den Blickpunkt des Wahlkaimpfes 
mit hineingeizogen. Dieselbe Absicht haben 
Sie auch diesmal wieder, und wenn immer 
wieder behauptet wird, erst am 14. Februar 
haben Sie erfahren. . . (Zwischenruf Abgeord- 
neter Marsch.) Lieber Kollege Marsch, Sie 
waren es doch, der im Finanzausschuß auf- 
gestanden ist und in der gleichen Richtung 
solche Antrage gesbellt hat. (Abg. Marsch: 
Anträge habe ich gestellt?) Dann sind Sie 
nicht erst am 14. Februar auf diese Idee ge- 
kommen, daß die Niogas aluch vom Rech- 
nungshof sofort untersucht werden soll. Dann 
kölnnen Sie nicht sagen, daß Sie es erst am 
14. Februar erfahren haben. Das ,,Neue Öster- 
reich" hat a\ber fast zur gleichen Zeit, am 
29. Janner 1957, auf Seite 1, unter der tfber- 
Schrift ,,Einigung über das Erdiöl", geschrie- 
ben. Diese Meldung ging insoweit noch ü,ber 
die ,,Arbeiter-Zeitung" hinaus, als auch fest- 
gehalten wunde, daß mit diesem ifbereinkom- 
men Niederösterreich die Möglichkeit gebo- 
ten w<erden solle, das während der Resat- 
zungszeit Versäumte nachzuholen und die 
Grundlage für einen gesicherten Wohlstand 
in diesem Land ziu schaffSen. ,+Dias Erdgas als 
billige Energiequelle", so ischrieb dieses Blatt, 
,,,soll vor allem auch die Neugründung von 
Betrieb,en eirleichtern unid damit neue Dauer- 
arbeitsplätze siahern." 

Aber nicht nur aus Zeitungen waren die 
Sozialisten informiert. Am 19. Juni 1957 
wurde unter der Zahl Ltg. 420 eine Vorlage 
der Landesregierung, betreff end den Eerngas- 
leitungsbau in Niederösterreich, beschlossen. 
Im Bericht wird auf das a,m 12. Juni 1957 im 
Bundeskanzleramt abgeschlossene tfberein- 

Landtag von 

kommen hin) 
Vorlage von 
im Interesse 
Ferngasleitui 
100,000.000 s 
Landtag ist 
18. Juni 195 
haben sich I 

dieser Vorla 
muß also an# 
länglich infoi 
Sie #doch dem 
zustimmen k 
lich: ,,Der A 
Österreichisd 
violm 12. Jun 
erklärung de 
genannte Ak 
werden gene 
men. 

Die nieder 
wird ermächt 
Mineralölver 
zur Erhlö'hun; 
zur Veriügun 

Im außeroi 
ges des Lanc 
Jahr 1957 eir 
ansatz zu eröi 

Am 29. JUI 
Zleibung", da1 
eine Einiguni 
,,Montag finc 
,,nach langen 
stituierende 
Niogas statt. 
die Landesge 
nur von Ver 
und 'kontrollj 
deutig gesagt 
ab Juni 1958, 
lauten der I 
wurde. Es kai 
den, daß jem 
men mitleite 
von nichts inf 
, ,Arbeiter-Zei 
den den Körl 
o d e n  tl ich b e 
listen angeh61 

Ich glaube, 
heute aufgetii 
gehabt, da Si1 
genheit hatti 
Grund des Ak 
näre die Mög 
Aufschluß zu 
ten waihrgenc 
heute hier nic 
12. September 



am 1. März 1966 

rwähnt, was an 
-r ,,Arbeiter-Zei- 
r dort vom Ver- 
V die Rede, und 
3ie in blas gezahlt 
slieferungen von 
metern Erdgas, 
.OOO S pro Jahr 
e NiQgas und die 
Zug des Erdgases 
halten. Sie wer- 
In der ÖMV, und 
L einmal im Jahr 
:stimmt. 
I, daß die Rabatte 
waren und heute 

iinationen, so wie 
,ellt werden kön- 
4rbeiter-Zeitung'' 
iie Sozialisten die 
chlager benutzen 
5 im Jahre 1956 
etan, nämlich die 
des Wahlkampfes 
je Absicht haben 
und wenn immer 
it am 14. Februar 
schenruf Abgeord- 
[lege Marsch, Sie 
ianzausschuß auf- 
gleichen Richtung 
it. (Abg. Marsch: 
?) Dann sind Sie 
auf diese Idee ge- 
auch vom Rech- 

werden soll. Dann 
aß Sie es \erst am 
. Das ,,Neue ölSter- 
gleichen Zeit, am 
1, unter der Uber- 
; Erdöl", geschrie- 
nsoweit noch iiber 
aus, als auch fest- 
esem Ubereinkom- 
Möglichkeit gebo- 
ihrend der Besat- 
izuhoLlen und die 
cherten Wohlstand 
n. ,,Dias Erdgas als 
chnieb dieses Blatt, 
Newgrümdung von 
damit neue Dauer- 

itungen waren die 
m 19. Juni 1957 
;. 420 eine Vorlacge 
#end den Fierngas- 
rreich, beschlossen. 
m 12. Juni 1957 im 
hlossene Uberein- 

Landtag von Niederösterr. 11. Sess. der VIII. Gesetzgebungsperiode. 14. Sitzung am 1. März 1966 453 
- ~~ 

kommen hingewiesen. Im iibrigen handdlt #die 
Vorlage von der Verpflichtung des Landes, 
im Interesse der raschen Entwicklung des 
Ferngasleitungsbaues einen Betrag von 
100,000.000 S zu leisten. Der Behandlung im 
Landtag ist die Regierungssitzung vom 
18. Juni 1957 vorausgegangen. Im Landtag 
haben sich die Sozialisten bei Blehandlung 
dieser Vorlage nicht zu Wort gemeldet. Es 
muß also angenomimen werden, daß sie hin- 
langlich informiert waren, andernfalls hatten 
s'ie doch dem zu beschließenden Antrag nicht 
zustimmen können. Der Antrag lautete näm- 
lich: ,,Der Abschluß des Vertrages mit der 
Österreichischen Mineralälverwaltung AG. 
viom 12. Juni 1957 sawie die Verpfli&tun,gs- 
erklärung des Landes laut Schreilben an die 
genannte Aktiengesellschaft vom selben Tag 
werden genehmigend zur Kenntnis genom- 
men. 

Die niederösterreichische Landesregierung 
wird ermächtigt, den von der Österreichischen 
Mineralölverwaltung AG. erhaltenen Betrag 
zur Erhlöihiung des Aktienkapitals der Niogas 
zur Versügung zu stellen. 

Im außerordentlichen Teil des Voranschla- 
ges des Landes Niederösterreich ist für das 
Jahr 1957 ein neuer Einnahmeavoranschla,gs- 
ansatz zu eröffnen." 

Am 29. Juni 1958 berichtete die ,,Arbeiter- 
Zleibung", daß nun zwischen ÖVP und SPÖ 
eine Einigung über die Niogas erzielt wurde. 
,,Montag findet", so lautet dieser Artikel, 
,,nach langen Verhandlungen endlich die kon- 
stituierende Sitzung des Aufsichtsrates der 
Niogas statt. Damit endet der Zustalnd, daß 
die Landesgesellschaft fnir die Gasversorgung 
nur von Vertrauensleuten der ÖVP geleitet 
und kontrolliert wird." Damit ist doch ein- 
deutig gesagt, daß ab diesem Zeitpunkt, also 
ab Juni 1958, die Niogas auch von V,ertrauens- 
leuten der SPÖ geleitet und kontrolliert 
wurde. Es kann doch nicht angenommen wer- 
den, daß jemand, der ein solches Unterneh- 
men mitleitet und mitkontrolliert, einfach 
von nichts informiert ist. Val1 Stolz meint die 
,,Ar,beiter-Zeitung" weiter: ,,In Zukunft wer- 
den den Körperschaften der Niogas, dime jetzt 
ordentlich bestellt werden, auch die Soaia- 
listen angehören." 

Ich glaube, Sie 'hätten all das, was Sie uns 
heute aufgetischt habsen, gar nicht notwendig 
gehabt, da Sie seit 1958 imimer wieder Gele- 
genheit hatten, mitzusprechen, denn auf 
Grund des Akhiengesetzes haben die Funktio- 
nare die Möglichkeit, Fragen im stellten und 
Aufschluß zu verlangen. Wenn Sie Ihre Pflich- 
ten waihrgenlommen hätten, brauchten wir 
heute hier nicht darüber zu debattieren. Seit 
12. September 1963 find4en laufend die Sitzun- 

gen ,dtes Vorstandes und des Aufsichtsrates in 
der Siidstadt statt. Wenn jetzt so getan wird, 
als ob diese gar nicht existieren wüpde, dann 
muß sich jeder Niederösterreicher die Frage 
stelilen, was die Herren Aufsichtsräte, wie 
schon eingangs gesagt wurde, bis jetzt getan 
haben, wenn ihnen jetzt erst bewußt wird, 
daß die Südstadt steht und so viel Geld ge- 
kostet hat. Daß sie mit nichts gebaut wurde, 
haben Sie bisher nicht amgenamen. Sie in- 
szenieren das Ganze nur, weil Sie einen 
Wahbcihlager braucihen. (Beifall bei der OVP.) 

Nach 5 81 des Aktiengesetzes hat der Vor- 
stand dem Aufsichtsrat regelmäßig, längstens 
vieriteljäahrlich, über den Gang der (Geschäfte 
und die Lage des Unternehmens sowi4e dem 
Vorsitzenden des Aui€sichtsrates oder seinem 
Stellvertreter bei wichtigem Anlaß miindlich 
oder schriftlich zu berichten. Ich bin #der Mei- 
nung, daß Sie, wenn Sie schon in dieser K6r- 
perschaft sitzen, von Ihren Ihnen auf Gmnd 
des Aktiengesetzes zustehenden Möglichkei- 
ten häitten Gebrauch machen müssen. Dem 
Aufsichtsrat steht es auch zu, die Bücher und 
Schriften der Geselllschaft sowie die Ver- 
mogensgegenstände, namentlich die Gesell- 
schaftskasse und die 'Bestände an Wertpapie- 
ren und Waren, einzusehen und zu prüfen. 
Eine bedeutende Aufgabe des Auf,sichtsrates 
liegt darin, den Jahresabschluß, den Vor- 
anschlag fiir #die IGewinnverteilung und den 
Geschgftsbericht zu prüfen und der Haupt- 
versammlung darüber zu berichten. Im § 125 
regelt d'as Aiktiengesetz noch im einzelnen 
den Jahresabschluß, die Gewinnverteilung 
und den Geschäftsbericht und vor allem die 
dem Au£sichtsrat hierbei zukommenden Auf- 
gaben. Es sei noch zu erwähnen, daß nach 
5 196 des Aktiengesetzes jedes Mitglied des 
Vorstandes und des Aufsichtsrates berechtigt 
ist, einen Beschlluß der Hauptversammlung 
anzufechten, wenn sich die Mitglieder des 
Vorstandes und des Aufsichtsrates durch die 
Ausführung des Beschlusses strafbar oider er- 
satzpflichtig machen würdlen. Aus dieser Dar- 
stellung ergibt sich doch eindeutig, daß jedes 
einzelne Mitglied des Aufsichtsraltes und des 
Vorstandes fiür sich allein hinreichende Mög- 
lichkeiten besitzt, Aufklärung zu erhalten 
und nach seiner Meinung gesetaw'idrige Be- 
schlusse anzufechten. Auch hier hätten Sie 
auf Grund Ihrer Funktionen alle Möglichkei- 
ten, die das Aktiengesetz {bietet, ausschöpfen 
können. Es kann also die Ausrede, man sei 
überhaupt nicht oder nur zum Teil informiert 
worden, auf keinen Fall gelten. 

(Dritter Präsident Reiter übernimmt den 
Vorsitz.) 

Es hat vielmehr den Ainschein, daß diese 
Mitglieder des Aufsichtsrates, die nun be- 
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haupten, es seien gesetzwidrige Transaktio- 
nen vorgenommen worsden, ohne sie bis nun 
zu konkretisieren, zumal diese Transaktionen 
im Fall Südstadt wie Denlkmäler vor ihnen 
schon Jahre hindurch gestanden sind, ihrer 
ihnen obliegenden Pflicht nicht nachgekom- 
men sind. 

Meine Damen und Herren! Es gibt sehr 
viele Abgeordinete in der sozialistischen Faak- 
tion, die wie der \Kollege Laferl auch jeden 
Tag an der Südstadit vorlbe$ffalhren müssen 
und diese Bauten unmöglich übersehen konn- 
ten. Gerade jetizt, im Jaihre 1966, w o  bereits 
mehr als 1000 Wohnungen errichtet sind, 
glaubte man, das unbedingt in den Landtag 
bringen zu müssen. Man wollte noch schnell 
vor der N8ationalratswahl eine auß,erordent- 
liche Sitzung durchbringen. Es wird daher zu 
untersuchen sein, ob die Aufsichtsratsmiitglie- 
der der sozialistischen Fraktion ihren Vei- 
pflichtungen nachgekommen sind, und insbe- 
sondere, ob sie nicht zum Zwecke der Er- 
reichung eines parte'ipolitischen Erfolges bei 
den bevorstehenden Wahlen die ihnen oblie- 
gende Verschwiegenheitspflicht verletzt 
haben. 

Der Herr Abg. Blabolil hat von der Achter- 
Bar gesprochen, und ich weiß nicht, wie er 
dazu kommt. Vielleicht ist ihm dadurch, d-aß 
der ,,Expreß" wochenlang davon geschrieben 
hat und (der Herr Zerbs dort einmal umge- 
fallen Ist, weil ihm die Gläschen Wein nicht 
gut b<ekommen sind, ingend etwas in Erinne- 
rung. Es tut mir zwar leid, diesen Vorfall in 
die Angelegenheit hineingezogen zu haben, 
glaube aber, daß diese Aufklärung notwen- 
dig ist, und will hoffen, ,daß die sozialistischen 
Aufsichtsräte 'und Vorstandsmitgli$eder auf 
Grund des Akitiengesetzes künftighin ihre 
Funktionen sorgfältiger ausüben wenden. 
(Beifall bei der OVP.) 

DRITTER PRÄSTDENT RBITiEB: Zu Wort 
gelangt (der Herr Landesrat K U n t n e r. 

Landesrat KUNTNER: Sehr geehrter Herr 
Präsident! Hohes Haus! Ich hätte mich in die- 
ser Debatte nicht zum Wort gemeldet, wenn 
mich n'icht ein Antrag dazu gezwungen hätte, 
dazu Stellung zu nehimen, da ich ja - außer 
dem Kollegen Blabolil - das einzige im 
Hause anwesende Mitglied' eines Aufsichts- 
rates bin; wir zwei gehören dem Aufsichtsrat 
der Niogas an, von der Newag ist keines von 
unseren Aufsichtsratsmitgliedern Angehöri- 
ger der Landesregierung oder des Landtages, 
die hier ainwesend sind. 

Ich muß sagen, daß ich keinesw'egs gewillt 
bin, irgendeinen Wahlschlager zu praduzie- 
ren, daß ich mich noch weniger (dazu verlei- 
ten lassen werde, Beleidigungen -auszuspre- 

- 

chen, zumal 'ich ja nicht immun bin und mir 
das auch gar nicht Ileisten kann. 'Die ,,Jausen- 
rate" habe ich mit dem Herrn Landeshaupt- 
mann, dem Herrn Lande.Jhaiuptrnannstel1- 
Vertreter, den Herren Landesräten gemein- 
sam genossen. (Abg. Ludwig: Die wissen das!) 
Sie wissen das? (Abg. Ludwig: Das ist gut!) 
Ich hoffe nur, daß diese Ihre Aussage nicht 
den Tatsachen widerspricht, daß sie das alles 
Wissen, was wir nicht gewußt haben. 

Es wurde förmlich ,gefragt: Wozu sind wir 
dort gesessen? Wozu wurden wir bfezahlt? 
Wir sind von unserer Fraktion dont- 
ihin geschickt wordten unmd habien uns nach 
bestem Wissen und Gewissen bemü'ht, uns im 
Interesse nicht nur einer Gruppe, aicht nur 
einer kleineren Gesellschaft, sondern im 
Interesse des Lancdes Niederösterreich Klar- 
heit zu verschaffen. Es ist kein Läusesuchen, 
das wir betreiben. Wir haben korrekt ge- 
fragt. Wenn uns jetzt gesagt wird: ,,Ja, habt 
ihr davon (nichts gewußt?", so ist das eine sehr 
naive Frage. Nun zu sagen: ,,Habt ihr nichts 
vom Baubeginn und vom Bauen gesehen?", 
das ist naiv. Um das ist es nicht gegangen. 
Wir haben sagar gefragt, sowohl in der 
Newag als auch in der Niogas. Da wurde uns 
erklart: Das machen die Baugesellschaften 
mit den offiziellen Mitteln der Wohnbauför- 
derung, 'die ja bekannt sind, und mit Kne- 
ditbeschaffung durch diese Baugeselilschaften. 
Was hatten wir weiter fragen sollen? Diese 
Antwort, wenn sie gegeben wird, ist (doch 
ziemlich umfassend .und erschöpfend. 

Wir haben nicht gewußt, wdher diese Auf- 
stockungsbeträge kommen, woher dieses Geld 
stammt; wir haben nicht gewußt, daß sie von 
der Niogafs kommen. Es wurde uns lediglich 
bedeutet, daß für kleinere Angestellte, Leute, 
die sich aus finanziellen, aus wirtschaftlichen 
Gründen, wegen der Kinderzahl das nicht 
leisten ikönnen, Zuschüsse von der Niogas 
kommen. 

Wir haben nicht gewußt, daß - wie der 
Herr Abg. Ludwig sagt - eine ,,soziale Tat" 
gesetzt wurde. Wenn man Vorstandsdirekto- 
ren, ganz gleich welcher Stellung, 425.000 S 
Wohnbauförderungskredit gibt, denn das ist 
keine Verwendung der Mittiel im Sinne der 
Wolhnbauförlderung. i m  Sinne der Wiolhnibau- 
forderung erfolgt eine Vergabe von 30.000 S 
pro Wohnungseinheit. Und auch Zweifami- 
lienhäuser rechtfertigen nicht eine Zuwen- 
dung in solchem Ausmaß. Hierfir sind weder 
Beschlüsse in der Landesregierung oder im 
Landtag noch in der Niogas gefallen. Es 
wurde an 'Sekretäre derselbe Betrag ge- 
geben - für Wohnungen, denen Baukosten 
1,075.000 oder 683.000 S ausmachen. Ich 
könnte da einige Beispiele aufzählen. Sie zei- 
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gen ja, wie groß (die Summe ist, die hierfür 
aufgewendet wurde. 

Wir stellen fest, daß diese Beträge auch 
nirgends sichtbar waren. Es gebt nicht 
darum, ob wir den Vertrag kannten oder 
nicht. Sehr wohl kennen wir den Vertrag. 
Wir wissen auch, daß 28 Groschen verrech- 
net wurden. Wir wissen nur nicht, wie die 
Transaktion vor sich gegangen ist, wie 
58,000.000 S Reingewinn piio Jahr  auf ein- 
mal nicht in der 'Niogas und nicht im Vor- 
anschlag und Rechnungsabschluß (des Landes 
aufscheinen können, daß sie lganz einfach da 
durchrutschen. Wir wußten auch nichts - bis 
zu dieser ominösen Besprechung am 14. Fe- 
bnuar - von einem Erilaß des Finanzmiaiste- 
riums mit einer Unterschrift Renz oder Hei- 
lingsetzer. Das ist mir jetzt noch immer nicht 
klar, wer eigentlich unterschrieben haben 
soll; der eine sagt Reilingsietzer, dann wird 
wieder gesagt, es ist Penz. Und es muß ein- 
deutig festgestellt werden, daß (diese Vergabe 
der sogenannten Wdhnbauförderungsmittel 
nicht im Sinne der Wohnbauforderungsaktion 
des Landes Niederösterreich erfolgt. 

Wir lesen da: Kleine Grundstiickchen sind 
an Menschen abgegeiben worden, die sich 
freuen. Die ,,kleinen Grunldstücke" sind 
2470 Quadratmeter, 1592 Quadratmeter. In 
der Südstadt sind natürlich auch (kleine dar- 
unter mit 276 Quadratmeter, die 116 S pro 
Quadratmeter kosteten, während die Herren 
in der Hinterbrühl 46 S pro Quadratmeter 
verrechnet bekommen haben. Ob das eine 
soziale Notwenldigkeit war, das, glaube ich, 
muß man erst der Bevölkerung zu beurteilen 
überlassen, ob es wirklich sozial ist oder 
nicht, daß man hier einigen Hunderten - 
wie man hört, sollen es tausend sein - Be- 
träge, die in der ISumme 400,000.000 S aus- 
machen drürften, zuwendet, während 22.000 
oder vielleicht noch mdhr Wohnbauförde- 
rungsuchendfe in Niederösterreich auf einte 
Zuteilung von 30.000 S warten. 

Wir haben das nicht gewußt. Ich nehme 
an - ich nehme es wenigstens an, entgegen 
der Meinung d a  Herrn Abg. Ludwig -, daß 
auch die Aufsichtsräte der OVP das nicht ge- 
wußit haben, woher diese Gelder stammen. 

ES wurde uns vorgeworfen, wir hätten 
nicht gefragt. Jawohl, es hat sich in der 
NiogasiSitzung der Herr Generaldirektor 
vom Aufsichtsrat die Vollmacht geben lassen 
wollen, ohne weitere Zustimmung dieses 
Forums die Baubewilligung für das Direk- 
tionsgebäude einzuhdlen. Wir lhaben erklärt, 
wir epmächtigen lediglich Iden Vorstand, die 
Vorarlbeiten hierzu zu leisten und dann um 
die Bewilligung beim Aufsichtsrat einziukom- 
men. Der Herr Generaldirektor ist damals 

sehr ungehalten gewesen und hat erklärt: 
,,Ich wende doch nicht wegen jedes Ziegels in 
die Aufsichtsratssitzung gehen!" Worauf ich 
ihm erwidern mußte: „Herr Generaldirektor, 
wenn der Ziegel 1,000.000 S kostet, dann ja, 
auch um )diesen Ziegel!" 

Sie sehen, daß wir uns also bemüht haben. 
Es wurde bereits gesagt, daß wir ununter- 
brochen Fragen bezüglich der einzelnen 
Dinge geatellt haben und daß uns Antworten 
in einer Form gegeben wurden, die uns 
glaubhaft machen mußte, daß dem so richtig 
sei. 

81 des Aktiengesetzes sagt iim 
letzten Absatz (über den Bericht an den Auf- 
sichtsrat, der Bericht habe den Grundsätzen 
einer gewissenhaften und getreuen Rechen- 
schaft zu entsprechen. Das heißt: Das, was 
uns am 14. gesagt worden ist, hätte uns im 
Rahmen der Jahresberichte mitgeteilt wer- 
den müssen. 

Einen derartigen Riesenlbetrie'b, der eine 
diffizile Konstruktion aufweist und der noch 
dazu mit ein'em zweiten gekoppelt ist, I Z U  

überprüfen, ist - das weiß die iLandesregie- 
rung - dem gesamten Finanzkontrollaus- 
schuß nicht möglich. Ich will 'damit keines- 
wegs die Fahigkeiten dieses Ausschusses iher- 
absetzen. Dies ist daher auch den kufsichlts- 
raten nicht möglich, obwohl wir Leute dar- 
unter habcen, die von Bilanzen und einem 
derartigen Geschäftsbetrieb etwas verstehen. 
Denn es sind immerhin Juristen, die von 
unserer Seite drin sitzen. Es handelt sich um 
eiinen Ministerialrat und vor allem um einen 
Generaldirektor d'er Lhderbank,  dem Sie 
kein X für [ein U hätten vormachen kömien, 
wenn die Möglichkeit einer solchen bis ins 
Detail gdhenden Kontrolle gegeben gewesen 
wäre. Dagegen hat man sich aber schon frü- 
her gewehrt. 

Es gab doch einmal eine Zeit, in der ver- 
langt wurde, daß der Finanzkontrollausschuß 
zur Kotntrolle der Newag auch Fachleute zu- 
zieht. Das wurde abgelehnt. J a  man hat so- 
gar damals die Absicht gehabt, den sozialisti- 
schen Obmann des Finanzkontrollausshusses, 
'den Herrn Abg. Sigmund, abzuziehen. Man 
hat sich das aber dann wiedmer überleigt, hat 
es aber im nächsten Jaihr doch durchgeführt. 

Wir sind der Meinung, daß die Niogas 
selbstverständlich kontrolliert werden sobl. 
Wir vertreten folgenden Standpunkt: Nur 
dann, wenn der Finanzkontrollausschuß mit 
Fachleuten, 'die vom Land und von den Ge- 
sellschaften unabhängig sind, afusgestattet 
würde, könnte man eine wirklich objektive 
Kontrolle durchführen. Wir sind vor alhm 
der Meinung, daß man der obersten Prü- 
fungsinstanz, die es in Österreich gibt, näm- 

Denn der 
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lich dem Rechnungshof, in einer so verzwick- 
ten Angelegenheit, wie sich die Verhältnisse 
jetzt darstellen, als der geradezu einzig mög- 
lichen Prüfiungsstelle das Recht geben muß, 
einzuschauen. 

Sie wissen, daß Herr Landeshauptmann- 
Stellvertreter Tschadek den Antrag auf tfb4er- 
Prüfung gestellt hat, weil man einiges gehört 
hat, ohne daß wir von den Tatsachen ge- 
wußt haben, die uns ja dann vom Herrn Ge- 
neraldirektor selber mitgeteilt wurden. 

Nun zur Frage der v'ertraulichen Angalben 
und zum Stillschweigen, das die Aufsichtsräte 
zu bewahren hätten. Ich verwahre mich da- 
gegen, daß ich 'diese Vertraulichkeit gebro- 
chen hätte. Ich möchte zur Demonstration 
,dessen, wtie diese Vertraulichkeit gehandhabt 
wird, nur  folgendes sagen. In der heutigen 
Ausgabe der ,,Presse" steht ein Artikel mit 
der überschrift: „Viktor Müllners ,Brasilia' 
- Landesplanerische ulnd politische Wurzeln 
der Niogas-Affäne." Dieser Artikel wurde von 
Kar1 Graber geschrieben. Darin lheißt es, daß 
in der Frage der direkten Weiterverwendung 
dieser Mittel für Zwecke des Städte- und 
Wohnungsbaues durch Newag und Niolgas den 
Formen längst Genüge getan ist. ,,Noch 'ehe 
nämlich" - steht hier in dieser Zeitung - 
,,die sazialistische Landtagsfraktion ihren An- 
griffen auf die Gebarung der beiden Landes- 
gesellschaften in #der Pressekonferenz vom 
17. Februar br'eiteste Publizität verschaffte, 
hatte die niederösterreichische Landesregie- 
rung am 16. Februar die ganze Transaktion 
nachträglich (bereits sanktioniert gdhabt." 

Herr Landeshauptmannstellv'ertreter Dok- 
tor Tschadek 'hat mich darüber informiert, 
daß er auch gefragt wurde, aber es abgelehnt 
hat, jedwede Auskunft über diese vertrau- 
liche Sitzung zu geben. Sie wurde bereits 
auch von einem der Berichterstatter ange- 
zogen. Ich möchte nur feststellen - ich 
glaub'e, das muß man jetzt um der Wahrheit 
Willen tun -, daß der Inhalt dieser vertrau- 
lichen Sitzung nicht von uns veröffentlicht 
wurde und daß der Beschluß von der Mehr- 
heit gefaßt wurde, also nicht mit unseaen 
Stimmen, weil wir der Meinung sind, hier 
müßte erst recht der Rechnwngshof eine 
überprüfung vornehmen. 

Man wirft uns vor, wir ihätten das uns nach 
den Gesetzen zustehende Recht nicht voll 
ausgeschöpft. Ich erkläre dazu, daß ich von 
keinem meiner Kollegen im Aufsichtsrat 
weiß, daß dort vertrauliche Dinge verletzt 
wurden. Man sagt uns ja förmlich: Ihr sagt, 
daß ihr nichts wißt und daß ihr bisher nichts 
gewußt habt. Wir ihaben auch nichts gewußt. 
Daher war es auch gar nicht möglich, der- 
artige vertrauliche Dinge hinauszubringen. 

Als wir von diesen Angelegenheiten er- 
fahren haben, haben wir von dem uns izu- 
stebenden Recht Gebrauch gemacht und die 
Einberufulng der zwei Aufsichtsräte verlangt. 
Es handelt sich dabei um einen Brief an den 
Herrn Landeshauptmann vom 22. Februar. 
Dieser Brief war vom Mitglied des Vorstan- 
des, Herrn Ministerialrat Dip1.-Ing. Reichl, 
Herrn Generaldirektor DDr. Ockermiiller und 
mir unterzeichnet worden. In diesem Brief 
heißt es: 

„Mit Rücksicht auf die mehrfach in allen 
einflußreichen Zeitungen erschienenen Mit- 
teilungen über die Verwendung von Erlös- 
anteilen der Niogas - Niederösterreichische 
Gaswirtschaftis-AG. - zugunsten Dnitter, die 
dem Aufsichtsrat bisher !nicht bekannt gewor- 
den sind, und in Entsprechung der von 
Iihnen in der Radiorede vom 20. Februar 1966 
vertretenen Meinung, diese Angelegenheit 
einer sachlichen Prüfung zuzufiühren, ,gestat- 
ten sich die gefertigten Mitglieder des Auf- 
sichtsrates der Niogas, Sie von 'der gemäß 
5 94 Abs. 1 Aktiengesetz verlangten unver- 
züglichen Einberufung des Aufsichtsrates 
durch den Vorsitzenden des Aufsichtsrates, 
Gen.-Dir. Viktor Müllner, höflich in K'ennt- 
nis zu setzm.'' 

Der zweite Brief, der an den Präsidenten 
gegangen ist, lautet: 

,,Sehr geehrter Herr Präsident! 
Im Sinne des 5 94 Abs. 1 Aktiengesetz und 

5 11 der Satzung verlangen die unterizeichne- 
ten Aufsichtsratsmitglieder (die unverzügliche 
Einberufung des Aufsichtsrates unserer Ge- 
sellschaft zur Bdhandlung nachstehender An- 
gelegenlheiten: 

In der Pressekonfenenz am 17. Februar 
1966 hat der Vorsitzende des Aufsichtsrates 
der Öffentlichkeit mitgeteilt, daß die Geld- 
eingänge (rund 380,000.000 s) aus den Rabat- 
ten des zum Vorzugspreis gelieferten Erd- 
gases gemäß Liefjervertrag OMV - Niogas 
vom 12. Juni 1957 unmittelbar an das Land 
Niederösterreich albgeführt werden. 

Dem Aufsichtsrat sind diese Transaktionen 
bisher nicht zur Kenntnis gebracht worden, 
es fehlen hierüber sowohl die einschlägigen 
Beschlüsse als auch die Ausweise in den 
Bilanzen. Nach Aussage ehemaliger Mitglie- 
der der niederösterreichischen Landesreigie- 
rung sind in den niedertisterreichischen Lan- 
desvoranschlägen und Rechnungsabschlüssen 
solche Zuwendungen bisher nicht aufgeschie- 
nen. Die unterzeichneten Mitglieder des Auf- 
sichtsrates verlangen hierüber Aufklärung, 
da der Verdacht einer Gewinnverteilung an 
Dritte besteht. 

Außerdem hat sich die Öffentlichkeit nach 
den Mitteilungen des Vorsitzenden des Auf- 
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sichtsrates noch mit anderen Angelegenlheiten 
der Gesellschaift beschäftigt, zum Beispiel 
Kreditnahme von Vorstandsmitgliedern und 
leitenden Angestellten, Verwendung von Mit- 
teln zum Bau von Eigenheimen, die mit den 
erhaltenen Informationen des Aufsichtsrates 
nicht konform sind. 

Sie werden daher ersucht, den Aufsichts- 
rat innerhalb der vorgesehenen gesetzlichen 
Frist einzuberufen. Hochachtungsvoll." 

(Präsident We iJ  übernimmt  wieder den 
Vorsitz.) 

Wieder unterzeichnet von Ministerialrat 
Reichl, 'DDr. Ockermüller und mir. Wir haben 
uns unserer Rechte bedient und diese Ein- 
berufung verlangt, so wie Sie von uns ge- 
fordsert haben, unsere Pflichten als Aufsichts- 
ratsmitglieder auszuüben. Wir werden bei 
dieser Gelegenheit unsere Anfragen und 
entsprechenden Anträge stellen. 

Man muß noch feststellen, daß diese Bilan- 
zen und Geschäftsberichte immerhin auch von 
einer Treuhan'dgesellschaft, der Treuhand- 
und Revisionsgesellschaft m. b. H., Wirt- 
schaftspnüfungs- und Eteuerberatungsgesell- 
Schaft, geprüft und für richtig bafunden wur- 
den. Daß einer dieser Steuerberater und be- 
eideten Wirtsch~aftsprnif~er jener Herr Prethlaler 
ist, der auch geschäftliche Verbindungen mit 
Müllner usw. hat, ist eine andere Sache und 
wird sicherlich auch den Rechnungshof sehr 
interessieren. Wir haben unsere vorgesehe- 
nen Rechte nicht miß\briaucht. Ich möchte nur 
feststellen, daß keinerlei Beschlüsse gefaßt 
wurden und daß die Informationen, die wir 
bis zum 14. bekommen haben, unzureichend 
gewesen sind. Wie nun diese Informationen 
zu werten sind, wird der Rechnungshof fest- 
stellen; darülber will ich gar kein Urteil 
geben. Ich glaube auch nicht, daß das damit 
zusammenhängt, daß man in (andere Betriebe, 
die Deine Organisationen sind, jemanden von 
der OVP hineinsetzen müßte, so wie Sie ge- 
wisse Betriebe haben, bei denen Sie wahr- 
scheinlich auch nicht wünschen würden, einen 
Sozialisten in den Aufsichtsrat hineinzuneh- 
men. Auch sind das keine öffentlichen Gel- 
der, sondern Privatgelder, und das ist eiin 
Unterschied. 

Wir sind absolut der Meinung, daß jemand 
privat eine iBank haben kann; wir sind der 
Meinung, daß er sogar Aktionär sein kann, 
wir sind auch der Meinung, daß er Aufsichts- 
rat sein kann. Wenn aber öffentliche Gelder 
dazu verwendet werden, das Interesse des 
Landes nicht in bestmöglicher Weise aus- 
zunützen, und es sich abzeichnet, daß man 
sich gegenseitig manche Dinge in die Hande 
spielt, (dann muß man sagen, ist das viel- 
leicht nicht strafbar, aber zumindest unter- 

suchungswürdig. Ich weiß nicht, ob eine Un- 
gesetzlichkeit b'egangen wurde - ich will 
keine Bdhauptung aufstellen -, aber ob man 
mit öffentlichen Geldern so umgehen darf, ist 
eine andere Frage. Ich wehre mich nur als 
Aufsichtsratsmitglied gegen den Vorwurf, 
daß ich und meine Freunde uns nicht der 
gesetzlichen Möglichkeiten bedient haben und 
nicht nach bestem Wissen und Gewissen im 
Interesse 'des Landes vorgegangen sind. 

Wir haben einmal, im Jahre 1958, feststel- 
len können, daß die Niogas, eine Landes- 
gesellschaft, nicht allein von der Mehrheits- 
Partei verwaltet wird. Aber wenn Sie heute 
diesen Beschluß fassen wollen, so doch nur 
zu dem Zweck, daß die Mitglieder der ande- 
ren Partei aus diesen Landesgesellschaften 
eliminiert werden, damit Sie unkontrollier- 
ter als !bisher allein verwalten können. Ich 
glaube - ich spreche absolut nicht Eür mich, 
ich stehe darauf nicht an -, die Öffentlichkeit 
hat ein Recht, daß hierüber vollste Klarihteit 
geschaffen wird. Es werden von uns bewußt 
nicht Maßnahmen vor dem 6. März gesetzt, 
damit man uns nicht sagen kann, das sei ein 
Wahlschlager. (Abg.  Dip2.-Ing. Robl: Das 
glaubt euch doch niemand!) Auf Ihren Glau- 
ben, Herr Kollege, lege ich auch gar keinen 
Wert. Ob niemand, das werden wir erst 
sehen. Ich bin der Meinung, daß die Bcevölke- 
rung Niederösterreichs ein Recht darauf hat, 
daß Gesellschaften, die ihre Gelder verwal- 
ten, auch öffentlich *überprüft werden, denn es 
ist schli'eßlich und endlich im Inter,esse des 
Landes Niederösterreich. Es gdht hier nicht 
um die Begünstigung einer kleineren oder 
größeren Gruppe, sondern darum, daß alles, 
was in diesen Gesellschaften geschieht - 
ebenso wie im Lande Niederösterreich -, der 
Beschlußfassung und der gesetzlichen Erledi- 
gung zugeführt wird, denn die Bevölkerung 
Niederösterreichs hat ein Recht darauf. (Bei- 
fall bei der SPÖ.) 

PRÄSLDENT W E I S :  Zu Wort gelangt 
Herr Abg. S t a n g l  e r .  

Abg. STANGLER: Herr Präsident! Hoher 
Landtag! Ich kann mir vorstellen, daß sich 
die sozialistischcen Funktianäre, die in die 
Landesgesellschaften entsendet wurden, nicht 
sehr wohl fühlen. Diesen Eindruck haben wir 
nicht erst jetzt, sondern schon seit Wochen. 
Es kommt mir fast vor, als hätte auch mein 
vereihrter Herr Vorredner eine Selbstvertei- 
digung vor seiner Fraktion gehalten, um 
nicht sagen zu müssen, eine Selbstkritik, wie 
es anderswo üblich ist. Wir können das ver- 
stehen, denn auch der unbeteiligte Zuhör'er 
dieser Sitzung muß weite Strecken dieser 
Debatte hindurch den Eindruck gehabt 
haben, daß ies hier Gejagte und Jäger gibt. 
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Meine verehrten Damen und Herren von 
der sozialistischen Fraktion, wenn Sie glau- 
ben, daß Ihre derzeitigen Vertreter in den 
Landesgesellschaften ihre Verpflichtungen 
nach Ihrem Sinn nicht ganz erfüllen, oder 
wenn der Ehrgeiz einige Herren treibt, dann 
gibt es ja Möglichkeiten, parteiintern das 
Notwendige zu veranlassen. Dann wüßte man 
vielleicht endlich einmal, wer verhandlungs- 
befugter Sprecher in Ihrer Partei ist. Zur Zeit 
ist nicht sehr leicht festzustellen, wer mit 
Vollmachten ausgestattet ist, bindende Ab- 
sprachen zu führen. 

Mein Herr Vorredner hat die Aufsichtsräte 
verteidigt. Nehmen wir also an, die Aufsichts- 
räte wußtfen von nichts. Sie haben sowdhl in 
der Newag als auch in der Niogas einen Vor- 
standsdirektor sitzen. Leider ist der Vor- 
stanidsdinektor der Newag vor ganz kurzer 
Zeit infolge eines Herzinfarktes ,gestorben. 
Wie wir erfahren haben, ist seit Tagen auch 
der von Ihrer Partei entsendete Vorstands- 
direktor der Niogas, Herr Dip1.-Ing. Lazek, 
mit Herzinfarkt in ein Sanatorium eingelie- 
fert worden, und es besteht angeblich streng- 
stes Besuchsveirbot. 

Woher auf einmal diese fürchterlichen Auf- 
regungen und Anfälle? Wer hat hier die 
Schuld, daß Herren Ihrer Partei in solche Er- 
regungszustände versetzt werden? Es ist be- 
dauerlich, aber ich muß das fragen. 

Eines, meine sehr verehrten Herren der 
Soizialistischen Partei, können Sie nicht leug- 
nen: Wenn schon die Aufsichtsräte nichts ge- 
wußt oder nichts erfahren hätten, ein Vor- 
standsdirektor, der bei den Vorstandssitzun- 
gen dabeisitzt, bei allen Beschlüssen ldab'ei 
ist, \der muß doch etwas gehört haben, und 
dem muß doch etwas aufgefallen sein. Daher 
ist immer noch nicht zu verstehen, wieso Sie 
immer nichtwissend waren, nichts gesehen 
haben. Einer der Vorredner meiner Fraktion 
hat das sehr treffend in die Worte geklei- 
det: Nichts gesehen, nichts gehört und nichts 
verstanden! Das ist anglaubwürdig. Wer soll 
Ihnen das alles abkaufen, meine Herren, wer 
solle Ihnen diese Erregung, die Sie hier vor 
diesem Hohen Haus darbieten, abnehsmen? 

Ich möchte keine Belehrungen erteilen, 
meine verehrten Herren, aber die heutige 
Debatte hat meiner Meinung nach 'eilnen be- 
dauerlichen Höhepunkt gehabt. Ich glaube, 
jeder Staatsbürger wird dafiir Verständnis 
haben, daß nicht jeden Tag wichtige Ge- 
spräche höchster Staatsfunktionäre über 
einen Pressledienst verlautbart und der 
Öffentlichkeit bekanntgegeben werden. Ich 
bin der Ansicht, daß es im Interesse der 
Staatsbürger, der Landesbürger liegt, wenn 
gewisse Dinge auf Grund ihrer Eigenart auch 

ohne Paragraphen und ohne gesetzliche Be- 
stimmung als vertraulich behandelt werden, 
weil sie so delikat sind, daß sie, bis sie gereift 
sind und zum Tragen kommen, wirklich im 
Kreis derer bleiben sollen, die als höchste 
politische Funktionäre die Verantwortung 
tragen. 

Meinte Herren! Mitglieder der Landesregie- 
rung tragen eine unerhörte Verantwortung, 
ganz gleich, welcher Partei sie angehören. Ich 
kann mir daher auch vorstellen, und ich halte 
es für möglich und richtig, daß sich Funk- 
tionäre der Landesregierung Gedächtnis- 
protokolle anfertigen, um von Zeit zu Zeit 
bei weiteren Gesprächen eine Gedächtnis- 
stütze zu hlaben. Alber ich frage Sie: In welche 
Entwicklung werden wir im Lande und 
parallel dazu auf der Staatsebene kommen, 
wenn alae diese Gespräche, die auf höchster 
Ebene geführt werden, bei der nächstbesten 
Gelegenheit entweder der Presse übergeben 
oder in einer gesetzgebenden Körperschaft 
zum Zwecke der Gellbstverteidigung verlesen 
werden? Ich halte diese Entwicklung für sehr 
kritisch. Ich weiß nicht, ob im Rahmen der 
Landesregierung oder in Form eines Par- 
teiengespräches solche Dinge iiberhaupt noch 
vorberaten und vohesprochen werden kön- 
nen, wenn man nachher lhinausgeht und wie 
ein - mir fällt (gerade nicht das richtige Wort 
ein, ich möchte sehr vorsichtig formulieren, 
um ja niemandem persönlich nahezutreten, 
aber irgemdwo im Faust heißt es so - „schel- 
lenlauter Tor" umherrennt. 

Ja ,  meine sehr verehrten Hernen, wie stel- 
len Sie sich die Anbeit im Rahmen der Regie- 
rung, im Zusammenwirken auch mit dem 
Landtag in der Landesgesetzgebung weiter- 
hin vor? Wir werden halt den Eindruck nicht 
los, es geht gar nicht um die Newag, es geht 
im besonderen gar nicht um die Niogas, son- 
dern es geht halt doch um Knalleffekte, um 
uberschriften in den Zeitungen, damit man 
vor der Bevölkerung wie ein Unschuldslamm 
dastehen und sich mit einer Weste zeigen 
kann, die fleckenlos ist, wahrend man auf der 
anderen 'Seite all'e nur möglichen Verdächti- 
gungen gegen andere vorbringen kann, um 
dann in sehr primitiver Weise zu sagen: 
Schaut, wie brav wir und wie schlimm die 
sind! 

Meine Verehrten! Eine solche Schwarz- 
weißmalerei halte ich auch im Interesse einer 
künftigen konstruktiven Arbeit in diesem 
Hause für unmöglich. Ich bin nicht Mitglied 
der Landesregierung, aber ich kann mir bei 
Gott nicht vorstellen, wie künftig - ohne 
daß man dabei der Bievölkerung etwas ver- 
schweigen oder hinter dem Rücken der Be- 
volkerung Politik machen will, die man nicht 
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verantworten (könnte - Gespräche im Schoße 
der Landesregierung geführt werden kön- 
nen und wie das weitergehen soll. D#a, meine 
Herren, müssen Sie sich schon sehr prüfen, 
denn der Weg, der heute von Ihnen beschrit- 
ten worden ist, ist fiir hche Funktionäre des 
öffentlichen Lebens außer,st bedenklich. Mlein 
Vorredner Anzenberger hat auf die Ver- 
schwiegenheitspflicht verwiesen, die meiner 
Meinung nach eine Grundlage für amtliche 
Organe, aber auch fiir Organe von Wirt- 
schaftsunternehmungen ist. 

Meine verehrten Herren, tun sie doch nicht 
so, als wäre die Priüfung eines Landesunter- 
nehmens wie der Newag eine erstmalige An- 
geliegenheit. Ich darf feststellen, daß die 
Newtag im Laufe der Jahre doch nicht zu'm 
erstenmal geprüft worden ist; der Rechnungs- 
hof hat zumindest einmal nach 1945 eine 
solche Pnifung vorgenommen. Ich verweise 
darauf, daß gemäß 8 15 des Rechnungsho,f- 
gesetzes der Rechnungshof verpflichtet ist, 
die in den selbständigen Wirkungskreis der 
Lälnder fallende Gebarung sowie auch Unter- 
nehmungen, die ein Land allein betrreiibt oder 
an denen alle finanzilellen Anteile dem Land 
zustehen, von Gesetzies wegen zu prüfen. 
Im konkreten Fall der Niogas treffen die Be- 
stimmungen des § 15 Abs. 3 des Rechnungs- 
hofgesetzes IZU, weil hier eine Unterniehmung 
vorliegt, die das Land nicht allein betreibt, 
sondern wo das Land finanziell ibeteiligt ist. 

Daher (hat der Rechnungshof am 2. 'Februar 
1966 an die Landlesregierung, zu Haniden des 
Herrn Landedhauptrnannes, (ein Schrceiben ge- 
richtet, in dem er sich, um gewisse Konzern- 
Verflechtungen genauer prüfen izu können, lan 
die Landesregiernng um ein begründendes 
Ersuchen wendet, um so das Recht zu erhal- 
ten, die Niogas zu prüfen. Ich darf feststel- 
len, daß der Berichtsentwurf über die Newag 
erst am 3. Februar 1966 dem Vorstand der 
Newag übermittelt wurde. Ich bitte, sich die- 
ses IDatum zu merken, denn als dieser Vor- 
bericht, dieser Berichtsentwurf übiermittelt 
wurde, war er mit dem Vermerk ,,Streng 
vertraulich" versehen. Die Landesregierung 
hat sich in ihrer letzten Sitzung vom 16. Fe- 
bruar mit diesem Brief des Rechnungshofes 
befaßt, und es wurde folgender Beschluß ge- 
faßt, den ich wörtlich zitiere: 

„Die in der letzten Sitzung der niederöster- 
reichischen Landesregierung angeregte über- 
piiüfung der Niogas, Niederösterreichiische 
Gaswirbschafts-AiG., idurch den Rechnungshof 
war Gegenstand eingehender Erorterungen. 
Unbeschadet des dem Finanzkontrollausschuß 
nach Artikel 4 6 . ,  ." - es folgt die Zitierung 
weiterer Artikel - ,,der Landesverfassung 
zustehenden Kontnollrechtes beschließt die 

Landesregierung, grundsätzlich der u'berprü- 
fung der Gebarung der Niogas durch den 
Rechnungshof zuzustimmen. Die für ein dies- 
bezügliches Ersuchen gemäß § 15 Abs. 3 des 
Rechnungsbofgesetzes 1948 in der geltenden 
Fassung erforderliche Begründung ist mlög- 
lichst innerihalb von 14 Tagen dunch eine 
Kommission rechtskundiger Beamter der nie- 
derösterreichischen Landesregierung zu er- 
stellen." 

Ich darf dem Hohen Hause mitteilen, daß 
diese Bestellung rechtskundiger Beamter ein- 
vernehmlich erfolgt ist, daß dile Frist von 
14 Tagen noch (nicht abgelaufen ist, daß aber 
sicherlich die Prüfung. .  . (Staatssekretär 
Rösch: Es ist ja auch beschlossen worden.) 
Schauen Sie, Sie wissen mehr. Seien Sie froh, 
Sie sind besser informiert als ich. Ich habe 
noch keine offiziellie Mitteilung darüber er- 
halten. Sie sehen also, wie vorbildlich die 
Landesregierung unter dem Vorsitz des 
Herrn Landeshauptmannes arbeitet. Ich 
glaube, auch diese Feststellung ist für das 
Auditorium sehr interessant. Es wurde aber 
schon darauf verwiesen, daß auch dem 
Finanzbontrollausschuß auf Grund der Lan- 
desverfassung ein Kontrollrecht eingeräumt 
ist. Ich gebe zu, daß Sie und auch wir des 
öfteren festgestellt haben, daß die derzeitige 
Ausstattung des Kontrollamtes mit Beamten 
nicht so ist, daß man ein so großes Wirt- 
schaftsunternehmen prüfen kann. Es genügt 
aber ein Antrag Ihrer Herren im Finanz- 
kontrollausschuß - Sie sitzen ja auch mit 
drei Herren drinnen, wir können dort also 
keine Mehrheitsabstimmung durchführen, 
weil wir auch nur drei Herren dort sitzen 
haben -, daß wir an die Landesregierung das 
Ersuchen stellen, damit dem Kantrollamt 
weitere Beamte zugemittelt werden oder daß 
wir von uns auch Fachleute, so wie es dler 
Rechnungshof auch macht, lbestellen, um der 
verfassungsmäßigen Verpflichtung ganz nach- 
kommen und ein so grol3es Wirtschaftsunter- 
nehmen auch prüfen können. So ganz unin- 
formiert waren aber die Mitglieder des 
Finanzkontrollausschusses über die ganze 
Entwicklung bei den Landesgesellschaften, 
bei der Niogas und bei dem heute schon 
zitierten kalorischen Kraftwerk ,,Hohe Wand" 
in Peisching nicht. 

Es ist noch nicht so Lange her, daß sich 
der Finanzkontnollausschuß - es war am 
5. Mai 1964 - mit dieser Frage beschäftigt 
hat, weil wir am 17. März 1964 diese Ein- 
richtung der Niogas einer Besichtigung unter- 
zogen haben. Es sind uns dort von den zu- 
ständigen Herren des Vorstand<es und des 
Unternehmens auf viele Fragen, die Sie, aber 
auch Herren von uns gestellt haben, sehr er- 



schöpfend Auskünfte erteilt worden, es sind 
uns Plene vorgelegt, Ziffern genannt, Zahlten 
genannt und Kostenvoranshläge in ihren 
Endsummen vorgelegt worden, es ist uns die 
voraussichtliche Entwicklung der Kosten- 
errechnung bekanntgegeben worden. Das 
alles hat dazu geführt, daß der Finanz- 
kontrollausschuß am 5. Mai 1964 darüber 
einen einstimmigen Beschlul3 gefaßt hat - 
eine Mehrheitsabstimmung gibt es, wie ich 
schon gesagt habe, im Finanzkontrolliaus- 
schuß nicht -, und außerdlem hat sich idas 
Hohe Haus am 30. Juni 1965 mit dem Bericht 
über die Tätigkeit des Finainzkontrollaus- 
Schusses im 1. Halbjahr 1964 beschäftigt. Ich 
idarf feststellten, Idaß unter Punkt 38 dieses 
Thema behandelt ist und der gesamte Bericht 
dhne Widerspruch einstimmig vom Hohen 
Hause - also auch mit Ihren Stimmen - 
angenommen worden ist. Ich möchte diesen 
Punkt vorlesen, damit wir auch da in Erin- 
nerung rufen, daß Sie nicht immer der Mei- 
nung waren, daß hier eine Land'esgesellschaft 
eine Wirtschaft Eührt, die den Interessen des 
Landes Niederösterreichs entgegengesetzt ist. 
Es heißt hier (Ziest): „Anläßlich der Besichti- 
gung des nahezu fertiggestellten, zum Teil 
noch in Bau befindlichen kalorischen Kraft- 
werkes ,Hohe Wand' in Peisching, idals von den 
Landesgesellschaften Newag und Niogas ge- 
meinsam errichtet wird, gaben der General- 
dinektor un'd der Technische Dinektor der 
Newag die näheren informativen Erläuterun- 
gen aber die Planung und Entstehung dieser 
Anlage. iDie im Interesse des Landes gelei- 
stete Arbeit fand Anerkennung, wobei die 
wohldurchdachte Planung dieses Bau- 
vorhabens sowie >die volkswirtschaftliche 
große Bedeutung dieses im Entstehen begrif- 
fenen Kraftwerkes hervorgehoben wurde. 
Auch die betriebswirtschaftlichen und finan- 
ziellen Erwägungen, die zum Bau dieses 
Kraftwerkes geführt hatten, Ibesonders der 
Ankauf und die Lagerung der Kohle aus dem 
Revier der Hohen Wand zum Betrieb des 
Kraftwerkes in den Wintermonaten, der An- 
kauf und die Lagerung in den Sommermona- 
ten mit 30 bis 40 Prozent billigenem Heizöl 
sowie die Verwendung des in den Sommer- 
monaten überschüssigen Erdgases zur Strom- 
erzeugung, fanden die volle Zustimmung." 

Hohes Haus, dieser Bericht ist einvernehm- 
lich angenommen worden. Ich zitierte das 
nur, damit Sie nicht vielleicht auch noch 
feststellen, daß hier der Kontrollausschuß 
überhaupt noch keine Möglichkeit gehabt hat, 
sich mit diesen Dingen zu beschäftigen. Ich 
möchte aber auf eines aufmerksam machen: 
Wir ihaben auch die Fpeiheit, darüber unsere 
ifberlegungen anzustellen, ob tatsächlich der 
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Rechnungshof die besten Voraussetzungen 
zur Überprüfung einer Gesellschaft, wie sie 
die Niogas darstellt, lbietet. Ich glaube, daß 
auch die Juristenkommission, die berufen 
war zu prüfmen, das genau zu untersuchen 
hatte. Ich glaube, daß es sich hier, weil der 
Finanzkontrolliausschuß schon von Gesetzes 
wegen, von der Landesverfassung her, dazu 
berufen ist, um ein ausnahmsweises Ersuchen, 
ein einvernehmliches Ersuchen handeln kann, 
weil hier ansonsten einer Kontrolleinrichtung 
des Landtages vorgegriffen würde. Ich darf 
sagen, die Prüfung des Rechnungshofes ist 
überhaupt etwas problematisch. Ich möchte 
aber darauf nicht zu weit eingehen. 

Mit Erkenntnis des Verfassungsgerichts- 
hofes vom 18. Oktober 1958, Z1. G 38-58, lhat 
der Verf assungsgerichtshof die Bestimmung 
des Abis. 1 letzter Satz sowie die Abs. 3 und 4 
des 5 12 des Rechnungshofgesetzes wegen 
Verfassungswidrigkeit aufgehoben. Nun ist 
interessant, daß der Paragraph, der auf be- 
gründetes Ersuchen eine Kontrolle des Rech- 
nungshofes ermöglicht, gerade auf diesen 
5 12 Abs. 3 hinweist, der vom Verfassungs- 
gerichtcihof aufgehoben worden ist. Ich 
mochte mich also da nicht weiter einlassen, 
aber hier gibt es verschiedene juristische Mei- 
nungen. Der Rechnungshof selbst ist der An- 
sicht, daß er wohl berechtigt ist, es gibt aber 
zweifellos berechtigte juristische Ansichten, 
daß durch die berechtigte Aufhebung dieses 
bewußten 5 12 Abs. 3 und 4 oder letzter Satz 
des Arbs. 1 tatsächlich das Prüfungsrecht des 
Rechnungshofes sehr problematisch geworden 
ist. 

Was mich aber vor allem veranlaßt, die 
Aufmerksamkeit des Hohen Hauses noch 
weiter in Anspruch zu nehmlen, ist eine ganz 
andere Tatsache. Ich habe darauf verwiesen, 
daß auf dem Vonbericht des Rechnungshofes, 
dem Berichtsentwurf - wie das offiziell 
heißt - vom 3. [Ftebruar 1966, es selbst- 
verständlich ist, daß das Wort ,,streng ver- 
traulich" steht. Es war daher Für ]uns sehr 
interessant, daß bereits am 10. Dezember 1965 
in der Budgetdebatte im Finanzausschuß zum 
Kapitel 8 der Berr Abg. Marsch seinen Dis- 
kussionsbeitrag mit folgenden Worten begon- 
nen hat: „Wie man aus dem Rechnungshof- 
bericht ersieht und wie verschiedene Ge- 
rüchte im Lande besagen, sind bei den Lan- 
desunternehmungen, vor #allem bei der 
Newag, schwerwiegende Vorwürfe, begrün- 
dete Vorwürfe, vorhanden." 

Ich habe gesagt, sinngemäß. Ich m i ß  schon, 
daß darüber kein Protokoll geführt wurde. 
Ich habe auch kein Gedächtnisprotokoll ver- 
faßt, a'ber dem Sinn nach stimmt mein'e Dar- 
stellung. Ich habe hier genügend Zeugen da- 
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für, daß Sie von Ihrem Parteifreund Herrn 
Staatssekretär Rösch auf Ihren Zwischenruf 
sofort berichtigt worden sind. Wieso kennen 
Sie den Inhalt des Rechniungshofberichtes? 
Der Herr Staatssekretär Rösch hat erklärt, 
daß nur von Gerüchten die Rede sei und nie- 
mand vom Rechnungshofbericht gesprochen 
habe. Herr Abg. Marsch, was Sie unvorsich- 
tigerweise zu schnell ausgeplaudert haben, 
hat zu einem späteren Zeiijpunkt der Herr 
Bundesminister für auswärtige Angelegen- 
heiten ganz unmißverständlich wiederholt, 
und auch die ,,Arbeiter-Zeitung" vom 23. Fe- 
bruar 1966 berichtet in einem langen Artikel 
auf Seite 4 wie folgt: ,,Die Kontrolle des 
Rechnungshofes und auch andere Recherchen 
haben dann immer wieder weitere Miß- 
stände aufgezeigt." Ich wiederhole noch ein- 
mal: ,,Die Kontrolle des Rechnungshofes und 
auch andere Recherchen haben dann immer 
wieder weitere Mißstände aufgezeigt." 

Hohes Haus! Ich frage Sie, wo hat der Herr 
Bundesminister für auswärtige (Angelegen- 
heiten diese Informationen her? Etwa vom 
Rechnungshof? W'elche Venbindungen be- 
stehen vom Rechnungshof zum Bundes- 
ministerium für auswärtige Angelegenheiten? 
Welche Ve$bindungen bestehen zwischen 
Rechnungshof lund ,,Arbeiter-Zeitung"? 
Welche Verbindungen bestdhen vom Rech- 
nwngshof zu den Abgeordneten der sozialisti- 
schen Fraktion des nioderösterrelichischen 
Landtages? Welche Fäden führen vom Rech- 
nungshof zum Herrn Landesparteisekretär 
der ISPÖ von Niederösterreich, Abg. Marsch? 
Ich habe diese Fragen zu stellen, weil der 
Rechnungshof in einem sehr merkwürdigen 
Licht erscheint. Das mhchte ich eindeutig fest- 
stellen. (Abg. Marsch: Sie stellen ihn in ein 
merkwzirdiges Licht! Sie! Sie!) Selbst- 
verständlich Sie, weil Sie den Rechnungshof 
zitiewn, und auch der Herr Bundesminister 
Kreisky, der iihn zitierte und Feststellungen 
machte. (Unruhe. - Präsident Weib gibt das 
Glockenzeichen.) Ich muß weiter feststellen, 
daß es sehr darnach aussieht, daß die Ver- 
schwiegenheitspflicht des Rechtnungshofes 
gröblichst verletzt worden ist! Ich frage Sie, 
wer hat sich einer strafbaren Handlung schul- 
dig gemacht oder wer hat zumindest eine 
schuldhafte Rechtsverletzung begangen? 

Mceine Herren! So geht das nicht! Wie kann 
da noch von einem Rechtsstaat, auf den Sie 
heute schon einige Male hingewiesen heben, 
gesprochen werden, wenn vom obersten Prü- 
fungsorgan unseres Staatswesens direkte 
Veibindungen ins Parteisekretariat laufen. 
Ich stelle fest: Hier ist kein subalterner Be- 
amter verantwortlich. In meinen Augen trägt 
hierfrür der Präsident des Rechnungshofes die 

Verantwortung. (Zwischenrufe bei der ÖVP: 
Jawohl!) Ich erwarte, wir wollen heute ganz 
offen sprechen, daß der Präsident des Rech- 
nungshofes, Kandiutsch, zu meinten Erklarun- 
gen Stellung nimmt, denn seine Haltung ist 
auf das äußerste bedenklich. Ich muß fest- 
stellen, daß die Verschwiegenheitspflicht ge- 
radezu zur Hilfeleistung für  die Wahlkam- 
pagne der SPÖ gebrochen wurde. Wie kann 
da der Staatsbürger vor diesem obersten Prü- 
fungsongan den notwendigen Respekt habSen? 
Ich glaube, wir befinden uns in unserem 
Staatswesen hier wie auch auf verschiedenen 
anderen Gebieten in einer äußerst bedenk- 
lichen Entwicklung. Ich möchte nicht im ein- 
zelnen darauf eingehen. Was sich aber in den 
letzten Wochen durch die Maßnahmen des 
Herrn Justizministers bezüiglich des besonde- 
ren Schutzes seiner Parteifreunde bei Angrif- 
fen von Presseorganen ereignet hat, das, 
meine Verehrten, hat mit Rechtsstaatlichkeit 
nichts mehr zu tun. Ich betone nochmals, 
wenn über jemanden solche Gerüchte wie 
über den Herrn Justizminister und den Herrn 
Vizekanzler im Umlauf sind, dann wäre es 
Eür die österreichische Bevölkerung sehr 
interessant, wenn der Herr Vizekanzler, um 
diese Gerüchte zu zerstreuen, den Mut ge- 
habt hätte, dem Aufruf des Herrn General- 
direktors der Newag Folge zu leisten und 
sich vor der Öffentlichkeit zu stellen. Man 
kann sich nicht mit der Begründung: „Mit 
dem Herrn Generaldirektor Müllner setze ich 
mich nicht zusammen", aus d'er Affäre zie- 
hen. Das ist ein feiges Auskneifen. 

Wenn man zuerst Beschuldigungen aus- 
spricht und verleumdet, dann darf man sich 
nicht zurückziehen, wenn man aufgefordert 
wird, vor der Öffentlichkeit Rede zu stehen 
und von Mann zu Mann und Aug in Aug 
diese Fragen zu erörtern. Ich kann mir sehr 
gut vorstellen, warum Vizeksnzler Pitter- 
mann zumindest vor dem 6. März eine solche 
Diskussion in der Öffentlichkeit fürchtet und 
Fragen, die ihm gestellt werden könnten, lie- 
ber nicht offentlich diskutieren will. Nach- 
dem Sie die Reinheit und Sauberkeit auf Ihr 
Panier geschrieben und so oft davon genedet 
haben, steht Zhnen, sehr verehrter Herr 
Justizminister a. D., eine große Aufgebe be- 
vor. Jetzt sorgen Sie Eür Reinheit iund Sau- 
berkeit in Ihrer Partei! Wenn Sie es zustande 
bringen, daß alles, w(as nicht isauber ist, 
raschest bereinigt wird, haben Sie sich ein 
großes Verdi'enst erworben, und ich werde 
bei der nächsten Landtagssitzung heraustre- 
ten und Ihnen, Herr Justizminister a. D., 
meine Anerkennung nicht versagen. Das 
kann ich Ihnen heute schon mit Brief und 
Siegel versichern. 
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Meine Damen und Herren! Ich komme auf 
den Rechnungshofbericht zurück. Ich ge- 
steihe, daß ich sehr lange überlegt habe, ob 
wir nicht doch einen Dringlichkeitsantrag 
stellen sollen, in dem die Landesregierung 
auf,gefordert wird, dhe Erhebung einer An- 
klage gegen den IPräsidenten des Rechnungs- 
hofes in Erwägung zu ziehen. Wir behalten 
uns vor, noch sehr genau zu prüfen, welche 
Schritte zu unternehmen sind, um einen sol- 
chen Antrag, auch wenn dies heute nicht ge- 
schehen ist, zu einem anderen Zeitpunkt zu 
stellen. (Abg.  Staatssekretar Rosch: W e n n  Sie 
in Österreich die Mehrheit haben!) Ich hoffe 
doch, daß der Rechtsstaat trotz Christian 
Broda in Österreich noch so viel Macht hat, 
daß man sich damit durchsetzen kann. Seine 
große Niederlage in der Frage der ,,Kronen- 
Zleitung" hat bewiesen, daß er noch nicht alles 
tun kann, was ihm als ehemaligen Kommu- 
nisten als erstrebenswertes Ziel vorschwebt. 
(Beifall bei der ÖVP. - Abg. Staatssekretär 
Rösch: Kein Ordnungsruf?) 

Ich möchte damit schließen. Wir behalten 
es uns vor, meine verehrten Herren des 
Hohen Landtages, ob wir nicht in einem An- 
trag die Landesragienmg auffordern sollten, 
hber die notwendigen Schritte zu planen und 
zu ergreifen. Noch einmal sei gesagt: Wir 
haben einen viel zu großen Respekt vor dem 
Hohen Prüfungsorgan des Landtages wie 
auch des österreichischen Parlaments, wir 
haben einen viel zu großen Respekt vor die- 
sen demokratischen Einrichtungen unserer 
Republik, ialis daß wir zuschauen könnten, daß 
solche Einrichtungen zu durchsichtigen par- 
teipolitischen Manävern vor Wahlen miß- 
braucht werden können. Nehmen Sie bitte 
das zur Kenntnis. Wir sind auf das äußerste 
erregt - das sagen wir Zhnen -, daß ein 
Minister während des Wahlkampfes bekannt- 
gibt, daß er )Bescheid weiß, was in vertrau- 
lichen Berichten zu lesen ist. Dieser Weg ist 
für die Entwicklung in Österreich ein schlech- 
ter Weg. Und wir wrünschen, daß hier alles 
getan wird, damit diese Republik, die unter 
so viel Schmerzen und Opfiern wiedergeboren 
wurdce, durch solche politische Entwicklungen 
nicht gefährdet wird! ,(Beifall bei der ÖVP.) 

PRÄSIDENT WEISS: Zu Wort kommt der 
Herr Abgeordnete Staatssekretär R ö s c h. 

Abg. Staatssekretär RÖSCH: Herr Präsi- 
dent! Hohes Haus! iDer Herr Kollege Stang- 
ler hat neuerlich seine Rede mit Beschimpfun- 
gen sozialistischer Regi'erungsmitglieder ab- 
geschlossen. Ich stelle wieder fest: Es ist dies, 
glaube ich, das einzige parlamentarische 
Forum dieses Landes, in dem ohne Ordnungs- 
ruf so etwas von einem Vertreter der Mehr- 
heit getan werden kann. 

PRÄSiIDENT WEISS: Herr Staatssekretär, 
es steht mir zu, einen Ordnungsruf entweder 
am Ende oder in der nächsten Sitzung zu er- 
teilen. Ich mache noch einmal darauf auf- 
merksam: Ich wollte die Empfindlichkeit, die 
heute von Natur aus in dieser Sitzung vor- 
handen ist, auf keinen Fall nloch mehr stei- 
gern. Ich habe versucht, in objektivster Weise 
zur Sache zu mahnen. Ich habe Zwischenrufe 
verhindert. Ich habe, glaube ich, alles getan. 
Und mir kann der Vorwurf nicht gemacht 
werden, daß ich der Mindenheit nicht das ab- 
solut gleiche Recht einräume. Für einen Ord- 
nungsruf habe ich noch Zeit, mir diese Dinge 
zu überlegen. 

Abg. Staatssekretär ROSCH (fortsetzend): 
Ich nehme die Erklarung des Herrn Präsiden- 
ten zur Kenntnis. [ Z u m  Abg. Stangler gewen- 
det): Sie sind schon dagegen - ich weiß es. 
Natürlich, Sie werden auch versuchen, den 
Herrn Präsidenten davon abzuhalten. (Abge- 
ordneter Stangler: Ich nehme sofort einen 
Ordnungsruf entgegen! Es wäre nicht der 
erste!) Natürlich, Sie sind stolz darauf, ge- 
schimpft zu haben und dann einen Ordnungs- 
ruf zu bekommen. (Abg.  Stangler: Ich habe 
nur Feststellungen getrogen, die Ihnen sehr 
unangenehm sind!) 

Es wurde neuerlich hier von den Gerüch- 
ten über den Herrn Vizekanzler und den 
Herrn Justizminister Dr. 'Broda - nleuerlich, 
nachdem es schon vorher ein Abgeordneter 
getan hat - gesprochen; es wurde wieder 
darauf hingewiesen. Ich seihe mich daher ge- 
zwungen, neuerlich nicht meine Meinung, 
sondern die Meinung der ,,Salzburger Nach- 
richten" vom 16. Februar 1966 hier zu ver- 
lesen: ,,Eine schmutzige Methode. Wer immer 
sich diese Form des Wahlkampfes hat einfal- 
len lassen, verdient Verachtung." Ich schließe 
mich dieser Meinung voll an. (Beifall bez 
den Sozialisten.) 

Aber auch zu der zweiten Sache darf ich 
noch etwas bemerken. Bezüglich der sicher- 
lich sehr schweren und schwerwiagenden An- 
schuldigungen, die der Herr Abg. Stangler 
gegen den Herrn Präsidenten des Rechnungs- 
hofes vorgebracht hat, ist es Sache des Herrn 
Präsidenten des Rechnungshofes, dazu Stel- 
lung zu nehmen, und nicht meine. Ich weiß 
jetzt nicht, sind es fünf oder sechs Fragen, 
die der Herr Abg. Stangler hier gestellt hat. 
Zu der Frage, welche Verbindungen zum 
Parteisekretariat, ,,Anbeiter-Zeitung", SPÖ 
usw. bestehen, erkläre ich namens meiner 
Partei: Keine! [Zwischenrufe bei der ÖVP.) 
Ich stelle fest, meine Herren: Keine! Es liegt 
an Ihnen, den Nachweis ihrer Behauptung zu 
ei-bringen. (Abg. Stangler: Wieso steht es in 
der „Arbeiter-Zeitung"? Wieso weifi es 
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Kreisky? Sie können doch nicht alles auf den 
Kopf stellen! - Der Präsident gibt das Glok- 
kenzeichen.) Jetzt können Sie weiterschreien 
und krawallisieren! Ich stelle fest: Es be- 
stehen kleine Verbindungen. (Abg. Ing. Robl: 
Kreisky hat gesagt, er weiß es!) Ich weiß, Sie 
schreien, Herr Abgeordneter, denn Sie wol- 
len ja alles mit Ihrem Geschrei durch- 
einanderbringen. Das ist doch die Methode 
der Mehrheit heute schon immer wieder ge- 
wesen, plötzlich loszuschreien. (Zwischenrufe 
bei der ÖVP.) Tun Sie es! Ich kann Sie nicht 
hindern. Das ist Ihnen eigen. Tun Sie es bitte! 
(Abg. Stangler: Genauso wie Ihr höhnisches 
Lachen!) 

Es ist weiterhin zuvor in diesem Diskus- 
sionsbeitrag etwas gesagt worden, was viel- 
leicht wirklich an sich ernst aufzufassen ist. 
Ich möchte das gar nicht als eine Publicity- 
wirksame Feststellung oder Frage des Herrn 
Abg. Stangler betrachten, dlenn zu diesem 
Zeitpiunkt hat er noch sehr ruhig und sach- 
lich gesprochen. Er sagte: Man weiß nicht 
mehr, wer bei der Sozialistischen Partei eine 
Vollmacht zum Verhandeln habe. Und dann 
stellte er eine zweite Frage. Ich darf fest- 
stellen: Wer bei der Sozialistischen Partei 
Vollmachten hat zu verhandeln, ist vollkom- 
men klargestellt, indem wir, die sozialistische 
Fraktion und die Sozialistische Partei, Regie- 
rungsmitglieder narnhaft gemacht haben, die 
für ihren Bereich selbstverständlich die Ver- 
antwortung haben und sie auch wahrnehmen. 
Ich möchte laber gleich weiter auch dazu fest- 
stellen: Kein sozialistischer Funktionär, 
weder unsere Regierungsmitglieder noch 
irgendwer anderer, hat natürlich eine Voll- 
macht, zu verschleiern! Das ihaben sie nicht. 
Sie haben Vollmachten zum Verhandeln, sie 
haben Vollmachten, afbzuschließen - selbst- 
verständlich! -, aber niemand wird sich auch 
nur eine solche Vollmacht herausnehmen, 
ingend etwas zu verschleiern. Und daß ein 
solcher Versuch unternommen wurde, ging 
aus dem Gedächtnisprotokoll hervor. 

Ich bedaure, daß Herr Abgeordneter St8ang- 
ler jeitzt forbgaht. Er hat nämlinh noch eine 
zweite Bemerkung gemacht; er sagte: In 
welche Entwicklung kommen wir, wenn ver- 
trauliche Gespräche an die Presse am nach- 
sten Tag weitergegeben werden? Ja,  aber, 
sehr verehrte Damen und Herren, man muß 
doch sehr genau unterscheiden den Inhalt sol- 
cher vertraulicher Gespräche. Ich kann doch 
nicht sagen, daß alles, was ich bespreche, auch 
dann, wenn es - nach unserer Auffassung - 
eine so ungeheuerliche Materie betrifft wie 
diese Angelegeniheit mit den 420,000.000 S von 
Newag und Niioges, unbedsingt vertraulich 
bleiben muß. Das kann doch nicht unter eine 

besondere Verschwiegenheitspflicht fallen. Ich 
möchte umgekehrt fragen: Wo kommen wir 
denn hin, wenn man sozusagen Mitwisser zu 
Mitschuldigen dabei machen will? Das kann 
doch nicht der Sinn von Verhandlungen sein. 

Es wurde schon festgestellt, daß darüber 
hinaus diese Frage ja nicht in der Regierungs- 
Sitzung, sondern in 'einer Besprechung am 
14. Februar besprochen wurde, wo also alles 
das, was über gesetzliche Verschwiegeniheits- 
Pflicht usw. hier gesagt wurde, überhaupt 
gar nicht gilt. Es war ja keine Rtegierungs- 
Sitzung, sondern es war ein Gespräch. Natür- 
lich kann ich mir schon vorstellen, daß der 
Merr Generaldirektor Miillner das gern als 
vertraulich behandelt gewußt hätte. Ich auch 
an seiner Stelle. Wenn ich kommen und alles 
das sagen muß, was wir hier heute bereits 
festgestellt haben, hätte ich auch ein Inter- 
esse, daß das (nicht an die Öfflentlichkeit ge- 
langt. Selbstverständlich. Aber man kann 
doch nicht nur deshalb, weil man zuerst mit 
einer solchen Frage herankommt, wo die 
andere Seite erklärt, daß sie das nicht ver- 
antworten kann, nachher sagen: Oh, seid ihr 
böse Leute, daß ihr mit dem an dite Öffent- 
lichkeit gegangen seid! 

Und jetzt kommt gleich wiederum die 
Gegenseite. Im selben Atemzug sagt man: Ja, 
aber warum haben Sie denn - das gilt jetzt 
für unsere Aufsichtsräte - keine Fragen ge- 
stellt, warum haben Sie nicht das und das - 
unter dem Schutz der Verschwiegenheit - 
getan? Da hätten sie auch wieder nichts sagen 
dürfen. Meine Damen und Herren, so kann 
doch die Argumentation nicht gehen. 

Ich glaube, es glbt eine Verschwiegeniheits- 
Pflicht, jawohl. Aber es gibt auch eine Aus- 
sagepflicht, eine Aussagepflicht dann Eür 
jeden einzelnen, wenn er das Gefühl und die 
nberzeugung hat, hier kann er nicht schwei- 
gen, hier muß er in die Öffentlichkeit hin- 
ausgehen. Und das war in diesem Fall so. 

Der Herr Kollege Stangler hat schon auf 
eine zweite Problematik hingewiesen. Er 
sagte: Der Rechnungshof hat ja schon einmal 
die Newag geprrüft. Richtig! Er hat nur nicht 
gesagt, was mit dem Prüfiungsbericht ge- 
schehen ist. Der Priifungsbericht ist nicemals 
im Landtag verihandelt worden. Bei diesem 
Prüfungsbericht hat es die Landesregierung 
damals mit Mehrheit abgelehnt, damit in den 
Landtag zu gehen. Ja, meine sdhr verehrten 
Damen und Herren, was hilft dann das ganze 
Prüfen, wenn all das, was dabei aufgezeigt 
wird, wiederum im Schoße der Vertraulich- 
keit be,graben wird? So kann es doch in der 
Demokratie auch nicht gehen. 

Der Herr Landeshauptmannstellvertreter 
Dr. Tschadek hat heute sehr klar gesagt: Die 
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Rechtsstaatlichkeit in der Demokratie bedeu- 
tet natürlich auci, daß sich die Rechtsstaat- 
lichkeit im Auge der Öffentlichkeit abspi'elt 
und nicht nur hinter verschlossenen Türen. 
Ja, es lag einmal ein Rechnungshofibericht 
vor, ich glaube 1958, jedoch Sie werden ver- 
geblich darnach suchen, ob irgend etwas in 
den ,,Stenograp'hischen Protokioll'en" des 
Landtages steht, daß jemals ein Wort über 
diesen \Bericht hier gesagt wurde. 

Es ist nämlich jetzt folgendes interessant. 
Man wind ja jetzt geradezu dazu gezwungen, 
zu fragen, wais ist lda drin gestanden? Legen 
Sie diesen Bericht auf den Tisch! Das gehiört 
aber schon so sehr der Geschichte an, daß ies 
wahrscheinlich keinen Sinn mehr hat, sich 
ihleute ,darü'ber den Kopf zu zerbrechen. 

Herr Kollege Stangler 'hat auch gemeint, 
der Herr Abg. Marsch habe {hier im Hause in 
der Budgetdebatte (Abg. Reiter: Im Finanz- 
ausschufl, hat er gesagt!), im Finanzausschuß 
seine Rede mit einem Hinweis auf den 
Rechnungshofbericht begonnen. 

Sie sagen, daß kein Protokoll vorliegt. Man 
soll es aber dann nicht so darstellen. Es war 
ja nicht so, sondern Kollege Marsch erklärte 
damals zu Beginn seiner Rede, der Rech- 
nungshof prüfe jetzt, es werde in einer be- 
stimmten Zeit ein Bericht kommen. Und im 
Zusammenhang mit dieser Prcüfung werden 
eine Reihe von Tatsachen bekannt, die uns zu 
folgender Feststellung veranlassen. Wie sind 
diese Sachen bekannt geworden? Das kann 
ich Ihnen auch sagen. Monatelang hat der 
Rechnungshof Beamte der Newag einver- 
nommen. Monatelang! Glauben Sie {nicht, 
daß, genauso wie zu Ihnen, wenn ein anderer 
Betrieb geprüft wird, Beamte kommen und 
Ihnen dieses und jenes mitteilten, das nicht 
auch bei uns der Fall war? Natürlich sind 
soundsoviele Beamte der Newag und der 
Niogas gekommen und haben gesagt: Ich bin 
über d a s  gefragt worden, über dieses und 
jenes. Sie haben auch gesagt, welche Ant- 
worten sie gegeben [haben. Selbstverständ- 
lich! Diese Leute waren ja gar nicht zur Ver- 
schwiegenheit verpflichtet. Das war also der 
Grufnd hierfür, warum wir mit dieser Frage 
gekommen sind; es war kein anderer Grund. 

Es wird aber, wie gesagt, der Rechnungs- 
hof )beziehungsweise der Herr Präsident des 
Rechnungshofes sicherlich zu dieser - ich 
muß sagen - in der Zweiten und in der 
Ersten Republik einmaligen Anschuldigung, 
die der Herr Abg. Stangler [heute hier ge- 
macht hat, Stellung nehmen. Der Herr Prä- 
sident kann ja leider Gottes dagegen wahr- 
scheinlich nicht vorgehen, weil man ja hier 
unter dem Schutz der Immunität gesprochen 
hat. Es wäre sehr schön, wenn vielleicht 

irgend jemand anderer, der nicht unter dem 
Schutz der Immunitat steht, diese Behaup- 
tung wiederholen würde. Aber ich bin, wie 
gesagt, kein Ex-offo-Verteidiger und über- 
haupt kein Verteidiger des Herrn Präsiden- 
ten des Rechnungshofes. 

Und nun noch kurz zum Antrag, der zur 
Debatte stdht. Herr Landesrat Kuntner hat 
schon darauf hingewiesen. Es wird in der 
Begründung immer wieder erklärt, die sozia- 
listischen Aufsichtsratsmitglieder hatten doch 
fragen sollen. Daneben steht doch die Tat- 
sache, daß gemäß § 81 des Aktiengesetzes 
der .Vorstand zu 'einer Berichtspflicht verhal- 
ten ist. Primär hat also der Vorstand zu be- 
richten. Zweitens hätten unter Umstanden 
die Aufsichtsräte dann, wenn ihnen etwas 
unklar gewesen ist, die Gelegenheit gehabt, 
Fragen zu stellen. Das haben sie getan. Herr 
Landesrat Kuntner hat hier darüber be- 
richtet, was und wie oft gefragt wurde. In 
der Pressekonferenz vom 17. Februar 1966 
hat der Herr Generaldirektor Miillner 
liebenswürdigerweise sogar gesagt, wie er 
solche Fragen beantwortet hat. Er hat dort 
in aller Öffentlichkeit festgestellt: Meine 
Herren! Selbstverstandlich, Fragen, die nichts 
mit der IBilanz zu tun haben, wurden nicht 
beantwortet. Dia könnte jla alles mögltiche ge- 
fragt wberden. Er hat das vor allen Presse- 
Vertretern sehr laut gesagt. Er ist dadurch 
auf einen gewissen Widerstand seitens der 
Herren von der Presse gestoßen. 'Denn das 
ist es ja: Generaldirektor Müllner sagte in 
aller Öffentlichkeit: Beantworten werde ich 
nur das, was ich beantworten will. Sie kön- 
nen fragen, was immer Sie wollen. Aber nur 
darüber, was mit der Bilanz zu tun hat, 
werde ich Dhnea Auskunft geben, über sonst 
nichts. Die Fragen, um die es hier geht, ins- 
besondere was den Bau der Südstadt be- 
trifft, haben ja nicht nur die Aufsichtsräte 
gestellt. Es ist heute schon einmal gesagt 
worden, wie die Antwort gelautet hat: daß 
namlich alles mit Wdhnbauförderungsmit- 
teln und Krediten errichtet wurde. Das ist in 
Ordnung. Sie fragen: Ja,  warum wurdcen alle 
Bilanzen beschlossen? Warum wurde all das 
beschlossen? 

Sehr verehrte Damen und Herren! Ur- 
sprünglich lag kein Grund hierfür vor, gegen 
den Prüfer oder gegen den Vorstand eiln 
Mißtrauen zu haben. Man kann doch nicht 
von Haus aus annehmen: Von all dem, 
worüber hier berichtet wird, wird die Halfte 
verschwiegen, oder es ist die Hälfte davon 
falsch. Man muß doch vom guten Glauben 
ausgehen. Unsere Aufsichtsratsmitglieder 
und auch wir im Landtag sind dann, wenn 
wir einer Sache zugestimmt haben, vom 
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guten Glauben ausgegangen. Daß wir dieses 
guten Glaubens bevaubt wurden, ist nicht 
unsere Schuld. Das ist, wie gesagt, auf Grund 
der Mitteilung des Herrn Generaldirektors 
Mrüllner vom 14. Februar geschehen. Da sind 
wir auf einmal unseres guten Glaubens be- 
raubt worden. 

Soweit es um die Steuerfrage geht, handelt 
es sich nicht um eine Angelegenheit des 
Landtages. Das wird man auf der Bundes- 
ebene klären müssen. Aber soweit es um die 
Gestion der Gesellschaften und so weiter 
geht, ihandelt es sich natürlich um eine Auf- 
gabe des Landtages. 

Nun heißt es in Ihrem Antrag: über- 
prü£ung und so weiter, und es klang schon 
durch - der Herr Abg. Ludwig hat einen 
Zwischenruf in dieser Richtung gemacht: 
Absetzen die Sozialisten! Herr Kollege 
Wüger nickt. Freilich, natürlich, selbstver- 
ständlich, meint er. Ich ,glaube, das muß man 
ja festhalten. (Abg. Wüger: Hinaus mit euch!) 
Hinaus mit euch! IGenau das muß man fest- 
halten, mmeine Damen und Herren! Denn das 
beweist nämlich die ganze Mentalität: Raus 
mit denen, die etwas aufzeigen könnten, die 
etwas kontrollieren könnten! Ich bin ja dank- 
bar, daß . . . (Abg. Wüger mit heiserer 
Stimme: Schade, da6 ich nicht reden kann, 
sonst würde ich noch mehr sagen! - Heiter- 
keit.) 

PRÄSIDENT WEISS (das Glockenzeichen 
gebend): Keine Zwischenrufe! 

Abg. Staatssekretär RÖISGH (fortsetzend): 
Ich bin ja dankbar dafür, daß Sie das sagen. 
Ich #bin wirklich dankbar daftir. Denn der 
Hinweis des Abg. Stangler auf die Drohung 
,,Nach dem 6.!" betrifft uns nicht; das betrifft 
einen anderen. Die Öffentlichkeit wird dar- 
aus die Schlüsse ziehen, warum man das erst 
nach dem 6 .  machen will und nicht vorher. 
Aber es ist werbvoll, das, was Sie gesagt 
haben, schon heute zu wissen: Raus mit den 
sozialistischen Vorstandsmitgliedern. (Ab- 
geordneter Wüger: Wenn Sie schlafen, hin- 
aus!) Raus mit dlen sozialistischen Aufsichts- 
ratsmitgliedern! - Herr Kollege Stangler, 
Sie können es leider nicht mehr ungeschehen 
machen, wenn Sie auch noch so bös sind. Er 
bestätigt es schon viermal, und zwar mit der 
Zustimmung Ihrer Partei. (Abg. Wüger: So- 
wieso! - Abg. Stangler: Ihnen wird er nie 
recht geben, da können Sie sicher sein! - 
Heiterkeit.) Er hat mir recht gegeben. Sie 
werdlen lachen, Sie waren nicht im Saal. Er 
meinte: Hinaus mit den sozialistischen Auf- 
sichtsratsmitgliedern und Vorstandsdirek- 
toren! (Abg. Wüger: . . . die für  das Schlafen 
bezahlt werden!) Das ist das zweite, was in 
der Öffentlichkeit alarmierend wirken müßte. 

J a  hat mlan wirklich die Absicht, das zu 
tun? Bezweckt das der Antrag, den Sie vor- 
gelegt haben? Dann ändern Sie ihn ab und 
sagen Sie: Abberufung, hinaus! Wir wollen 
dort allein herrschen, allein regieren, wir 
wollen euch nicht mehr drinnen [haben. 
Sagen Sie das, was Kollege Wüger hier zum 
Ausdruck brachte! Sagen Sie es offen, (aber 
nicht so verschwommen, nicht so verklausu- 
liert! Sie werden doch nicht erwarten kön- 
nen, daß wir dieser Verklausulierung zu- 
stimmen können. Wir möchten gern, daß Sie 
mit Ihren Stimmen das durchführen, daß Sie 
mit Ihren Stimmen die tfberprüfung ver- 
anlassen und mit Ihren Stimmen allein - 
oder der Herr Landeshauptmann als Haupt- 
versammlung - das durchftihren, was sein 
Parteifreund Wüger hier lauthals gefordert 
hat: Raus mit den Sozialisten 'aus den Auf- 
sichtsräten, raus mit den Sozialisten aus dem 
Vorstand, Besetzung aller dieser Fulnktionen 
allein durch die Herren der Ö$sterreichischen 
Volkspartei. Und dann kann die Wirtschaft 
so weiter gehen wie bisher. Dann bestdht 
keine Gefahr mehr, daß in Zukunft in der 
Öffentlichkeit etwas aufkommen könnte. 
(Lebhafter Beifall bei der SPÖ. - Abgeord- 
neter Stangler: Aber wir werden Sie weiter 
liebevoll pflegen, Herr Staatssekretär!) 

PRÄBIDIENT WEI'SS: Zu Wort kommt der 
Herr Landeshauptmann. 

Landeshauptmann Dip1.-Ing. Dr. HAET- 
MANN: Hohes Haus! Verehrte Damen und 
Herren! Im Zusammenhang mit den Be- 
ratungen über den vorliegenden Dringlich- 
keitsantrag, betreffend die Geltendmachung 
der Verantwortlichkeit von Mitgliedern des 
Aufsichtsrates, haben mehrere Redner auch 
darauf hingewi'esen, daß in den Aufsichts- 
ratssitzunglen der Laadesgesellschaf ten zu- 
wenig Indormationen erteilt worden sind 
Insbesondere hat dies auch der Herr Ab- 
geordnete Blabolil zum Ausdruck gebracht. 

Ich will nicht all das wiederholen, was 
schon der Herr Abg. Stangler sagte. Es han- 
delt sich also um einen einstimmigen Be- 
schluß des Landtages, mit welchem der Er- 
richtung des Kraftwerkes Peisching (und der 
Anschaffung des Kohlenbergwerkes ,,Hohe 
Wand" zugestimmt wurde. 

Ich will aber dennoch die Mitglieder des 
Landtages darauf aufmerksam machen, daß 
sich im Aufsichtsrat hervorragende Fach- 
leute befinden. Ich verweise auf einen Mann, 
der einer der besten Bergbaufachleute, die 
es in Österreich gibt, ist; ich glaube, 
das so sagen zu können. Er ist Vizepräsid$ent 
der Niogas, ein hervorragender Mitarbeiter 
des Herrn Vizekanzlers Dr. Pittermann in 
der Sektion IV dles Bundeskanzleramtes: 
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Herr Ministerialrat Dip1.-Ing. Dr. Reichl. Er 
hat, bevor das Kohlenbergwerk „Hohe 
Wand" angeschafft beziehungsweise an- 
gekauft wurde, dieses Bergwerk genauestens 
untersucht. Ich kenne ihn seit vielen Jahren 
persönlich, bestätige nochmals, daß er ein 
hervorragender Fachmann und als Ver- 
trauensmann der Sozialistischen Partei Vize- 
prasident der Niogas ist. Ich bestätige auch 
das, was Herr Landesrat Kuntner sagte: Er 
geihort zu den Menschen, die sich kein X für 
ein U vormachen lassen. Wir haben aber im 
Aufsichtsrat der Niogas noch einen anderen 
hervorragenden Fachmann, den ich seit 
vielen Jahren persönlich kenne, ihn ob seiner 
fachlich hohen Qualitäten sehr schätze, dter 
eine Bilanz auf einen Blick zu lesen versteht 
und dem man auch kein X für ein U vor- 
machen kann, weil er als Generaldirektor 
einer sehr prominenten Bank - es handelt 
sich um DDr. Ockermülller - sofort weiß, 
was in einer Bilanz adrinnensteht. 

Hohes Haus! Wenn hier zum Ausdruck ge- 
bracht wurde, man wolle etwas verschleiern, 
verdunkeln oder verstecken, dsnn erkläre 
ich feierlich: Das ist nicht der Fall; der 
Rechnungshof wird vollste Klarheit herstel- 
len. Bevor aber das nicht geschehen ist, kann 
man niemanden verurteilen, und zwar aus- 
nahmslos niemanden. Was mich, Hoher Land- 
tag, geradezu menschlich erschüttert, ist diese 
schier überdimensionale Indiskretion, die 
heute ans Tageslicht gekommen ist. Es gibt 
offenbar in diesem Hause, Herrengasse 13, 
und im Hause Herrengasse 11 keinen Raum 
und keinen Schreibtisch, an welchem man 
von Mann zu Mann, von Mensch zu Mensch 
noch etwas besprechen kann. Herr Landes- 
hauptmannstellvertreter iDr. Tschadek, Ihr 
Gedächtnisprotokoll enthält Unrichtigkeiten, 
und die größte Unrichtigkeit besteht - da 
wir es heute nicht gehört haben - darin, daß 
Sie nicht festgehalten haben, daß Sie und 
Herr Landesrat Kuntner widerspruchslos 
einverstanden gewesen sind, daß diese Be- 
sprechung als vertraulich zu behandeln ist. 
Wir haben in der Pressekonferenz alles ge- 
hört, was dort gesprochen wurde, wir haben 
in der Pressekonferenz - ich war nicht dort, 
ich hiabe es gelesen - alles gehört, wais in der 
Sitzung der Landesregierung tags vorher be- 
sprochen und beraten wurde, obwohl die 
Sitzungen der Landesregierung ex lege mit 
der Amtsverschwiegenheit bedacht sind. Das 
ist das menschlich Erschütterndste für mich 
an dieser heutigen Sitzung. Und wenn es 
heute niemand noch #begreifen wollte, wie 
diese Sache mit der angeblichen Steuer- 
hinterziehung aussieht, so sage ich: Herr 
Landesrat Kuntner, ich verstehe auch ein 

bißchen etwas von der Stenographie, aber 
selbst wenn Sie Bruchstücke blendend cteno- 
graphieren können, so ist dieses Mosaik noch 
sehr unvollständig. Die steuerliche Betriebs- 
Prüfung hat bei der Niogas wiederholt statt- 
gefunden, das letztemal die amtliche steuer- 
liche Betriebspfifung von der steuerlichen 
Betriebsprüfungsstelle im Jahre 1964, und es 
wurde keine Steueuhinterziehung fest- 
gestellt. Ich möchte aber noch einen Satz, 
bevor ich über allgemeine Dinge mein Herz 
ausschütte, zu dieser Steuerfrage sagen. Ein 
bisserl was habe ich auch in meinem Leben 
davon verstand'en. Am 7. Februar erhielt ich 
schriftlich die Nachricht vom Vorsitzenden 
des Aufsichtsrates der Nichgas, daß nun die 
ersten Rückflüsse auf Grund der gewährten 
Wohnbaudarlehen ante portas, also vor der 
Türe, stehen. Am 8. Februar war Landes- 
regierungssitzung, und Herr Liandesbaupt- 
mannstellvertreter Dr. Tschadek hat  an die- 
sem 8. Februar den Antrag gestellt, der 
Rechnungshof möge auch die Niogas über- 
pnifen. Wir haben heute in der Landes- 
r egier ungssitzung einstimmig zwei Beschlüsse 
gefaßt, die damit im Zusammenhang stehen. 

Es war lediglich folgende Erwägung Geigen- 
stand dieser Frage: Wenn niemand da ist, der 
diese Rückflüsse entgegennimmt, dann ist die 
Nachversteuerung von Gesetzes wegen er- 
forderlich. Wenn Sie sich bitte erinnern 
mogen - ich werde in Zukunft bezüglich der 
Landesregierungssitzungen von der Amts- 
Verschwiegenheit auch weniger Gebrauch 
machen -, war ich depjenige, der gesagt hat: 
Wenn wir uns am 14. Februar über diese 
ganze Frage unterhalten haben, dann müsse 
das in die Landesregierung und in den Land- 
tag gebracht werden. Ich war also der erste, 
der diese Anregung gemacht hat. Ich habe 
wörtlich gesagt - das kommt auch nicht in 
Ihrem Gedäahtnisprotokoll vor: .,Der niader- 
österreichische Landtag mit allen 56 Ab- 
geordneten ist die breiteste Basis der nieder- 
österreichischen Volksvertretung, welche An- 
spruch darauf hat, genau informiiert zu wer- 
den." Nun kann der Landesfinanzreferent 
nicht Gelder vereinnahmen, wenn ihm der 
Landtag nicht das Recht dazu gibt, auf welche 
Einnahmepost 'er das nimmt, dazu müssen 
wir den Landtag bemühen. Das ist der Ur- 
grund einer dieser Beschlüsse, die Sie heute 
schon gefaßt haben, wobei der wesentliche 
Teil dieses IBeschlusses auf Grund einer For- 
mulierung des Herrn Landedhauptmannstell- 
Vertreters Dr. Tschadek beruht. Nur wenn 
der Landtag nicht sagt, wo das Geld ver- 
einnahmt werden kann, dann ist selbstver- 
ständlich - und wenn das erst in zehn Jah- 
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ren der Fall wäre - eine nückwirkende 
Steuerpflicht fällig. 

Ich muß Ihnen ehrlich bekennen, vepehrte 
Frauen und Herren, daß mich diese heutige 
Landtagssitzung mit wirklich ernster Sorge 
erfüllt hat. Es ist so viel vom Wahlkampf 
hüben und driiben gesppochen worden. Ich 
bedaure es, daß 'der Walhlkampf anscheinend 
auch auf die Art, in der hier in einer gesetz- 
gebenden Körperschaft argumentiert und 
verhandelt wunde, abgefänbt hat. Es ist hier- 
durch dem Land Niederösterreich kein guter 
Dienst ,erwiesen worden. SoLange ich aber die 
Ehre haben werde, Landeshauptmann dieses 
Landes zu sein, werde ich, und dessen k.' ionnen 
Sie gewiß sein, mit eiserner Konsequenz nach 
dem Grundsatz lhandeln, daß Recht Recht 
bleiben muß. (Beifall im ganzen Hause.) Die 
Juristen beider Parteien werden mir be- 
statigen, daß es in unserer Rechtsordnung ein 
ehernes Prinzip (gibt, das da lautet: Jeder 
Beschuldigte hat, solange das Verfahren zur 
Uberprüfung der ihm vorgeworfenen Ver- 
fehlungen nicht abgeschlossen ist, als un- 
schuldig zu gelten. Von Kaiser Trajan stam- 
men die bedeutsamen Worte: Nec de mispicio- 
nibus ldebet aliquem damnari. Das heißt: 
Niemand darf auf Grund von Vermutungen 
verurteilt werden, und das ist heute leider 
hier geschehen. Wenn die ,,Arbeiter-.Zeitung" 
heute einen Artikel mit der Ulberschrift 
biringt: „Der niedeiröstwreichiche Landtag 
wird heute zum Tribunal", so muß ich ant- 
worten: Eine gesetzgebende Körperschaft ist 
kein Gerichtahof. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich möchte Sie in diesem Zusammenhang 
auch auf einen der Kernsätzle der vom 
Europarat ausgearbeiteten und im Jahre 1958 
auch von Österreich ratifizierten Konvention 
zum Schutze der Menschenrechte und der 
Grundfreiheiten verweisen. Wenn ich mich 
pecht erinnere, war Herr Minister Tschadek 
damals sogar Justizminister. {Landeshaupt- 
mannstellvertreter Dr. Taschadek: Ich habe 
sie unterzeichnet!) Na eben! Dort heißt es: 
„Bis zum gesetzlichen Nachweis seiner Schuld 
wird vermutet, daß dler wegen einer straf- 
baren Handlung Angeklagte unschuldig ist." 

An diesen Grundsatz hat man sich heute 
nicht immer gehalten. Diese Bestimmung ge- 
nießt in unserer Rechtsordnung Verfassungs- 
rang. Aber es kommt einer Verletzung dieses 
Grundsatzles gleich, wenn jemand, bevor das 
zustandige ordentliche und unabhängige 
Untersuchungsorgan damit befaßt wurde, in 
aller Öffentlichkeit verurteilt und diskrimi- 
niert wird. Wird von diesen Grundsätzen 
abgegangen, dann sehe ich für unseren 
Rechtsstaat ernste Gefahren. 

Es wurde heute schon von eilnem FLedner 

erwähnt, in welchem historischen Saal wir 
uns hier befinlden. Wir sind in einem Saal, in 
welchem Männer wie Kunschak und Renner 
als Abgeordnete wirkten, in welchem ein 
Figl, ein Steinböck, ein Helmer, lein Reither 
als hohe und /höchste Repräsentanten Nieder- 
Österreichs auf den Regierungsbänken saßen. 
Sie haben fürwahr die Politik dieses Landes 
mitgestaltet. Wir alle kennen also den genius 
loci dieses historischen Saales. Wir wissen, 
welche bedeutsamen Entscheidungen hier 
gefallt wurden. Eines der bedeutendsten Er- 
eignisse nach dem Ende des zweiten Welt- 
krieges war die Länderkonfepenz hier in die- 
sem Raum, und 'es wäre sicherlich mit der 
Würde dieses Saales unvereinbar, bürgerte 
sich die Sitte ein, hier an den Grundsätzen 
unseres Rechtsstaates zu rütteln. Es wäre 
glatt im Widerspruch mit dem Geist dieses 
Hauses, wiürde man geTiadle ihier dazu über- 
gehen, Menschen wie zum Beispiel Viktor 
Müllner auf Grunld von Beitungsnachrichten 
und offenkundigen Indiskretionen zu ver- 
urteilen. Untersuchen soll man alles, aber 
zum Verurteilen sind wir in diesem Saale 
nicht berufen. Würde man dieses System: 
Der Landtag wird zum Tribunal! etwa zum 
politischen Stil dieses Hauses werden lassen, 
meine Damen und Herren, dann wäre das ein 
Schlag gegen die fundamentalsten Prin- 
zipien, auf denen unser politisches und 
rechtliches 'Leben beruht. 

Die niederösterreichische Landesregierung 
hat beschlossen, den Rechnutngshof zu er- 
suchen, 'die Niogas zu iiberprüfen und fest- 
zustellen, ob die gegen diese Landesgesell- 
schaft erhobenen Vorwürfe richtig sind. Da- 
mit ist volle Garantie dafür gegeben, daß 
Mängel, ,sofern solche tatsächlich bestehen, 
ans Licht kommen. Ich halte )es im InteTiesse 
einer objektiven und sachlichen Unter- 
suchung nicht nur für überflüssig, sondern 
fiür schädlich, dem Prüfungsergebnis des 
Rechnungshofes vorzugreSen und jetzt schon 
Schuldsprüche au fällten. 

Es ,gibt in unserer Rechtsordnung eine Be- 
stimmung, ,die mdlen Eingriff in ein schweben- 
des Verfahren verbietet. Sinn dieser Norm ist 
es erstens, denjenigen, gegen den eine Unter- 
suchung läuft, vor einem Rufmord zu 
schützen, und zweitens, die Unvoreingenom- 
mtenheit der Richter zu gewäihrleisten und 
durch keine Auijmtschung der öffentlichen 
Meinung diese Unvoreingenommlenheit zu 
gefährden. Diese Bestimmung sollte analog 
auch auf den hier zur Debatte stehenden 
Fall Müllner angewendet wterden. Wler aber 
im gegenwärtigen Stadium in dieser An- 
gelegenheit in dmer Öffentlichkeit zuviel 
Wind schlägt, leistet nach meiner ehrlichen 
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Überzeugung der Objektivität und Sachlich- 
keit und damit indirekt auch der Sauberkeit 
keinen guten Dienst. Er leistet auch dem 
Land Niederösterreich keinen guten Dienst. 

Ich habe am Beginn dieses Wahlkampfes, 
wie Sie ja gehört und gelesen haben, an alle 
Niederösterreicher appelliert, im Verlauf der 
zu erwartenden Auseinandersetzungen die 
Grenzen, die die Würde dieses idemokra- 
tischen Vorganges gebietet, nicht zu über- 
schreiten. Ich möchte Sie heute, da der Wahl- 
kampf bereits in die Zielgerade eingemündet 
ist, herzlich bitten, ja geradezu beschwören: 
Reißen Sie keine Klüfte auf, die sich nachher 
nur schwer schließen lassen! Es ist in <einem 
Wahlkampf wie bei einer ehelichen Aus- 
einandersetzung: J e  mehr Porzellan zer- 
schlagen wird, desto schwerer findet man 
nachher wieder zusammen. 

In diesem Hause wurde seit über 20 Jahren 
fruchtbare Aufbauarbeit geleistet. Es war 
dies aber nur miiglich, weil Männer mit 
Weitblick und Verantwortungsbewußtsein in 
beiden Lagern bereit waren, das Wohl des 
Landes und das Ansehen Niederösterreichs 
der Parbeiräson überzuordnen. Ich darf da- 
her den eindringlichen Appell wiederholen: 
Unternehmen Sie und unternehmen wir ,ge- 
meinsam nichts, was die Fortsetzung dieser 
positiven Aufbauarbeit erschweren könnte, 
und tun Sie und tun wir gemieinsam alles, 
um diesem Land das zu geben, was es 
braucht: nicht Zank und Streit, sondern ein 
ruhiges, ein gedeihliches Klima der Zusam- 
menarbeit im Interesse d'er Bevölkerung von 
Niederösterreich! (Beifall bei der ÖVP und 
bei Abgeordneten der SPÖ.) 

PRÄSIIDE~NT WHISlS: Zu Wort kommt noch 
Herr Landeshauptmannstellvertreter Doktor 
T s c h  a d e  k. 

Landedhauptmannstellvertreter Doktor 
TSCHADEK: Herr Präsident! Hohes Haus! 
Nach dem sicher eindrucksvollen, ich hätte 
fast gesagt, Schlußwort des Herrn Landes- 
hauptmannes w2irde ich nicht das Wort er- 
greifen, wenn ich nicht persönlich apostro- 
philert worden wäre und wenIn nicht doch, 
wie ich glaube, einige Dinge noch einmal 
ganz klar und deutlich festgestellt werden 
müßten. 

Natürlich, wenn man sich in einem engen 
Kreis zu einer Besprechung zusammensetzt, 
so ist nicht von vornherein der Sinn dieser 
Besprechung, dann in der Öffentlichkeit 
großen Schaum zu schlagen, sondern man 
versucht, die Dinge in möglichst engem Kreis 
auszutragen. hber  jetzt muß ich doch an das 
Hohe Haus folgende Frage stellen: Wenn 
einem Politiker vollkommfen neue und un- 
bekannte Tatsachen bekannt werden, die eine 

höchst politische Entscheidung erfordern - 
ganz gleich, wie sie ausfällt -, was soll er da 
mit einem Rericht anfangen, wenn er ihn 
nicht verwenden darf? Dann ihätte ja die 
ganze Besprechung von vornherein keinen 
Sinn. Wenn der Herr Landeshauptmann er- 
wogen hat - ich gebe zu, daß er das gesagt 
hat, in erster Linie hat es Herr Landesrat 
Resch gesagt, (und deshalb scheint es in 
meinem Protokoll auf -, die Sache in 'den 
Landtag zu bringen, dann besagt das ja 
schon, daß hier die Grenzen der Vertraulich- 
keit aufgehört haben. Was sollte auch ein 
Landtag behandeln, wie sollte man eine 
Landtagssitzung vorbereiten, wtenn man die 
Mitglieder des Landtages und in diesem Fall 
jeder Klub seine Fpaktion nicht von dem, 
was geschahen ist, verständigt, davon Mit- 
teilung macht und dann berät: Wile kommen 
wir aus der Sache heraus, welche Stellung 
konnen wir in dileser Situation beziehen? 
Eine Vertraulichkeit, die darin beruht, die 
politische Aktivität auszuschließen, ist nicht 
mö(g1ich. Das möchte ich sagen, obwohl ich es 
immer begrüßle, wenn 'diese Dinge auch im 
vertrauten Kreise erledigt und besprochen 
werden könnlen. Es handelt sich eben darum, 
wieweit notwendigerweise die Mitwirkung 
des größeren Personenkreiwes notwiendig ist. 
Wenn ich der Meinung bin, daß ohne Land- 
tag die Dinge überhaupt nicht zu ordnen 
sind, dann ist es klar, daß das Gesprach nicht 
auf vier cder fünf Personen beschränkt blei- 
ben kann. Ich sage das deshalb, um von 
vornherein jeden Vorwurf zurückzuweisen, 
der dahsin geht, es wäre leichtflertig und unter 
Mißachtung der Interessen Niederösterreichs 
ein Vertrauensbruch )begangen worden. Was 
wir getan haben und was ich getan habe, 
habe ich genauso aus dler Sorge um die Zu- 
kunft, Reinheit und Sauberkeit dieses Lan- 
des getan, wie ich hoffe, die Politiker auf der 
andepen Seite ebenfalls von einem guten 
Willen getragen waren. Ich bitte den Hohen 
Landtag, das zur Kenntnis nehmen zu wol- 
len. Der Herr Landeshauptmainn hat gesagt, 
daß ich selbst mitgewirkt habe an der For- 
mulierung eines Beschlusses, über den wir 
uns dann nicht einig geworden sind. iDas hat 
ja auch heute im Landtag sehen Nieder- 
schlag gefunden. Es hat sich dabei darum g,e- 
handelt, die Gelder für das Land sicher- 
zustellen, ohne die Vergangenheit damit zu 
sanktionieren und gutzuheißen. Daher sind 
auch heute von Ihrem Antrag, der vier 
Punkte hatbe, die Punkte 2, 3 und 4 von 
meinen Parteifreunden akzeptiert und der 
Punkt 1 des Antrages abgelehnt worden. 
Genau dieselbe Situation war bei der nieder- 
österrieichischen Landtesregierung. Ich leugne 
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gar nicht, daß ich mich recht b e m ~ h t  habe, 
eine Formulierung zu findlen. Dazu sind wir 
ja da. Es kann nicht meine Aufgabe sein, 
dort zu sitzen und nur ja und nein zb sagen. 
Ich bemiihe mich, wenn es geht, auch einen 
Weg zu suchen. Wir konnten uns nicht 
einigen, weil zu der Formulierung von mir 
die Formulieruing von Ihnen dazugekommen 
ist, und daiher kam es auch heute zu einer 
getrennten Abstimmung im Landtag. 

Ich ,glaube, das mußte man mit aller Deut- 
lichkeit feststellten, und \darum gestatten Sie 
auch mir, einige grundsatzliche B,emerkungien 
zu machen. Ich verstehje die Sorge des Herrn 
Landeshauptmannes und (ich teile sie, nam- 
lich die Sorge über den Ton, der in #der öster- 
reichischen Politik eingerissen hat über 
Dinge, die wir nur als Entartung des Wahl- 
kampffes bezeichnen können. Auch ich wäre 
froh gewesen, wenn wir in Niederösterrceich 
nicht in eine solche Situation geraten waren. 
Ich glaube auch gar nicht, daß die heutige 
Sitzung eine hesondere Wahlsituation lher- 
aufbeschwört hat. Wenn die Leidenschaften 
hochgegangen sind, dann muß man sich doch 
einmal ansehen, was lgeschriebcen, was ge- 
redet, was plakatiert, was stillschweigensd aln 
Flugblattern ohne Impressum verteilt wurde. 
Ich glaube, hier liegt die grohe Verbitterung. 
Ich will mich damit aber nicht im Detail be- 
schaftigen. Sicherlich, auch ich sage, der 
6. März ist ja nicht das Ende, denn am 
7.  Marz muß man wieder neu beginnen. Da- 
her soll man auch im Wahlkampf die Platt- 
form nicht verlassen, die diesen neuen An- 
fang am 7. März für beide Teile im Interesse 
Österreichs möglich macht. Gestatten Sie mir 
aber noch eine andere Bemerkung. Es wurde 
hier wiederholt gesagt, wir hatten versucht, 
den Landtag zum Tribunal zu machen, und 
wir hatten die Rolle gespielt, die die Genichte 
zu spielen hätten; der Herr Landeshaupt- 
maan hat sogar die europaische Menschen- 
rechtskonventbon zitiert, die meine Unter- 
schrift und die Unterschrift des damaliger, 
Außenministers, unseres leider viel zu früh 
verstorbenen Landeshauptmannes Figl, trägt. 
Wir haben sie gemteinsam in Brüssel unter- 
zeichnet. 

Hohes Haus! Wir dürfen aber nicht übler- 
seihen, daß nicht alle Untersuchungen, die 
vom Standpunkt der Politik und der Sauber- 
keit im Lande und der Verfassungsmäßig- 
keit im Lande durchzuführen sind, auch 
strafrechtlich(e Tatbestände sein müssen. Die 
Menschenrechtskonvention und *die Gruncl- 
satze, die hier verbreitet wurdlen, sind 
Grundsätze fiür das Strafverfahren. Ich weiß 
nicht, ob Sie der Meinung sind, daß schon der 
Strafrichter auf den Plan gerufen wlerden 

muß. Es kann, lassen Sie sich das in aller 
Ruhe sagen, etwas strafgesetzlich noch nicht 
strafbar und im politischen Leben doch abso- 
lut unmöglich sein. Es gibt Leute, die 
glauben, in der Politik ist jeder tragbar, der 
keine silbernen böffel gestohlen hat; das ist 
eine Mißachtung der ohnedies in der Öffent- 
lichkeit so oft zu Unrecht gfeschmähten 
Politiker und damit (eine Gefährdung der 
Demokratie. Daher kann man nicht immer 
nur diese Grundsätze anwenden, sondlern 
man muß sich dort, wo es sich um Fragen 
der Geschäftsordnung und um Fragen des 
Bruches v,erfassungsmäßiger Kompetenzen 
usw. handelt, eben auf dqn Boden begeben, 
der zur Austragung dieser Fragen da ist, ufnd 
das ist nun einmal dter parlamentanische 
Boden. Ich will gar nicht den politischen 
Kampf in den Gerichtssalen und mit Staats- 
anwälten und der Wirtschaftspoliz~ei fühnen. 
Wenn es dazu kommt, können wir 'es nicht 
verhindern, aber die politischen Fragen 
haben wir als Vertreter der Politik in 
Niederösterreich in diesem Saale auszu- 
tragen, im Saal dels nieiderösterreicihischen 
Landtages. (Be i fa l l  be i  d e n  Sozialisten.) Und 
daß man das auch ruhig wnrd sachbich kann, 
das, glaube ioh, steht außer Zweifel. Es ist nur 
eine Frage der Nerven [und eine Frage des 
guten Willens, daß man solche Dinge ruhig 
austrägt. Sehfen Sie, ldcer Herr Landeshaupt- 
mann hat  mit Recht auf den historischen 
Saal, auf den genius looi hingewilesen, der 
über diesem Hause schwelben sollte. Er hat 
gemeint, es sei mit der Würde 'dieses Saales 
nicht vereinbar, ein Tribunal zu vleranstalten. 
Wenn man versuchen würde, hier (Gericht zu 
spiIeLen und nicht politische Meinungen aus- 
zutragen, dann sei dieser 'Saal dazu nicht ge- 
eignet, und da gebe ich dem Herrn Lanldes- 
hauptmann recht. Ich möchte mir aber doch 
die iBemenkung erlauben, daß dlieser Saal, bei 
dessen genius loci Namen wie Renner und 
Helmer in Erinnerung geruften wurden, auch 
in seiner Würde verletzt wird, wenn man 
eine unwahre Volksfrolntprapaganda vier 
Tage vor den Wahlen venbreitet. (Bei fal l  bei  
d e n  Sozialisten.) Wir wollen auch 'hier den 
Boden der Sachlichkeit nicht verlassen. Ich 
will mich gar nicht mit diesen Fragen aus- 
einandersetzen, ich habe keine Wahlnede zu 
halten, aber Gepechtigkeit müßte auch in 
dieser Frage Platz (greifen. 

Wenn dler Herr Landeshauptmann erklärt, 
sollange er hier hanldedhsuptmann i'st, muß 
Recht Recht bleiben, dann gebe auch ich ihm 
recht, und wir alle haben durch Beifall diese 
Feststellung quittiert. Wlenn wir uns auch in 
der Stimmung des Wahlkampfes dazu ent- 
schließen, anzuerkennen, daß Recht Recht 
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bleibt und daß das Recht dort gesucht wird, 
wo es gesucht wlerden muß, für die Politik 
in der politischen Arena und für andere 
Dinge in den Gerichtssäl'en, wenn wir uns zu 
den Grundsätzen des Rechtsstaates beken- 
nen, dann ist die Briicke f i r  die Zusammen- 
arbeit meiner Meinung nach wiedier ge- 
schlagen. Es wäre mein sehnlichster Wunsch, 
daß, wenn die Schatten vorbeigezogen sind 
und wenn in diesem Saale wieder Klarhieit 
herrscht, auch der Weg wieder fnir eine 
gemeinsame konstruktive Arbeit für Niieder- 
Österreich frei wird. (Beifall bei der SPÖ. - 
Zwischenruf: Zuerst Rufmord begehen!) 

PRÄSIiDENT WEIiSS: Zu Wort kommt 
Herr Landeshauptmann. 

Landeshauptmann Dip1.-Ing. Dr. h. C. 

HARTMANN: Meine Damien und Herren! Ich 
habe nicht behauptet, daß der Landtag nicht 
dazu berufen sei, politische Fragen zu er- 
örtern. Selbstverständlich ist er dazu be- 
rufen. Das soll ganz unbestritten blleiben. Ich 
habe mlir zu sagen und eindringlich zu emp- 
fehlen erlaiubt, sich dabei 'an die !Grundsätze 
der Genfer Konvention für Menschenrechte, 
an die Gewaltentrennung und an eine 
Rechtsordnung zu halten. 

Verehrter Herr Landeshauptmannstellver- 
trieter Dr. Tschadek! Ich habe ja nur aus 
mienschlichen Gründen meinem Entsetzen 
darüber Ausdruck gegeben, daß in der 

Landesregierung nichts m&r besprochen 
werden kann, was wichtig ist. Wir waren am 
14. Februar beisammen, um einen modus 
procedendi zu erörtern. Es war selbstver- 
ständlich, daß diese Angelegenheit auch in 
den Landtag kommen müsse. Darüber be- 
stand kein Zweifel. Ich selbst hdbe diese An- 
regung gegeben. Ich möchte Ihnen jetzt ehr- 
lich sagen, was mich besonders entsetzt hat, 
namlich, daß Ihnlen der Mut igefiehlt ihat, mir 
zu sagen, daß diese Angelegenheit in einer 
Pressekonferenz der Sozialistischen Partei 
breitgetreten wird. Es hat mich cerschüttert, 
daß die Fakten nicht richtig wiedlergegeben 
worden sinld und daß Sie, wie schon gesagt, 
nicht den Mut hatten, mir davon Mitteilung 
zu machen. (Beifall bei der 6VP.) 

PRÄSIDENT WEISS: Die Rednerlilste ist 
erschöpft, wir kommen zur Abstimmung 
(Nach Abstimmung.) Mit Mlehrheit a n- 
g e n o m m e n. 

Somit (ist die Tagesopdnung der beutigen 
Sitzung erledigt. Es wlird sagleich nach dem 
Plenum der Finanzausschuß seine Nominie- 
rungssitzung im Herrensaal abhalten. Die 
nächste Sitzung wird im schriftlichen Wege 
bekanntgegeben werdien. 

Die Slitzung ist geschlossen. 
(Schlup der Sitzung um 17 Uhr 53 Minu- 

ten.) 
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